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Zusammenfassung

Der vorliegende Bericht beschaftigt sich mit der Ubertragbarkeit des regionalen Partizipations-
verfahrens im Rahmen des Sachplans geologische Tiefenlager (SGT) auf andere Sachplanverfah-
ren des Bundes. Er wurde im Rahmen des Forschungsprojektes "Partizipative Entsorgungspoli-
tik" erarbeitet. Im Zentrum stehen neben dem SGT die Sachpldne Verkehr, Teil Infrastruktur
Schiene (SIS), Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse (SIN), Infrastruktur der Luftfahrt (SIL), Uber-
tragungsleitungen (SUL), Militar (SPM) und Asyl (SPA). Ziel des Berichtes ist es, zu evaluieren,
ob ein informelles Beteiligungsverfahren fur die betroffene Bevolkerung — wie es die regionale
Partizipation im SGT darstellt — auch in den anderen sechs Sachpléanen des Bundes angewendet
werden konnte. Zurzeit gibt es in keinem anderen Sachplan als im SGT eine breit ausgelegte und
fur jedes Sachplanvorhaben vorgegebene informelle Mitwirkung der betroffenen Bevolkerung.
Meistens bleibt der Bevolkerung nur die Teilhabe tUber die formelle Information und Mitwirkung
der Bevolkerung gemass Artikel 19 der Raumplanungsverordnung und tiber das nach dem Sach-
planverfahren erfolgende Plangenehmigungsverfahren.

Um die Mdglichkeit einer Ubernahme der informellen Mitwirkungsmechanismen des SGT auf
andere Sachplane des Bundes zu untersuchen, wurden Rahmenbedingungen festgelegt, deren
Auspragungen die Durchfiihrung eines breit angelegten Mitwirkungsverfahrens beglinstigen
bzw. erschweren oder die Beteiligung der betroffenen Bevélkerung sogar einfordert bzw. als
unnotig erscheinen lassen. Diese sechs Rahmenbedingungen wurden basierend auf Sachplando-
kumenten und Interviews mit Sachplanverantwortlichen herausgearbeitet. So sprechen der Neu-
bau einer Sachplaninfrastruktur (im Gegensatz zum Ausbau), ein grosser geografischer Hand-
lungsspielraum (im Gegensatz zu einem eingeschrankten Handlungsspielraum), ein hohes gesell-
schaftliches Konfliktpotenzial und eine grosse offentliche Aufmerksamkeit hinsichtlich des
Sachplanvorhabens (im Gegensatz zu einer schwachen Auspréagung), eine geringe Anzahl Stand-
orte bzw. Projekte, die ein Sachplan regelt (im Gegensatz zu einer grossen Anzahl), eine vorhan-
dene Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers fur die Durchfuhrung einer Mitwirkung
(im Gegensatz zu keiner Zahlungsbereitschaft) sowie ein geringer externer und interner Zeit-
druck hinsichtlich der Umsetzung eines Infrastrukturvorhabens dafir, dass in einem Sachplan
des Bundes die betroffene Bevoélkerung in Form einer informellen Mitwirkung am Sachplanvor-
haben teilnehmen koénnte und gegebenenfalls auch sollte.

Die Analyse der Auspréagungen der jeweiligen Rahmenbedingung in den verschiedenen Sachplé-
nen fihrt zu folgenden Folgerungen: Weder der geografische Handlungsspielraum noch die An-
zahl Standorte oder die Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers sind bei den untersuch-
ten Sachplanen optimal ausgepragt (Ausnahme: Sachplan Asyl mit einem relativ grossen geogra-
fischen Handlungsspielraum). Das gesellschaftliche Konfliktpotenzial und die 6ffentliche Auf-
merksamkeit der jeweiligen Themen sind bei einigen Sachplénen zusétzlich kaum vorhanden
oder wenn vorhanden, dann eher auf einen lokalen Raum beschrénkt. Einzig der Zeitdruck, wel-
cher kaum oder nur mittelméssig vorhanden ist, spricht fir die Durchfihrung einer informellen
Mitwirkung der Bevolkerung in den finf Sachplanen Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene (SIS),
Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse (SIN), Infrastruktur der Luftfahrt (SIL), Ubertragungsleitun-
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gen (SUL) und Militar (SPM). Im Sachplan Asyl (SPA) ist der externe Zeitdruck hingegen gross.
Der nur mittel bis schwach vorhandene Zeitdruck scheint jedoch kein hinreichender Grund zu
sein, in diesen Sachplanen ein informelles Mitwirkungsverfahren ins Leben zu rufen.

Die Sachplane Ubertragungsleitungen und Asyl sind neben dem SGT die einzigen Sachplane, die
mehrere optimale Ausprdgungen bei den sechs Rahmenbedingungen aufweisen: Bei beiden
Sachpléanen sollen neue Infrastrukturen errichtet werden und es bestehen dabei gewisse Hand-
lungsspielrdume. Zudem sind das gesellschaftliche Konfliktpotenzial und die offentliche Auf-
merksamkeit vorhanden und die Anzahl Standorte, fir die eine Durchfuhrung eines Mitwir-
kungsverfahrens in Frage kdme, ist auf eine relativ ubersichtliche Anzahl beschrénkt. Die Zah-
lungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers ist jedoch wie bei den anderen Sachplanen nicht
optimal ausgepragt. Der Sachplan Asyl sieht sich zudem mit einem grossen Zeitdruck konfron-
tiert.

Der SGT st der einzige Sachplan des Bundes, bei dem im Konzeptteil ein informelles Mitwir-
kungsverfahren — neben der geméss Raumplanungsgesetz und -verordnung vorgeschriebenen
formellen Mitwirkung der Bevélkerung — vorgesehen oder als Mdglichkeit erwahnt wird. Dies
scheint eine wichtige Rahmenbedingung zu sein, damit ein Mitwirkungsverfahren fiir die be-
troffene Bevolkerung durchgefihrt und auch finanziert wird. Damit verbunden ist die Zahlungs-
bereitschaft des Infrastrukturbetreibers, die einzig beim SGT gegeben und bei den anderen Sach-
pldnen des Bundes nicht oder kaum vorhanden ist. Die Auspréagung dieser Rahmenbedingung ist
wohl ein wichtiger Grund fur das fehlende Vorhandensein einer parallel zur formellen 6ffentli-
chen Mitwirkung stattfindenden informellen Mitwirkung in den anderen Sachplanen des Bundes.

Schliesslich muss festgehalten werden, dass jeder Sachplan eine eigene Vorgehensweise und
Dynamik hat und auch jedes einzelne Sachplanvorhaben wiederum als Einzelfall zu betrachten
ist. Die im SGT durchgefiihrte regionale Partizipation kann nicht ohne weiteres auf einen ande-
ren Sachplan ubertragen werden. Jedoch kdnnten einzelne Aspekte und Ideen daraus durchaus in
anderen Sachplénen eingebracht werden, falls diese die notwendigen Rahmenbedingungen erfl-
len, die eine Durchflihrung eines Beteiligungsverfahrens fir die betroffene Bevolkerung beguns-
tigen und zweckmassig erscheinen lassen. VVor allem bei Sachplénen, die tber ein grosses gesell-
schaftliches Konfliktpotenzial verfigen und grosse o6ffentliche Aufmerksamkeit geniessen und
zudem einen grossen Handlungsspielraum aufweisen, ist es praktisch unverzichtbar, die be-
troffene Bevolkerung maoglichst frih und breit am Sachplanverfahren teilhaben zu lassen. Dabei
sollten nicht nur reine Informationsveranstaltungen durchgefuhrt werden, sondern ein echter
Austausch sattfinden, bei dem die betroffene Bevolkerung sowohl Anliegen und Forderungen
einbringen kann als auch Rickmeldungen auf diese Forderungen erhalt.
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1 Einleitung

"Die Qualitat einer Entscheidung beruht auf der Qualitat der vorgangigen Diskussion.™
(Perikles, zitiert in SVI2014: 4)

Wie im einflihrenden Zitat festgehalten wird, griindet eine Entscheidung von guter Qualitat auf
einer vorgéangig durchgefiihrten Diskussion, ebenfalls von hoher Qualitat. So gesehen sollten
Entscheidungen fir komplexe Fragestellungen nicht ad hoc gefallt werden, sondern basierend
auf einem vorangegangenen Entscheidungsprozess. In diesem Entscheidungsprozess soll eine
qualitativ hochwertige Diskussion gefuhrt werden. Als ein Aspekt einer hochwertigen Diskussi-
on kann die Beteiligung verschiedener Akteure daran gesehen werden. Erst wenn verschiedene
Akteure mit unterschiedlichen Ansichten und Meinungen zusammen diskutieren, kann eine
nachhaltige Entscheidung von hoher Qualitét getroffen werden.

Die Idee einer guten Diskussion mit der Beteiligung unterschiedlicher Akteure kann — simpel
gesagt — als Grundlage flr die sogenannte regionale Partizipation im Sachplanverfahren geolo-
gische Tiefenlager angesehen werden®. Mit dem Instrument der regionalen Partizipation wird die
betroffene Bevolkerung an den Diskussionen beteiligt, die zur Standortsuche fir Tiefenlager fur
radioaktive Abfalle gefuhrt werden. Diese informelle regionale Mitwirkung findet zusatzlich zur
im Raumplanungsgesetz (RPG) vorgeschriebenen Information und Mitwirkung (Art. 4 RPG) und
der in der Raumplanungsverordnung (RPV) konkretisierten Anhérung der Kantone und Gemein-
den; Information und Mitwirkung der Bevdlkerung (Art. 19 RPV) statt?.

Der vorliegende Bericht beschiftigt sich mit der Ubertragbarkeit eben dieses regionalen Partizi-
pationsverfahrens im Rahmen des Sachplans geologische Tiefenlager (SGT) auf andere Sach-
planverfahren des Bundes. Er ist Teil der Begleitforschung regionale Partizipation (Schritt 2).
Das entsprechende Forschungsprojekt — von den Autoren Partizipative Entsorgungspolitik ge-
nannt — besteht hauptséchlich aus einer Evaluation der regionalen Partizipation in den von der
Standortsuche betroffenen Regionen®. Das vorliegende Teilprojekt widmet sich nun explizit dem
Vergleich der informellen Mitwirkungsmechanismen im Rahmen des SGT mit den informellen
Mitwirkungsmechanismen in den anderen Sachplanen des Bundes®.

! Weitere Informationen zur regionalen Partizipation unter BFE (2017b) oder in Kapitel 3.2 (S. 9). Weitere Informa-
tionen zum Sachplan geologische Tiefenlager unter BFE (2017c) oder in Kapitel 3.1 (S. 7).

2 Beim Sachplanverfahren Geologische Tiefenlager wird dabei ausnahmsweise die Anhérung und 6ffentliche Mit-
wirkung nach Art. 19 PRV fir die Etappen 2 und 3 mit einer Vernehmlassung nach Vernehmlassungsgesetz (VIG)
ersetzt, da es sich um ein Vorhaben von grosser politischer, finanzieller, wirtschaftlicher, ékologischer, sozialer
oder kultureller Tragweite handelt (siehe Art. 3 Abs. d VIG).

* In Rahmen dieser Begleitforschung sind bereits mehrere Berichte erschienen. Siehe dazu Alpiger und Vatter
(2015, 2016, 2017).

* Im Folgenden werden die Begriffe Partizipation, Mitwirkung, Beteiligung oder Einbezug als Synonyme fiir eine
zusétzlich zur formellen Information und Mitwirkung nach RPG und RPV stattfindende Mitwirkung der Bevolke-
rung verwendet.
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Fur diesen Vergleich werden die VVoraussetzungen ausgearbeitet und schliesslich festgelegt, die
eine Durchfiihrung von Mitwirkungsmechanismen in einem spezifischen Sachplan erleichtern,
ermoglichen oder sogar erfordern respektive erschweren oder unnétig erscheinen lassen. Das
Analyseraster betreffend Voraussetzungen, im folgenden Rahmenbedingungen genannt, ist in
erster Linie aus den Gesprachen mit den Sachplanverantwortlichen, die im Rahmen dieses Teil-
projektes als wichtiger Bestandteil gefiihrt worden sind, sowie aus der Beschéftigung mit diver-
sen Sachplandokumenten entstanden.

Studien, die ebenso die Ubertragbarkeit von Birgerbeteiligungsverfahren beurteilt haben (meis-
tens nachdem das Verfahren im Vorfeld evaluiert wurde), sind vor allem in Deutschland zu fin-
den. Dabei wurde zum Teil zwischen der Ubertragbarkeit aus Sicht der Organisatoren und aus
der Sicht des Evaluators unterschieden (z. B. Kubicek 2014a: 26 ff.). Dies wird in der vorliegen-
den Studie jedoch nicht gemacht. Bei der Evaluation des Beteiligungsverfahren zum Transpa-
renzgesetz Rheinwald-Pfalz (siehe dazu Faas et al. 2016) wurde z. B. beurteilt, was beibehalten
werden sollte (z. B. das Format) und wo Verbesserungspotenzial vorhanden ware (z. B. stérkere
Offentlichkeitsarbeit) (ebd.: 40 f.). Beim Birgerbeteiligungsverfahren bei der Landesgesetzge-
bung in Baden-Wiirttemberg (siehe dazu Brettschneider und Renkamp 2016) wird die Ubertrag-
barkeit in Form von Erfolgsfaktoren partizipativer Gesetzgebungsverfahren behandelt (ebd.: 44).
So soll z. B. die Face-to-Face-Beteiligung (auch von nicht-organisierten Betroffenen und zufal-
lig ausgewahlten Burgern) beibehalten werden. VVon grofRem Vorteil fur die Transparenz seien
zudem Online-Verfahren. Die wissenschaftliche Evaluation des Modellprojekts Innovative Bir-
gerbeteiligung Ortsumgehung Waren (siehe dazu Kubicek 2014a) behandelt die Ubertragbarkeit
anhand von Kennzeichen des Modells. Denn das Modell sollte "zu allgemeinen Erkenntnissen
fuhren, die auf &hnliche Infrastrukturprojekte in anderen Stadten und Regionen bertragbar sind"
(ebd.: 26). In einer abschliessenden Befragung wurden die Organisatoren zudem gefragt, ob sie
durch die Erfahrung mit dem Modell ermutigt worden seien, "im eigenen Zustandigkeitsbereich
bei anstehenden Planungsvorhaben [...] die Blrgerinnen und Burger in dhnlicher Weise zu betei-
ligen" (ebd.: 27), was der bereits erwahnten Ubertragbarkeit aus der Sicht der Organisatoren ent-
spricht. Bei der wissenschaftlichen Evaluation des Modellprojekts Birgerdialog A 33 Nord (sie-
he dazu Kubicek 2014b) wird die Ubertragbarkeit unter den dauerhaften Wirkungen des Dialog-
prozesses analysiert (ebd.: 46 f.).

Der vorliegende Bericht ist folgendermassen aufgebaut: In Kapitel 2 werden die verwendeten
Daten und die Methode zur Priifung der Ubertragbarkeit prasentiert. Dabei wird ein Analyseras-
ter betreffend der Rahmenbedingungen fiir die Durchfiihrung eines 6ffentlichen Mitwirkungsver-
fahrens entworfen. Danach (Kapitel 3) wird auf den SGT und die regionale Partizipation in die-
sem Sachplan eingegangen. Im darauffolgenden Kapitel 4 werden zuerst das Instrument des
Sachplans allgemein und danach die einzelnen Sachplane kurz vorgestellt. Anschliessend wird
explizit auf die (6ffentliche) Mitwirkung in den jeweiligen Sachpldnen eingegangen. Im fiinften
Kapitel werden die aktuellen Rahmenbedingungen betreffend einer Durchfuhrung informeller,
offentlicher Mitwirkungsverfahren fir jeden Sachplan des Bundes hergeleitet und ein Vergleich
zwischen den Sachplénen angestellt. Es wird dabei gezeigt, welche Rahmenbedingungen zusatz-
liche Mitwirkungsmechanismen, wie sie im Sachplanverfahren zum SGT angewendet werden,
begunstigen bzw. erschweren wiirden. Am Schluss folgt ein Fazit tber die Untersuchung.



2 Daten und Methode zur Priifung der Ubertragbarkeit

Zur Uberpriifung der Ubertragbarkeit werden einerseits vorhandene Dokumente wie frei verfiig-
bare Sachplandokumente, Gesetzestexte, Analysen oder Studien Uber die Sachpléane verwendet.
Andererseits wurden mittels Gesprachen mit den Verantwortlichen der einzelnen Sachpléne ei-
gene Daten erhoben. Befragt wurden die Verantwortlichen der Sachplane Verkehr, Teil Infra-
struktur Schiene (SIS), Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse (SIN), Infrastruktur der Luftfahrt
(SIL), Ubertragungsleitungen (SUL), Militar (SPM) und Asyl (SPA). Eine Auflistung der inter-
viewten Personen findet sich in Anhang 1. In 45- bis 60-minttigen Interviews wurde tber Ziel
und Zweck, die Instrumente der Mitwirkung und die Grinde fur oder gegen mehr Mitwirkung
innerhalb des jeweiligen Sachplans gesprochen. Die aufgezeichneten Interviews wurden
transkribiert und einzelne Aussagen daraus werden in der vorliegenden Arbeit direkt oder indi-
rekt zitiert. Aus den Interviews stammende Aussagen werden jeweils mit "Sachplanverantwortli-
che/r [Abkirzung Sachplan] 2017" gekennzeichnet.

Zusétzlich zu den sechs untersuchten Sachpldnen und dem SGT existieren noch der Sachplan
Fruchtfolgeflachen (SP FFF) und der Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schifffahrt (SIF). Der
vom Bundesrat 1992 verabschiedete SP FFF ist der dlteste Sachplan. Er steht unter der Federfiih-
rung des Bundesamtes fuir Raumentwicklung (ARE), enthalt aber keine rdumlich-konkreten Aus-
sagen. Der SIF wurde 2015 vom Bundesrat verabschiedet und wird vom Bundesamt fur Verkehr
(BAV) geleitet. Er besteht nur aus drei Objektblattern von Projekten, die seit L&ngerem nicht
mehr weiterverfolgt werden (BR 2017a: 10). Beide Sachpléane werden nicht in die vorliegende
Untersuchung aufgenommen, da sie entweder keine raumlich-konkreten Aussagen (SP FFF) oder
ausschliesslich raumlich-konkrete Festlegungen mit geringem Konfliktpotenzial (SIF) enthalten
und sich entsprechend fiir die Frage einer vertieften regionalen Partizipation nicht anbieten.

Um eine systematische Uberpriifung der Ubertragbarkeit durchzufiihren, wurde ein Analyseras-
ter entwickelt, welches der Vergleichbarkeit der einzelnen Sachpléane hinsichtlich verschiedener
Rahmenbedingungen dient (siehe Tabelle 1, S. 6). Es handelt sich um Rahmenbedingungen, die
beim SGT eine fur die Durchfliihrung eines Mitwirkungsverfahrens optimale Auspragung haben.
Diese Bedingungen haben sich aus den Gesprachen mit den Sachplanverantwortlichen (z. B. bei
den Griinden gegen eine offentliche Mitwirkung im eigenen Sachplan) sowie aus der Sichtung
diverser Sachplandokumente ergeben. Je nach Ausprdgung einer Rahmenbedingung in einem
Sachplan ist die Durchfihrung eines Partizipationsverfahrens in diesem Sachplan Uberhaupt
mdoglich und gewinnbringend bzw. ist dies sogar dringend nétig. Die optimale, sprich die einer
Durchfiihrung eines Mitwirkungsverfahrens forderlichste Auspragung einer Rahmenbedingung
wird in den folgenden Abschnitten zu den einzelnen Rahmenbedingungen jeweils angegeben.

Ausbau oder Neubau der Infrastruktur

Als erste Rahmenbedingung ist entscheidend, ob die sachplanrelevante Infrastruktur bereits vor-
handen ist (und mit dem Sachplan nur geméss den sich wandelnden Anforderungen angepasst
wird) oder ob neue Infrastrukturen und Anlagen gebaut werden sollen. Bei einer bereits vorhan-
denen Infrastruktur, die z. B. erweitert werden soll, ist die Durchfiihrung eines Partizipationsver-
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fahrens weniger bedeutsam als bei einer zusatzlichen Infrastruktur. Denn bei einem Neubau ist —
im Gegensatz zu einer bereits bestehenden Infrastruktur — der Standort noch nicht fix durch eine
bestehende Infrastruktur vorgegeben, was mehr Raum fir die 6ffentliche Mitwirkung gibt, durch
welche ein allfalliges Konfliktpotenzial besser erkannt und reduziert werden kann. Bei einem
Infrastrukturausbau hingegen steht eher die Information tber das Vorhaben im Vordergrund.
Trotzdem kann auch ein Ausbau einer Infrastruktur Auswirkungen auf die Umwelt haben und
bietet somit Raum fur eine 6ffentliche Mitwirkung (z. B. Landbeanspruchung oder allgemein
Minimierung der Auswirkungen).

Geografischer Handlungsspielraum

Als zweite Rahmenbedingung ist die Mdglichkeit eines Einbezugs der betroffenen Bevolkerung
abhangig davon, wie gross der geografische Handlungsspielraum bei der Standortfestsetzung
einer Infrastruktur ist. Gibt es viele mogliche Standorte fir eine Infrastruktur oder sind die még-
lichen Standorte aufgrund verschiedener Aspekte (z. B. Sicherheit, technische Machbarkeit) ein-
geschrankt? Je grosser der Handlungsspielraum hinsichtlich des Raumes ist, der mit dem Sach-
planprojekt genutzt werden soll, desto eher bietet sich die Durchfiihrung eines Mitwirkungsver-
fahrens an. Wenn der Handlungs- und Gestaltungsspielraum bereits zu Beginn sehr einge-
schrénkt ist, so ist eine Mitwirkung weniger angebracht und kann sogar kontraproduktiv wirken.

Gesellschaftliches Konfliktpotenzial und éffentliche Aufmerksamkeit des Themas

Als weitere Dimension spielt das gesellschaftliche Konfliktpotenzial und die Offentliche Auf-
merksamkeit eines mit dem Sachplan behandelten Themas eine Rolle, ob die Durchfiihrung eines
Partizipationsverfahrens uberhaupt sinnvoll und ndétig ist. Ist ein Thema konfliktbeladen und
steht oft in der Offentlichkeit (bzw. in den Medien) — wie z. B. die Migrationspolitik generell —,
so macht die Durchfiihrung eines Partizipationsverfahrens durchaus Sinn (und ist unter Umstén-
den sogar unerl&sslich). Bei einem weniger konfliktbeladenen Thema, bei dem die 6ffentliche
Aufmerksamkeit kaum vorhanden ist oder sich nur auf einen kleinen Raum begrenzt (wie z. B.
der Ausbau einer Bahnlinie um ein zweites Gleis zwischen zwei benachbarten Orten), ist die
Durchfiihrung eines Partizipationsverfahrens weniger angebracht. Hierbei muss aber darauf hin-
gewiesen werden, dass ein gesellschaftliches Konfliktpotenzial auch unabhéngig von raumplane-
risch relevanten Konfliktpotenzialen bestehen kann (wie z. B. das Konfliktpotenzial der Migrati-
onspolitik oder der Kernenergie). Ein hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial (sei es hinsicht-
lich raumplanerischer Aspekte oder aber auch bezliglich grundlegenden Einstellungen) und eine
grosse Offentliche Aufmerksamkeit sind diejenigen Auspragungen der beiden Aspekte dieser
Rahmenbedingung, welche die Durchfiihrung einer Offentlichen Beteiligung am ehesten erfor-
derlich bzw. zweckmassig erscheinen lassen.

Anzahl Standorte bzw. Projekte

Die vierte Rahmenbedingung betrifft die Anzahl Infrastrukturstandorte bzw. Infrastrukturprojek-
te. Bezieht sich der Sachplan nur auf ein paar wenige Standorte (wie z. B. der SGT, bei dem nur
ein oder zwei Standorte ausgewahlt werden sollen) oder regelt der Sachplan eine grosse Menge
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von Projekten (wie z. B. der Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene, der das gesamt-
schweizerische Schienennetz behandelt)? Je nach Anzahl Projekte pro Sachplan ist die Durch-
fihrung von Partizipationsverfahren fir ein Sachplanobjekt eher denkbar oder weniger denkbar.
Die optimale Rahmenbedingung ist eine kleine Anzahl Standorte bzw. Projekte — da die Organi-
sation von Beteiligungsverfahren in einer Vielzahl von Standorten kaum durchfihrbar ist, insbe-
sondere wenn zudem systembedingte Abh&ngigkeiten zwischen den Projekten bestehen.

Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers

Eine weitere Rahmenbedingung stellt die Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers dar.
Hierbei kann es sich sowohl um Bundesstellen als auch um privatrechtlich organisierte Infra-
strukturbetreiber handeln. Ausschlaggebend ist, ob der Betreiber der Infrastruktur bereit ist, zeit-
liche, finanzielle und personelle Ressourcen fiir ein Mitwirkungsverfahren aufzuwenden. Es
stellt sich dabei auch die Frage, ob und wie der Infrastrukturbetreiber einen Nutzen in einem
Beteiligungsverfahren sieht und wie er diesen Nutzen im Verhaltnis zu den Kosten eines solchen
Verfahrens einschétzt. Ein erster Aspekt, der die Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetrei-
bers beeinflusst ist, ob Anséatze fir eine informelle Mitwirkung (neben der formell vorgeschrie-
benen Information und Mitwirkung der Bevolkerung nach Art. 4 RPG und Art. 19 RPV) bereits
im Sachplan vorhanden und im rechtlichen Rahmen mdglich sind oder nicht (optimal: Ansatze
bereits vorhanden). Ein zweiter Aspekt hinsichtlich der Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbe-
treibers ist das Verhaltnis zwischen den erwarteten Kosten fur ein Partizipationsverfahren und
den Gesamtprojektkosten. Ist dieses kleiner als 1 zu 100 (und die "Partizipationskosten" betragen
somit weniger als 1 % der Gesamtkosten), so entspricht dies der optimalen Auspragung dieses
Aspektes. Dieses Verhaltnis liegt fiir den SGT annahernd vor® und scheint daher eine nachvoll-
ziehbare Grossenordnung fur einen Vergleich zu sein. Ob die Zahlungsbereitschaft des Infra-
strukturbetreibers effektiv vorhanden ist und wie das Verhaltnis zwischen den erwarteten Parti-
zipationskosten und den Gesamtprojektkosten ist, kann im Rahmen dieser Untersuchung auf-
grund der grossen Anzahl Sachplanvorhaben nicht mit vertretbarem Aufwand erhoben werden.
Es wird lediglich das VVorhandensein von Ansétzen fir eine informelle Mitwirkung im Sachplan
evaluiert. Fur eine detailliertere Analyse der Anwendbarkeit von Mitwirkungsmechanismen bei
zukiinftigen Sachplanverfahren wére dies aber sicherlich interessant.

Zeitdruck

Die beiden Aspekte der letzten Rahmenbedingung betreffen die Zeit, in der ein Infrastrukturvor-
haben umgesetzt werden soll. Es wird zwischen einer externen und einer internen Perspektive

% Nutzen von partizipativen Verfahren kénnen fiir die Projektverantwortlichen oder die Verwaltung z. B. das Erken-
nen von potentiellen Konflikten, die effizientere Zielerreichung, die Akzeptanz der Entscheide, die Entlastung des
nachgelagerten Prozesses, die Legitimation oder die Informationsbeschaffung sein (Jordi 2006: 28 f.). Es ist je-
doch kaum mdglich, diese eher schwierig messbaren Nutzen mit den Kosten des Projektes abzuwégen.

® Der Anteil bisheriger Kosten der regionalen Partizipation an den bereits aufgelaufenen Kosten der Nagra (bis
2016) betragt etwa 1.15 %. Die abgeschatzten Gesamtkosten der regionalen Partizipation machen hinsichtlich der
Ausgangskosten (ohne Betrieb, Stilllegung/Riickbau/Verschluss und Forschung/Entwicklung) einen Anteil von
etwa 0.86 % aus und hinsichtlich der Gesamtkosten (ohne dieselben Aspekte) einen Anteil von etwa 0.64 % (eige-
ne Berechnungen, Quelle: swissnuclear 2016; BFE 2017a).
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unterschieden. Bei der externen Perspektive geht es um den kontextbedingten — zum Teil auch
gesellschaftlichen — externen Zeitdruck, der fur die Erstellung eines Infrastrukturvorhabens vor-
handen sein kann (z. B. eilt es, Unterkinfte fur Asylsuchende zu bauen, da die Zahl Asylsuchen-
der zunimmt). Optimal fiir die Durchfiihrung von Partizipationsverfahren wére, wenn nur ein
geringer externer Zeitdruck besteht (langerer Zeithorizont hinsichtlich Kontextbedingungen und
der Gesellschaft) und somit genligend Zeit fur die Mitwirkung der Betroffenen aufgewendet
werden kann. Die interne Perspektive behandelt die Frage, ob innerhalb der jeweiligen Sachpla-
nung die Zeit fir ein Mitwirkungsverfahren gegeben ist. Falls gentigend Zeit dafur vorhanden
oder bestenfalls sogar bereits eingeplant ist, ermdglicht dies den Einbezug der Betroffenen und
ist somit die optimale Auspragung dieses Aspektes. Der zweite, interne Aspekt wird im vorlie-
genden Bericht jedoch nicht behandelt, da dies eine detailliertere Analyse der Sachpléane und
deren Konzepte bedingen wirde, was im Rahmen dieser Untersuchung nicht méglich ist.

Unterschiedliche Arten von Rahmenbedingungen oder

""beglinstigende oder einfordernde Rahmenbedingungen™

Bei den genannten Rahmenbedingungen kann zwischen zwei Formen unterschieden werden. Zum
einen gibt es Rahmenbedingungen, welche die Durchfiihrung eines Mitwirkungsverfahrens beglins-
tigen und/oder die Voraussetzungen dafur schaffen. Zum anderen gibt es Rahmenbedingungen,
welche die Mitsprache der betroffenen Bevolkerung einfordern und bei deren optimalen Auspra-
gung ein Mitwirkungsverfahren fast unverzichtbar scheint. Die Rahmenbedingung hinsichtlich des
gesellschaftlichen Konfliktpotenzials und der dffentlichen Aufmerksamkeit ist die einzige, welche
bei optimaler Auspréagung (hohes Konfliktpotenzial und grosse Aufmerksamkeit) die Durchfiihrung
eines Mitwirkungsverfahrens quasi einfordert bzw. unverzichtbar erscheinen lasst. Im Gegensatz
dazu kdnnen die optimalen Auspragungen der anderen Rahmenbedingungen eher als beglnstigend
oder als VVoraussetzung fiir die Durchfiihrung eines Mitwirkungsverfahrens betrachtet werden.

In Tabelle 1 sind die sechs Rahmenbedingungen tabellarisch aufgefiihrt. In der rechten Spalte
werden jeweils die optimalen Auspréagungen hinsichtlich der Durchfiihrung eines Mitwirkungs-
verfahrens angegeben.

Tabelle 1: Rahmenbedingungen fiir die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Mitwirkung

Rahmenbedingung optimale Auspragung der Rahmenbedingung
Ausbau oder Neubau der Infrastruktur - Bau neuer Infrastrukturen

Geografischer Handlungsspielraum - grosser Handlungsspielraum

Gesellschaftliches Konfliktpotenzial und - hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial
offentliche Aufmerksamkeit des Themas - grosse 6ffentliche Aufmerksamkeit

Anzahl Standorte bzw. Projekte - geringe Anzahl Standorte bzw. Projekte

- Ansétze fur informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden
Zahlungsbereitschaft des

Infrastrukturbetreibers - Verhaltnis Partizipationskosten zu Gesamtprojektkosten

kleiner als 1:100"

- geringer externer Zeitdruck
Zeitdruck . . *)
- genugend Zeit innerhalb der Sachplanung vorhanden

Anmerkung: ©) Dieser Aspekt wird in der vorliegenden Untersuchung nicht erhoben.



3 Die Mitwirkungsmechanismen im Sachplanverfahren
geologische Tiefenlager

3.1 Der Sachplan geologische Tiefenlager SGT

Der Sachplan geologische Tiefenlager (SGT) "schafft die Voraussetzungen, dass die aus der
Schweiz stammenden radioaktiven Abfélle in der Schweiz entsorgt werden kénnen” (ARE
2017b). Der Konzeptteil des SGT (siehe BFE 2011c) wurde 2008 vom Bundesrat genehmigt.
Der SGT regelt generell das Verfahren der Standortsuche fir Tiefenlager fur radioaktive Abfélle
in der Schweiz. Er legt die Kriterien fest, mit denen die geologischen Standortgebiete ausgewéhlt
werden sollen. Zudem bezeichnet er die Standortregionen und schliesslich die Standorte fir geo-
logische Tiefenlager (ARE 2017b). Fur die Aufgabe der Standortsuche und der Entsorgung der
radioaktiven Abfélle wurde von den Entsorgungspflichtigen (=die Verursacher des radioaktiven
Abfalls) 1972 die Nationale Genossenschaft fiir die Lagerung radioaktiver Abfélle (Nagra) ge-
grindet. Die Entsorgungspflichtigen sind zusténdig fur die Planung, die Realisierung und die
Finanzierung von Tiefenlagern (BR 2017a: 28; BFE 2011c: 7, 26). Die Aufgabe der Entsor-
gungspflichtigen ist, "in drei Etappen geologische Standortgebiete und dann Standorte [fiir geo-
logische Tiefenlager] vorzuschlagen und ihre Vorschldge in Berichten zuhanden der Behdrden
zu begrinden" (BFE 2011c: 26). Neben den Betreibern der Kernkraftwerke (sind fir die Entsor-
gung der abgebrannten Brennelemente und der radioaktiven Abfélle, die beim Betrieb, der Still-
legung und dem Riickbau eines Kernkraftwerkes entstehen, verantwortlich) gehért auch die
schweizerische Eidgenossenschaft zu den Entsorgungspflichtigen. Sie ist fur die Entsorgung der
radioaktiven Abfalle, die nicht bei der Kernenergienutzung entstehen (Abfalle aus Medizin, In-
dustrie und Forschung), zustandig (ebd.: 7). Die Koordination innerhalb des SGT wird durch das
Bundesamt fir Energie (BFE) sichergestellt; es ist somit die federfuhrende Behorde im Sach-
planverfahren. Vom BFE werden dafir unterschiedliche Gremien eingesetzt. Die fir die Mitwir-
kung der Bevolkerung geschaffene sogenannte regionale Partizipation "erlaubt einen friihzeiti-
gen Einbezug der betroffenen Bevolkerung und die Moglichkeit ihre Interessen einzubringen”
(BR 2017a: 20) (siehe dazu ndchstes Kapitel). In Pflichtenheften werden die Rollen und Aufga-
ben aller beteiligten Akteuren definiert, was sich neben der Festlegung von Kriterien und den
Prozessschritten im Vorfeld "als Starke des Konzeptteils erwiesen [hat]" (ebd.: 28).

Weshalb fiur die Standortsuche fur geologische Tiefenlager das Instrument des Sachplans ge-
wéhlt wurde, ist unter anderem dem Scheitern von Projekten der Nagra am regionalen Wider-
stand zuzuschreiben (BR 2017a: 28). Nach den zwei gescheiterten Volksabstimmungen im Kan-
ton Nidwalden bezuglich des Standortes Wellenberg fur schwach- und mittelaktive Abfalle in
den Jahren 1995 und 2002’ hat der Bundesrat beschlossen, dass die Leitung und Koordination
des Standortauswahlverfahrens vom Bund bernommen werden soll. Mit der Erarbeitung des
Konzeptteils konnte sodann der "Rahmen fiir die Erarbeitung eines 'nationalen Konsenses' iber
den Prozess der Standortsuche" (ebd.) geschaffen werden.

71995 wird die Konzession sowie die Stellungnahme des Nidwaldner Regierungsrats zum Rahmenbewilligungsge-
such abgelehnt und 2002 wird die Konzession fur einen Sondierstollen abgelehnt (BFE 2011c: 18 f.).
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Bei der Standortsuche wird schrittweise vorgegangen. Es findet eine "Einengung von einer
'weissen Karte Schweiz' bis zur Auswahl von einzelnen Standorten™ (BR 2017a: 28) statt. Das in
drei Etappen gegliederte VVorgehen und der mit der regionalen Partizipation verbundene Einbe-
zug der Betroffenen resultiert in einem langen Verfahren und langen Planungsprozess (ebd.). Die
erste Etappe wurde 2008 mit der Auswahl von sechs potenziellen Standortgebieten, die den geo-
logischen und sicherheitstechnischen Anforderungen laut SGT genlgen, beendet (BFE 2017d).
Zurzeit (Stand November 2017) lauft die zweite Etappe, welche mit dem Vorschlag der Nagra
von mindestens zwei Standorten pro Lagerkategorie® und der Genehmigung davon durch den
Bundesrat voraussichtlich Ende 2018 abgeschlossen wird®. In der dritten Etappe werden die ver-
bleibenden Standorte mittels erdwissenschaftlichen Untersuchungen, inklusive Sondierbohrun-
gen, vertieft untersucht. Diese letzte Etappe endet mit der Standortwahl und dem Rahmenbewil-
ligungsverfahren (BFE 2011c: 34 ff., 2017c¢).

Gesteuert und tberwacht wird das Auswahlverfahren vom Departement fir Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation (UVEK). Unterstiitzt wird das UVEK von der Kommission Nukle-
are Sicherheit (KNS), dem Beirat Entsorgung und einem internen Steuerungsausschuss™® (BFE
2011c: 26). Das federfiihnrende BFE ist flr die Projektorganisation und den Projektplan zustén-
dig. "Es fuhrt die Projektleitung, setzt begleitende Arbeitsgruppen ein [...] und stellt damit die
Abstimmung mit den Tatigkeiten der Kantone und der Entsorgungspflichtigen sicher” (ebd.).
Das BFE koordiniert zudem den Einbezug der betroffenen kantonalen Behorden sowie der
Nachbarstaaten. Auch die behérdliche Uberpriifung wird vom BFE koordiniert. Der Ergebnisbe-
richt und die Objektblatter, welche nach dem obligatorischen Mitwirkungs- und Anhérungsver-
fahren dem Bundesrat zur Genehmigung unterbreitet werden, werden vom BFE erarbeitet und
aktualisiert. Des Weiteren stellt das BFE sicher, "dass die Bevélkerung der Standortregionen am
Entscheidfindungsprozess partizipieren kann™ (ebd.).

Im ndchsten Kapitel wird nun auf den Mitwirkungsmechanismus im SGT, die sogenannte regio-
nale Partizipation, eingegangen. Dabei wird das in Kapitel 2 vorgestellte Raster fir den Ver-
gleich der Sachpléne zum ersten Mal ausgefullt.

& Weitere Informationen zu den Lager-/ bzw. Abfallkategorien sind in BFE (2011c: 13) zu finden.

® Im Januar 2015 hat die Nagra mit dem sogenannten 2x2-Vorschlag vier der sechs Standortgebiete nicht fiir vertief-
te Untersuchungen in Etappe 3 vorgeschlagen (Jura-Sidfuss, Nérdlich L&gern, Stidranden, Wellenberg). Aufgrund
des Gutachtens des eidgendssischen Nuklearsicherheitsinspektorats (ENSI) im April 2017 soll aber neben den
zwei im Verfahren verbleibenden Regionen Jura Ost und Zirich Nordost zusétzlich auch Nérdlich Lagern weiter-
hin in der Standortevaluation verbleiben (ENSI 2017).

19 Der Steuerungsausschuss wurde 2017 aufgrund Sparmassnahmen aufgelést.
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3.2 Die regionale Partizipation im Sachplan geologische Tiefenlager

Zu den sechs potenziellen geologischen Standortgebieten (an der Oberflache Standortregionen™
genannt) Jura Ost, Jura-Siidfuss, Nordlich Lagern, Stdranden, Wellenberg und Zirich Nordost
wurden im Rahmen des SGT am Ende von Etappe 1 bzw. mit Beginn der zweiten Etappe Mit-
wirkungsgremien (sogenannte Regionalkonferenzen) geschaffen. Eine Regionalkonferenz (RK)
ist folgendermassen organisiert: An der Spitze gibt es eine Leitungsgruppe, die ebenfalls das
Prasidium beinhaltet. Innerhalb einer RK gibt es drei Fachgruppen (Oberflachenanlagen, sozio-
6konomisch-okologische Wirkungsstudie und Sicherheit). Die Leitungsgruppe, die Fachgruppen
und die restlichen RK-Mitglieder bilden zusammen die Vollversammlung; das oberste Organ.
Des Weiteren sind eine externe Geschéftsstelle sowie eine Prozessbegleitung angegliedert*?.

Die meisten betroffenen Personen, die sich im Rahmen der regionalen Partizipation am Aus-
wahlverfahren beteiligen, sind Mitglied einer RK. Es gibt aber einzelne Personen, die in zwei RK
Mitglied sind (da sich die Standortregionen teilweise tberlappen). Es handelt sich um eine stén-
dige Mitgliedschaft und man vertritt entweder die Behorden (einer betroffenen Gemeinde, eines
betroffenen Kantons, eines betroffenen deutschen Landkreises oder einer betroffenen deutschen
Gemeinde), organisierte Interessen (regionale oder Uberregionale Organisationen, Vereine, Par-
teien usw.) oder nimmt als private Person teil. Jedes Mitglied hat eine Stimme; es gibt keine Be-
vorzugung von gewissen Mitgliedern. Jedes Mitglied ist Teil der Vollversammlung. Einige Mit-
glieder sind zusétzlich in einer der Fachgruppen, die je nach Fachgruppe und RK aus 10 bis 20
Personen besteht. In den Fachgruppen werden z. B. Stellungnahmen erarbeitet, die dann von der
Vollversammlung (oder allenfalls nur von der Leitungsgruppe) genehmigt werden mussen. Die
Sitzungen und Veranstaltungen im Rahmen der regionalen Partizipation finden einigermassen
regelmassig statt (etwa vier Vollversammlungen pro Jahr; etwa acht Fachgruppensitzungen pro
Jahr). Die Haufigkeit der Sitzungen ist jeweils abhangig davon, was gerade zu erarbeiten ist. Fir
die Teilnahme an Sitzungen und Veranstaltungen erhalt jede anwesende Person aus der RK eine
finanzielle Entschadigung. Im Rahmen der regionalen Partizipation wird auch angestrebt, die
Sachkompetenz der Mitglieder zu fordern. So werden Ausbildungsmodule zu unterschiedlichen
Themen angeboten (Module Ethik, Sachplan geologische Tiefenlager oder Radioaktivitdt &
Strahlenschutz und Ausfliige ins Zwischenlager Wirenlingen oder ins Felslabor Mont Terri).

Die Aufgaben einer RK ergeben sich aus den Aufgaben der Gemeinden der Standortregionen
und der regionalen Partizipation, die im Konzept regionale Partizipation des SGT zu finden
sind (siehe dazu BFE 2011b: 7 f.). Die Gemeinden arbeiten bei der Organisation und Durchfiih-
rung der regionalen Partizipation mit dem BFE zusammen. Zudem vertreten sie die regionalen
Interessen. Mit Hilfe der regionalen Partizipation sollen die Gemeinden ihre Entscheidfindung
auf die Bedurfnisse, Anliegen und Interessen der Bevolkerung abstiitzen konnen. Gemass Sach-
plan bilden die Gemeinden der Standortregionen die Trégerschaft der partizipativen Verfahren.

! Eine Standortregion kann aus mehreren Kantonen bestehen und schliesst zum Teil deutsche Landkreise mit ein.
12 7u den Grundlagen und der Umsetzung der regionalen Partizipation siehe BFE (2011b). Der Aufbau der regiona-
len Partizipation wurde zudem von der PLANVAL AG evaluiert (sieche PLANVAL 2014).
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Hinsichtlich der Mitwirkung generell wird im Konzeptteil des SGT Folgendes geschrieben:

"Die Kantone und Nachbarstaaten erhalten vielféltig Gelegenheit, sich im Auswahlverfahren zu dussern
und bei Betroffenheit mitzuwirken. Die Gemeinden kénnen in der Anhdrung und die Gemeinden der
Standortregionen zusatzlich im Rahmen der regionalen Partizipation mitwirken." (BFE 2011c: 26)

Im Folgenden wird das Raster mit den Rahmenbedingungen fur die Durchfiihrung einer 6ffentli-
chen Mitwirkung fur den SGT aufgefthrt. In der linken Spalte wird zudem die jeweils optimale
Auspragung der Rahmenbedingung angefugt. Es wird sich zeigen, dass der SGT nicht bei allen
Rahmenbedingungen die optimale (eine 6ffentliche Mitwirkung begunstigende) Ausprégung hat.

Tabelle 2: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SGT

SGT

Ausbau oder Neubau
der Infrastruktur
optimale Auspragung:
Bau neuer Infrastrukturen

Geografischer
Handlungsspielraum

optimale Auspragung:
grosser Handlungsspielraum

Gesellschaftliches
Konfliktpotenzial und
offentliche Aufmerksamkeit
des Themas

optimale Auspragung:

- hohes gesellschaftliches Kon-
fliktpotenzial

- grosse 6ffentliche Aufmerk-
samkeit

10

P
a

Im Rahmen des SGT sollen neue geologische Tiefenlager (inkl. neuer Oberfla-
chenanlage und weiterer Infrastruktur) errichtet werden.

- Bau neuer Infrastrukturen

Der geografische Handlungsspielraum ist bei den Standortgebieten aufgrund
erdwissenschaftlicher Anforderungen sehr eingeschrankt. Urspriinglich ist man
von einer "weissen Landkarte" der Schweiz ausgegangen; mittlerweile kommen
nur noch drei Standortgebiete (Jura Ost, Nordlich Lagern und Ziirich Nordost)
mit einer Grosse von je etwa 30 bis 60 Quadratkilometern in Frage (BFE 2011a:
12 ff.). Bei den Oberflachenstandorten ist der Handlungsspielraum hingegen
relativ gross. Die RK der einzelnen Standortregionen konnten die von der Nagra
vorgeschlagenen Standortareale diskutieren und sich dazu mit einer Stellung-
nahme, in der sie den/die zwei besten der vorgeschlagenen Standorte nennen,
aussern. Bei der Bezeichnung der Areale stiitzte sich die Nagra auf die Stellung-
nahmen der Standortregionen ab (BR 2014).

- stark eingeschrankter Handlungsspielraum beziiglich Standortgebiet

=> relativ grosser Handlungsspielraum beziiglich Oberflichenstandorte

Die Standortsuche fiir Tiefenlager fiir radioaktive Abfalle wird oft mit der Kern-
energie allgemein in Verbindung gebracht. Die Kernenergie ist ein stark konflikt-
beladenes Thema, da es fundamentale Normen und Weltanschauungen betrifft.
Dies wirkt sich auch auf das Standortauswahlverfahren aus. Die Tatsache, dass
eine oder zwei Region(en) schliesslich alleine die Last der ganzen Schweiz tragen
muss/mussen, macht das Thema zuséatzlich konfliktbeladen.

- hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial

Die offentliche Aufmerksamkeit des Themas ist, wenn es um Kernenergie allge-
mein geht, gross. Die Standortsuche geniesst zum jetzigen Zeitpunkt aber noch
nicht oder nicht mehr eine grosse 6ffentliche Aufmerksamkeit (allenfalls in den
direkt betroffenen Gemeinden ein bisschen). Spatestens aber wenn mit dem Bau
der Tiefenlager begonnen wird (und das Projekt somit sichtbar wird), wird sich
die offentliche Aufmerksamkeit wohl erhéhen.

- geringe bis mittlere 6ffentliche Aufmerksamkeit



Anzahl Standorte bzw.
Projekte

optimale Auspragung:
geringe Anzahl Standorte bzw.
Projekte

Zahlungsbereitschaft des
Infrastrukturbetreibers

optimale Auspragung:

- Ansétze fir informelle Mitwir-
kung im Sachplan vorhanden

— Verhaltnis Partizipationskosten
zu Gesamtprojektkosten klei-
ner als 1:100

Zeitdruck

optimale Auspragung:
— geringer externer Zeitdruck

—genlgend Zeit innerhalb der
Sachplanung vorhanden

3 DIE MITWIRKUNGSMECHANISMEN IM SGT

Der SGT wurde einzig fiir die Standortsuche fiir geeignete Standorte fiir geologi-
sche Tiefenlager fiir radioaktive Abfalle in der Schweiz erschaffen. Es soll entwe-
der ein Kombi-Lager fur beide Abfallkategorien (schwach und mittel radioaktive
Abfille und hoch radioaktive Abfdlle) oder zwei Lager (eines fiir jede Abfallkate-
gorie) geben. Es ist ein einmaliges Projekt mit einer geringen Anzahl Standorte;
es gibt nur sechs Objektblatter (fiir die sechs potenziellen Standorte).

- geringe Anzahl Standorte bzw. Projekte

Da fur die Entsorgung der radioaktiven Abfalle das Verursacherprinzip gilt, sind
sowohl die Kernkraftwerkbetreiber als auch der Bund dafiir verantwortlich
(=Entsorgungspflichtige). Fir die Aufgabe der Standortsuche und Entsorgung
haben die Entsorgungspflichtigen die Nagra gegriindet und diese mit der Entsor-
gungsaufgabe betraut. Die Zahlungsbereitschaft hdangt also von der Nagra ab, da
diese die regionale Partizipation finanziert (BR 2017a: 28; BFE 2011c: 7, 26).

Dass eine informelle Mitwirkung der Betroffenen im Rahmen des SGT stattfinden
soll, wurde bereits im Konzeptteil des SGT festgelegt. Mit der sogenannten regi-
onalen Partizipation sind Anséatze fiir diese Mitwirkung im Sachplan vorhanden
und somit auch im rechtlichen Rahmen maoglich.

-> Ansitze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden

Die Kosten der Partizipation betragen je nach Zeitraum (bisher oder Zukunft)
und Definition der Gesamtprojektkosten zwischen 0.6 und 1.15 % der Gesamt-
projektkosten (siehe dazu Fussnote 6, S. 5). Das Verhaltnis zwischen den Kosten
fir die Partizipation und den Gesamtprojektkosten betrégt also in etwa 1:100
und entspricht somit anndhernd der optimalen Ausprdagung. Die Kosten fiir die
regionale Partizipation sind im Vergleich zu den Gesamtkosten also marginal.

- Verhiltnis Partizipationskosten zu Gesamtprojektkosten etwa 1:100

Radioaktive Abfalle werden schon seit Jahrzehnten produziert und werden auch
in Zukunft produziert. Zurzeit befinden sich die Abfalle in Zwischenlagern, wel-
che als sehr sicher einzustufen sind**. Da radioaktive Abfille noch Jahrtausende
radioaktive Strahlen abgeben, handelt es sich bei diesem Projekt um einen sehr
langen Zeithorizont. Mit den Zwischenlagern gibt es zudem eine sichere Zwi-
schenlésung. Aufgrund dessen und weil von der Gesellschaft her keine explizite
Forderung nach einer schnellen Beendigung des Standortauswahlverfahrens
kommt, ist der externe Druck als eher gering einzuschatzen.

- geringer externer Zeitdruck

Die Planung sieht vor, dass der definitive Standortentscheid (inkl. Rahmenbewil-
ligung und eventueller Volksabstimmung) um 2030 geféllt wird und ein Tiefenla-
ger erst nach 2050 in Betrieb genommen wird (BFE 2017c). Dieser Zeitpunkt
wurde im Verlaufe des Prozesses mehrere Male nach hinten verschoben: zu
Beginn war von 2017/19 fir die Genehmigung der Rahmenbewilligung durch das
Parlament und einer allfalligen Volksabstimmung und von 2030/40 fir die fri-
heste Inbetriebnahme eines Lagers die Rede (BFE 2011c: 33). Aufgrund der
mehrmals erfolgten Zeitpunktverschiebungen ist der Zeitdruck innerhalb der
Sachplanung eher gering einzuschatzen. Das Sachplanverfahren scheint hinsicht-
lich Zeitverschiebungen relativ flexibel zu sein. In den letzten zwei Jahren (2015
bis 2017) wurde der Zeitplan allerdings relativ strikt eingehalten.

- geniigend Zeit innerhalb der Sachplanung vorhanden

Anmerkung: Die Quellen fir die Symbole, die fir die unterschiedlichen Sachpldne verwendet werden (wie hier in
der ersten Zeile und in den nachfolgenden Tabellen 3 bis 8 und in Tabelle 10), werden in Anhang 2 in der Anmer-

kung der Tabelle angegeben.

13 Siehe dazu z. B.: http://www.zwilag.ch/de/sicherheit-_content---1--1022.html
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3 DIE MITWIRKUNGSMECHANISMEN IM SGT

Werden die Auspréagungen der Rahmenbedingungen des SGT mit den optimalen Auspragungen
der Rahmenbedingungen verglichen, kann bei den meisten Dimensionen eine Ubereinstimmung
festgestellt werden. Die Rahmenbedingungen Ausbau oder Neubau der Infrastruktur (optimale
Auspragung: Bau neuer Infrastrukturen), Anzahl Standorte bzw. Projekte (optimale Auspragung:
geringe Anzahl Standorte bzw. Projekte), Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers (op-
timale Auspragung: Ansétze fir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden / Verhéltnis Par-
tizipationskosten zu Gesamtprojektkosten kleiner als 1:100) und Zeitdruck (optimale Auspra-
gung: geringer externer Zeitdruck / gentigend Zeit innerhalb der Sachplanung vorhanden) haben
beim SGT jeweils die optimale Auspragung. Bei der Rahmenbedingung hinsichtlich des gesell-
schaftlichen Konfliktpotenzials und der 6ffentlichen Aufmerksamkeit des Themas ist nur ein Teil
optimal ausgepragt: das gesellschaftliche Konfliktpotenzial, welches hoch einzustufen ist. Die
offentliche Aufmerksamkeit hingegen ist beim SGT eher gering und bietet somit nicht eine op-
timale Voraussetzung fir die Durchfiihrung eines Beteiligungsverfahrens. Beim geografischen
Handlungsspielraum beztiglich des Standortgebietes hat der SGT ebenfalls keine optimale Aus-
pragung: die Mdglichkeiten eines Standortes konzentrieren sich auf einen stark eingeschrankten
geografischen Raum und der Gestaltungsspielraum hinsichtlich eines geologischen Tiefenlagers
ist eher eingeschrankt. In Anbetracht dieses Aspektes wirde die Durchfiihrung eines Beteili-
gungsverfahrens kaum einen Mehrwert bringen, da dadurch nur falsche Erwartungen geweckt
waurden. Da der Handlungsspielraum bezuglich Oberflachenstandorte jedoch gross ist, erscheint
die Beteiligung der betroffenen Bevolkerung — zumindest fir diese Entscheidung — durchaus
zweckmaéssig. Aufgrund der fast ausschliesslich optimalen Auspragungen in allen Dimensionen
(ausser bei der offentlichen Aufmerksamkeit und hinsichtlich des Handlungsspielraums beim
Standortgebiet), kann der SGT als Sachplan angesehen werden, bei dem es durchaus Sinn macht
und es wohl auch erforderlich ist, die betroffene Bevolkerung miteinzubeziehen.
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4 Die Mitwirkungsmechanismen anderer Sachplane des Bundes

In diesem Kapitel werden die anderen Sachpléne des Bundes und deren Mitwirkungsmechanis-
men vorgestellt. Zuerst wird allgemein auf das Instrument Sachplan eingegangen. Danach wer-
den die Sachplane Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene, Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse, Infra-
struktur der Luftfahrt, Ubertragungsleitungen, Militar und Asyl kurz vorgestellt. Eine tabellari-
sche Ubersicht tiber die Eckdaten der behandelten Sachplane befindet sich in Anhang 2. Im da-
rauffolgenden Kapitel 4.2 wird dann explizit auf die Mitwirkungsmechanismen in den verschie-
denen Sachplénen eingegangen.

4.1 Die Sachpline des Bundes

"Die Sachplane sind bewahrte und wichtige Mittel des Bundes, um strategisch-langfristige Wei-
chenstellungen vorzunehmen.” (BR 2017a: 5)

Das Instrument des Sachplans

Sachpléne sind ein wichtiges Planungsinstrument des Bundes, "um seine raumwirksamen Tatig-
keiten aufeinander abzustimmen und mit den Bestrebungen der Kantone harmonisieren zu kon-
nen" (BR 2017a: 9). Sachpléne dienen zudem der "raumplanerischen Sicherung von Raum fir
Infrastrukturen, die von nationaler Bedeutung sind" (BR 2017c). Damit wird “Planungssicherheit
fir Kantone und Gemeinden geschaffen” (BR 2017b). Grundlage fiir die Sachplane bildet
Art. 13 RPG. Er schreibt vor, dass der Bund "Grundlagen [erarbeitet], um seine raumwirksamen
Aufgaben erfullen zu kénnen; er erstellt die nétigen Konzepte und Sachpldne und stimmt sie
aufeinander ab. Er arbeitet mit den Kantonen zusammen und gibt ihnen seine Konzepte, Sach-
plane und Bauvorhaben rechtzeitig bekannt™ (Art. 13 RPG). Weiter sind die Sachpléne auch in
der RPV in Art. 14 bis 23 verankert. Erstellt werden kdnnen Sachplane nur in Bereichen, in de-
nen der Bund umfassende Kompetenzen hat. Sachplanrelevant sind alle Aufgaben, die sie sich
"erheblich auf Raum und Umwelt auswirken™ (BR 2017a: 12). Sachplane mussen immer vom
Bundesrat verabschiedet werden und sind fir die Behdrden verbindlich. Sie missen von den
Behdrden bei der Erfullung raumwirksamer Aufgaben beriicksichtigt werden. Mit ihrem pro-
zessorientierten Charakter dienen die Sachplane dem Bund "zur Koordination und Lenkung sei-
ner raumlichen Infrastrukturplanung" (ebd.: 9)*.

Die meisten raumwirksamen Vorhaben werden in Form einer Plangenehmigung genehmigt. Da
ein Sachplaneintrag "jeweils die Grundlage fur eine Plangenehmigung eines Projekts mit erheb-
lichen Auswirkungen auf Raum und Umwelt [bildet]" (ARE 2017a), ist fur die Plangenehmi-
gung eines solchen Vorhabens daher ein vorgangiges Sachplanverfahren nétig. Mit der Plange-
nehmigung werden alle nach Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen erteilt (Jud 2014: 10).
Das kantonale Recht muss dabei jeweils soweit berticksichtigt werden, "als dass es die Erfiillung

% Neben dem Instrument Sachplan gibt es auf Bundesebene auch das Instrument Konzept (nicht zu verwechseln mit
dem Konzeptteil eines Sachplans). Konzepte enthalten im Gegensatz zu Sachplénen keine rdumlich konkreten
Festlegungen. Sie enthalten nur "Anweisungen an die Bundesstellen, setzen Prioritaten und bestimmen den Einsatz
der Bundesmittel" (BR 2017a: 11).
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4 DIE MITWIRKUNGSMECHANISMEN ANDERER SACHPLANE DES BUNDES

der Bundesaufgaben nicht unverhéltnismassig einschrankt” (Jud 2014: 10). Im Plangenehmi-
gungsverfahren (PGV) werden technische Details und lokale Umweltfragen (basierend auf dem
Umweltvertréglichkeitsbericht) geklart (BR 2009). Beim PGV des BAV wird z. B. gepriift, "ob
das Projekt den technischen Vorschriften entspricht, die Rechte der Betroffenen gewahrt und die
bundesrechtlichen Bestimmungen beziiglich Raumplanung sowie Umwelt-, Natur- und Heimat-
schutz eingehalten sind” (BAV 2017a). Das PGV beginnt mit der amtlichen Publikation des Ge-
suchs, wobei z. B. Plane fur projektierte Bauten in den vom Projekt betroffenen Gemeinden 6f-
fentlich aufgelegt werden. Basierend darauf kdnnen sodann naturliche oder juristische Personen,
Gemeinden sowie beschwerdeberechtigte Organisationen Einsprache erheben. Ein PGV wird mit
einer Plangenehmigungsverfiigung abgeschlossen. Betroffene kénnen diese beim Bundesverwal-
tungsgericht und danach beim Bundesgericht anfechten (BR 2009; ARE 2017a).

Sachplane umfassen jeweils einen Konzeptteil und einen Objektteil. Der Konzeptteil enthélt die
"Strategie fur die rdumliche Umsetzung der Sachziele” (BR 2017a: 9). Der Objektteil legt den
fur die jeweiligen Vorhaben notwendigen Raumanspruch fest und besteht sowohl aus Text als
auch aus einer Karte, welche die Festlegungen und den Koordinationsstand enthalt™.

Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene SIS

Der Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene (SIS) ist Teil des Sachplans Verkehr (SPV;
siehe dazu ndchste Seite). Der SIS wurde im September 2010 durch den Bundesrat verabschie-
det. Nach mehreren Anpassungen ist die funfte Anpassung fir 2018 (Verabschiedung Ende
2018) vorgesehen (BR 2017a: 10; Sachplanverantwortlicher SIS 2017). Die verfahrensleitende
Behorde des SIS ist das Bundesamt fur Verkehr (BAV). Der SIS befasst sich mit allen Infra-
strukturen des Schienenverkehrs, die im Kompetenzbereich des Bundes liegen. Die zentralen
Gegenstande des SIS sind die Planung, der Bau, der Betrieb, der Unterhalt und die Nutzung der
Schieneninfrastrukturen, welche gesamtschweizerische Bedeutung haben (BAV 2017b).

Der Sachplan Verkehr SPV

Der SPV stellt die Koordination sowohl des Verkehrssystems untereinander (Strasse, Schiene, Luft
und Wasser) als auch mit der Raumentwicklung sicher (ASTRA 2017a: 1). Er bietet ein "zentrales
Instrument fur die Umsetzung politischer Vorgaben, insbesondere fur die Abstimmung zwischen
Verkehrs- und Raumordnungspolitik™" (ebd.: 3). Er besteht zum einen aus dem strategischen, ver-
kehrstragertbergreifenden Teil Programm. Darin sind die fur alle Verkehrstréager geltenden Ziele,
Grundsatze und Prioritaten enthalten. Er wurde 2006 vom Bundesrat in Kraft gesetzt. Zum anderen
umfasst der SPV die Umsetzungsteile flir die verschiedenen Verkehrstrager Schiene, Strasse und
Schifffahrt (ebd.: 1). In diesen einzelnen Sachplanen "stehen die radumlichen Belange im Vorder-
grund” (ASTRA 2017c: 28). In den jeweiligen Konzeptteilen werden die Ziele, die Aufgaben und
die Absichten zusammengestellt "und die dazugehérigen Objekte pro Thema respektive Raum zu-
sammengezogen" (ebd.). Die Sachpléne zu den einzelnen Verkehrstrédgern sollen nicht nur den Be-
horden, sondern auch der interessierten Bevolkerung dienen.

15 Es wird zwischen drei Stufen des Koordinationsstandes einer Festlegung unterschieden: Die Vororientierung, das
Zwischenergebnis und die Festsetzung (siehe dazu SEM 2017: 7 oder Art. 5 Abs. 2 und Art. 15 RPV).
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Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse SIN

Der Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse (SIN) ist zurzeit in Erarbeitung (Stand Novem-
ber 2017) und wird voraussichtlich im Frihling 2018 vom Bundesrat verabschiedet. Im Friihjahr
2017 (28.2.2017-23.6.2017) hatten die Kantone, die Gemeinden und die Bevolkerung im Rah-
men der Anhérung und 6ffentlichen Mitwirkung gemaéss Art. 19 RPV die Mdglichkeit, Stellung
zum SIN zu nehmen. Die zustandige Bundesbehorde ist das Bundesamt flr Strassen (ASTRA).
Im SIN werden die Verkehrsmassnahmen im Bereich Strasse — auf nationaler Ebene — dokumen-
tiert (ASTRA 2017a: 3). Mit dem SIN wird sichergestellt, dass "die Koordination mit den kanto-
nalen Richtplanen erfolgt" (BR 2017b). Die erste Auflage umfasst alle sachplanrelevanten Ele-
mente beziiglich der Netzfertigstellung®®, der Engpassbeseitigung, der Abstellanlagen fiir Last-
kraftwagen und weiterer Aufgaben der Nationalstrassen (ARE 2017f). Im Sachplan werden
Themen behandelt wie die "Festlegung der wesentlichen Rahmenbedingungen fiir den Betrieb
und die Weiterentwicklung des nationalen Strassennetzes™ oder die "Anforderungen Uber die
Planung, den Bau und den Betrieb der Nationalstrassen” (ebd.).

Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt SIL

Der Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL)*" ist das "Planungs- und Koordinationsinstrument
des Bundes fur die zivile Luftfahrt™ (BAZL 2017c). Er bietet Grundlagen zur Planung, zu den
Bauten und zum Betrieb eines Flugplatzes (inkl. Konzession und Betriebsreglement) (UVEK
2017) und ist "Voraussetzung fur die Bewilligung von Luftfahrtanlagen und deren Betrieb nach
Luftfahrtgesetz" (ARE 2017c). Die Grundlage fir den SIL bilden das Raumplanungs- und das
Luftfahrtgesetz. Im SIL werden "die Ziele und Vorgaben fur die Infrastruktur der Zivilluftfahrt
fiir die Behorden verbindlich fest[gelegt]” (BAZL 2017c). Es werden alle Infrastrukturanlagen,
die dem zivilen Betrieb von Luftfahrzeugen dienen (Landesflughafen, Regionalflugplatze, zivil
mitbenutzte Militarflugplatze, Flugfelder, Heliports und Flugsicherungsanlagen), sowie die Ge-
birgslandeplatze behandelt (ARE 2017c). Der SIL-Konzeptteil wurde 2000 vom Bundesrat ver-
abschiedet. Nach mehreren Anpassungen ist der SIL-Konzeptteil zurzeit in Uberarbeitung (Stand
November 2017). Federfiihrend in diesem Sachplan ist das Bundesamt fur Zivilluftfahrt (BAZL)
(BAZL 20173, 2017c; BR 2017a: 10).

Sachplan Ubertragungsleitungen SUL

Der Sachplan Ubertragungsleitungen (SUL) ist das iibergeordnete Planung- und Koordinations-
instrument des Bundes fiir den Aus- und Neubau der Ubertragungsleitungen (220 Kilovolt und
hoher) flr die allgemeine Stromversorgung. Er ist die "Grundlage bei der Plangenehmigung der
Vorhaben, die sich erheblich auf Raum und Umwelt auswirken" (ARE 2017e). Der SUL wurde
im Juni 2001 in einer ersten Version vom Bundesrat verabschiedet. Im Marz 2009 genehmigte

16 Siehe dazu: https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-61095.html

Y Der SIL ist Teil des Sachplans Verkehr. Da der Sachplan Verkehr (Programmteil) als iibergeordneter Sachplan
tiber alle Verkehrssachplane erst 2006 verabschiedet wurde, hat der bereits seit 2000 bestehende SIL nicht dieselbe
Bezeichnung wie die neueren Verkehrs-Sachpline SIS und SIN. Im Zuge der aktuellen Uberarbeitung des Sach-
plans soll der SIL aber ebenfalls in Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Luftfahrt umbenannt werden (Sachplan-
verantwortlicher SIL 2017).
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der Bundesrat eine Revision des Sachplans. Darin wurde "das strategische Netz fir die allgemei-
ne Stromversorgung und die Bahnstromversorgung sowie die bis 2015 zu realisierenden Lei-
tungsbauprojekte festgelegt" (BFE 2016). Die Objektblatter zu den einzelnen Leitungszigen
werden laufend weitergefiihrt. Verantwortlich fiir den SUL ist das BFE (ebd.). Seit der Anderung
der Verordnung uber das Plangenehmigungsverfahren fur elektrische Anlagen (VPeA) per
1.12.2013 fallen die Hochspannungsleitungen der Bahnstromversorgung nicht mehr unter die
Sachplanpflicht nach der Elektrizitatsgesetzgebung (EleG).

Sachplan Militdr SPM

Der Sachplan Militar (SPM) steht unter der Federfiihrung des Eidgendssischen Departementes
fur Verteidigung, Bevoélkerungsschutz und Sport (VBS) und wurde 1998 zum ersten Mal (noch
als Sachplan Waffen- und Schiessplatze SWS) vom Bundesrat verabschiedet. Der SPM — 2001
verabschiedet — erganzt den SWS mit den Militarflugplatzen und Ubersetzstellen (Generalsekre-
tariat VBS 2001: 5). Eine Zusammenfihrung der beiden Sachplédne im Jahr 2007 konnte "auf-
grund der sich abzeichnenden Veranderungen im Stationierungskonzept™ (VBS 2017) nicht zum
Abschluss gebracht werden. Auf der Grundlage des neuen Stationierungskonzeptes® findet nun
eine Gesamtrevision des SPM statt (ebd.). Im Stationierungskonzept stellt die Armee unter ande-
rem dar, auf welchen Infrastrukturen sie basiert. Die sachplanrelevanten Standorte aus dem Sta-
tionierungskonzept werden im SPM bezeichnet und raumplanerisch gesichert (Sachplanverant-
wortlicher 1 SPM 2017). Der Programmteil (Konzeptteil) soll bis Ende 2017 vom Bundesrat
verabschiedet werden (VBS 2017). Mit dem SPM wird "die Grobplanung und -abstimmung von
militarischen Vorhaben, die sich erheblich auf Raum und Umwelt auswirken [sichergestellt]"
(ARE 2017d). Dies beinhaltet Waffen-, Schiess- und Ubungsplatze, Militarflugplatze, Ubersetz-
stellen, Armeelogistik und Rekrutierungszentren sowie besondere Anlagen (ARE 2017d; Sach-
planverantwortlicher 1 SPM 2017).

Sachplan Asyl SPA

Neben dem SIN ist der Sachplan Asyl (SPA) der jlngste Sachplan. Er soll voraussichtlich Ende
2017 durch den Bundesrat verabschiedet werden (Stand November 2017). Die Federfiihrung
liegt beim Staatssekretariat flr Migration (SEM). Mit dem SPA wird die "Grobplanung und
-abstimmung von Bundesasylzentren [sichergestellt]” (ARE 2017a). Im SPA ist eine schweiz-
weite Ubersicht (ber die Bundesasylzentren (BAZ) enthalten. Zudem werden "Grundsatze zur
Abstimmung mit strategischen Zielen und zur Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Be-
horden" (ebd.) festgelegt. Der SPA ist unmittelbar mit der Asylgesetzrevision zur Beschleuni-
gung der Asylverfahren verbunden, die im Juni 2016 in einer eidgendssischen Abstimmung an-
genommen wurde. Der Gesetzesvorlage vorangehend war die gemeinsame Erkl&rung von Bund
und Kantonen aus der Asylkonferenz 2014, die unter anderem vorsah, 5'000 Platze fur Asylsu-
chende in BAZ zu schaffen. Bei der eidgendssischen Abstimmung wurde konkret darliber abge-
stimmt, dass neue, beschleunigte Asylverfahren eingefiihrt werden. Daflr sollen diese neuen
BAZ geschaffen werden, in denen alle Akteure im Asylverfahren (Asylsuchende, SEM-

18 Siehe dazu: http://www.vbs.admin.ch/de/verteidigung/stationierungskonzept.html
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Mitarbeiter, Rechtsvertreter, Dolmetscher usw.) unter einem Dach vereint werden kdnnen. Da
festgestellt wurde, dass es jeweils schwierig ist, die entsprechenden Bewilligungen fur Asylun-
terklinfte zu erhalten, wurde nach einer Mdoglichkeit gesucht, dies schneller regeln zu kdnnen.
Die Lésung in Form eines PGV wurde im Sachplan- und Plangenehmigungsverfahren des Mili-
tars gefunden. Daher ist die Einfihrung von PGV und somit die Einfuhrung eines Sachplanver-
fahrens fur BAZ auch in der Gesetzesvorlage enthalten (Sachplanverantwortliche SPA 2017).

4.2 Die (6ffentliche) Mitwirkung in den Sachpldnen des Bundes

"[...] nicht zuletzt kommen dank der Erarbeitung von Sachpléanen alle Betroffenen zu Wort."
(BR 2017a: 5)

Im Folgenden wird aufgezeigt, auf welchen gesetzlichen Grundlagen die Mitwirkung im Sach-
planprozess basiert, welche Arten der Mitwirkung es im Sachplanprozess generell gibt und in-
wiefern sich konkret die betroffene Bevolkerung beim Sachplanprozess beteiligen kann (formell
und informell). Dies wird zuerst generell behandelt, danach fiir jeden Sachplan einzeln. Die Aus-
sagen Uber die einzelnen Sachpldne beruhen auf den Gesprachen, die mit den jeweiligen Sach-
planverantwortlichen geftihrt worden sind. Infolgedessen werden oft direkte oder indirekte Zitate
der Interviewten verwendet.

Formell vorgeschrieben wird die Information und Mitwirkung in Art. 4 RPG®: "Die mit Pla-
nungsaufgaben betrauten Behorden unterrichten die Bevolkerung tber Ziele und Ablauf der Pla-
nungen nach diesem Gesetz. Sie sorgen dafir, dass die Bevolkerung bei Planungen in geeigneter
Weise mitwirken kann [...]". Konkretisiert wird dies in der RPV unter Art. 19 Anhtrung der
Kantone und Gemeinden; Information und Mitwirkung der Bevolkerung:

! Die zustandige Bundesstelle stellt den Entwurf eines Konzepts oder Sachplans den betroffenen Kanto-
nen zu. Hinsichtlich der rdumlich konkreten Sachplaninhalte teilt sie ihnen zusatzlich mit, wie die In-
formation und die Mitwirkungsmdglichkeit der Bevolkerung in den amtlichen Publikationsorganen an-
zuzeigen sind.

2 Die kantonale Fachstelle fiir Raumplanung hort die interessierten kantonalen, regionalen und kom-
munalen Stellen an und sorgt dafiir, dass die Bevolkerung in geeigneter Weise mitwirken kann.

® Die zustandige Bundesstelle tragt die Kosten fiir die Anzeigen in den amtlichen Publikationsorganen.

* Der Entwurf des Konzepts oder Sachplans ist wahrend mindestens 20 Tagen offentlich aufzulegen.
Das Anhorungsverfahren dauert in der Regel 3 Monate. Bei Anpassungen von Konzepten und Sachpla-
nen wird diese Frist angemessen verkirzt.

Es konnen folglich sowohl Kantone als auch Gemeinden, Parteien, Organisationen oder Privat-
personen eine Stellungnahme zu einem Sachplanprojekt einreichen. So haben z. B. im Rahmen
der ersten Anhérung zu den Anpassungen und Erganzungen 2015 des SIS "26 Kantone, 5 Ge-
meinden, 3 Parteien und Organisationen sowie 1 Privatperson eine Stellungnahme eingereicht™
(BAV 2015a: 6).

9 Eine Uberpriifung der Funktionen der Partizipation nach Art. 4 RPG wurde im Bericht Mitwirkungsverfahren und
-modelle (Linder et al. 1992) unter anderem an kantonalen Beispielen vorgenommen. Der Bericht liefert VVorschla-
ge fur eine Mitwirkungspolitik des Bundes nach Art. 4 RPG.
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Die kirzlich erschienene Evaluation der Sachplanung des Bundes (BR 2017a) widmet sich unter
anderem der Informationsfunktion eines Sachplanprozesses. Die Information wird dabei als
""Daueraufgabe™ in Sachplanprozessen angesehen. Uber den Inhalt und aktuellen Stand der
Sachplanprozesse werde erstmals "wéhrend der Zusammenarbeit mit den betroffenen Planungs-
partnern [...], wenn ein sachplanrelevantes VVorhaben [...] in den Sachplan aufgenommen wird"
informiert (ebd.: 13). Des Weiteren werde bei der Anhérung und Mitwirkung informiert, indem
die Sachplandokumente 6ffentlich aufgelegt werden. Schliesslich werde der Bundesratsentscheid
uber den Sachplan veroffentlicht. Die aktuellen Dokumente sind zudem jederzeit online abruf-
bar. Die Information dient gemass Evaluationsbericht "der Transparenz der Planungen auf Bun-
desebene" (ebd.). Zudem kdénnen damit "die Informationsbedirfnisse fachlicher Kreise sowie der
Offentlichkeit befriedigt werden" (ebd.).

Ein Sachplan wird jeweils von der zustandigen Bundesstelle erarbeitet. Dies erfolgt in enger Zu-
sammenarbeit mit dem ARE und anderen betroffenen Bundesdmtern sowie den Kantonen, den
Nachbarlandern, den betroffenen Organisationen und den 6ffentlich- und privatrechtlichen Per-
sonen (falls mit der Wahrnehmung o6ffentlicher Aufgaben betraut). Bereits die Sachplanentwirfe
werden den betroffenen Kantonen zur Kenntnis gebracht. Denn "kantonale Grundlagen wie die
Richtplanung oder Anliegen an die regionale Infrastruktur werden besonders berlicksichtigt"
(ebd.: 14). Die Kantone haben sodann die Mdglichkeit, die Kantonsbevolkerung zu informieren
und zur Mitwirkung einzuladen. Die Kantone nehmen dabei eine "zentrale Funktion zwischen
den Planungen des Bundes und denjenigen der Gemeinden ein[...]" (ebd.). Aufgrund der einge-
gangenen Stellungnahmen wird der Sachplanentwurf dann, falls tberhaupt nétig, Uberarbeitet.
Die Kantone erhalten anschliessend geméss Art. 20 RPV Bereinigung die Gelegenheit, "allfalli-
ge Widerspriiche zu den kantonalen Richtplédnen festzustellen und vorzubringen” (BR 2017a:
14). Schliesslich wird auf Bundesebene uberpruft, "ob das Sachplanverfahren geméss RPV abge-
laufen ist, ob alle wichtigen Interessen einbezogen und untereinander abgewogen wurden und ob
die Festlegungen mit den bestehenden Planungen vereinbar sind" (ebd.). Danach kann ein Sach-
plan verabschiedet werden.

Die Maoglichkeit, bereits bei der Erarbeitung von Sachpléanen mitzuwirken, soll helfen, friihzeitig
eine Ubersicht (iber die tangierten Interessen zu erhalten. Allfallige Konflikte lassen sich dadurch
rechtzeitig erkennen und breit abgestiitzte Losungen kdnnen erarbeitet werden (ebd.: 23). Sach-
plane tragen "zu einer transparenten Darstellung der Interessenlage bei", da bei der Erarbeitung
"alle Betroffenen zu Wort [kommen]" (ebd.: 5).

Um verschiedene Fragen im Zusammenhang mit dem Instrument des Sachplans zu kléren, hat
das ARE 2011 ein Gutachten in Auftrag geben. Der Bericht Der Sachplan des Bundes: Ein un-
terschatztes Instrument erschien 2014 (siehe Jud 2014). Hinsichtlich der Zusammenarbeit bzw.
Mitwirkung der Kantone ist dem Bericht zu entnehmen, dass "Bund und Kantone [...] bei der
Erstellung von Sachplanen partnerschaftlich zusammenzuarbeiten [haben]” (ebd.: 14). Die vom
RPG geforderte Zusammenarbeit gehe "klar tber die Mitwirkung im Sinne von Artikel 4 RPG
hinaus™ (ebd.). Die Beriicksichtigung der kantonalen Interessen sei dabei besonders wichtig.
Hinsichtlich der Mitwirkung der Regionen und Gemeinden ist es die kantonale Fachstelle,
welche diese mit Planentwiirfen bedient und sicherstellt, dass sie gemass Art. 19 Abs. 2 RPV
angehort werden (ebd.). Auch die Bevolkerung ist Giber die Ziele und den Ablauf der Sachplane
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zu informieren. In geeigneter Weise soll die Bevolkerung auch die Maoglichkeit haben, bei der
Erarbeitung eines Sachplans mitzuwirken. Fir diese Mitwirkung sorgt wiederum die kantonale
Fachstelle fir Raumplanung — sie ist die "Anlauf- und Koordinationsstelle" (Jud 2014: 14). Die
minimale Vorschrift vom Bundesgericht verlangt, "dass Planentwirfe zur allgemeinen An-
sichtsausserung freigegeben, Vorschldage und Einwande von den Behérden entgegengenommen
und in allgemeiner Form beantwortet werden" (ebd.).

Mitwirkung beim SIS

Bei der Sachplanung Schiene ist geméass Sachplanverantwortlichen SIS zwischen einer Phase
der Zusammenarbeit und einer Phase der Anhdrung zu unterscheiden. Bei der ersten Phase
werden Gesprache mit den massgeblichen Behdrden innerhalb der Bundesverwaltung, dem Be-
treiber (z. B. der SBB oder der BLS) und dem Kanton gefuhrt. Bei der zweiten Phase — der An-
hérung — werden die kantonalen Fachstellen und die Gemeinden angehdrt und die Mitwirkung
der Bevolkerung findet statt. Geméass Sachplanverantwortlichen gebe das RPG bzw. die RPV
klar vor, wie der Sachplanprozess ablaufen soll. Zudem ist fur Schienenverkehrsprojekte auch
das Eisenbahngesetz (EBG), in welchem unter anderem das PGV geregelt ist, massgebend (SVI
2014: 22). Art. 18d EBG schreibt vor, dass die Anhorung, die Publikation und Auflage fiir die
betroffenen Kantone und Gemeinden zu gewabhrleisten ist. Wahrend der 6ffentlichen Auflage im
PGV koénnen sodann Einsprachen erhoben werden. Das Gesetz macht aber "[keine VVorgaben] im
Sinne einer breiten Mitwirkung der Bevolkerung"” (SVI12014: 22).

In der Phase der Anhdrung zum Sachplan habe gemass Sachplanverantwortlichen SIS "jeder-
mann die Mdglichkeit, sich bei uns einzubringen”. Es werde jeweils der Entwurf eines Objekt-
blattes und, je nachdem, wie konkret die Planung bereits fortgeschritten sei, ein Dossier zur Er-
lauterung dazu aufgelegt. Dazu kénne jeder Stellung beziehen und sich somit in den Prozess ein-
bringen. Dies sei aber im Grunde die einzige Form der Mitwirkung, bei der sich betroffene Bir-
ger am Sachplanprozess beteiligen kénnen. Die eingegangenen Stellungnahmen wirden dann
zusammen mit den betroffenen Bundesamtern ausgewertet, bevor dem Bundesrat ein Antrag zur
Festsetzung eines Vorhabens an einem konkreten Standort unterbreitet werde. Danach habe der
Kanton gemaéss Art. 20 RPV erneut die Mdoglichkeit, den Antrag auf Widerspriche mit der kan-
tonalen Richtplanung zu tberprifen.

"Jedermann hat im Verlauf dieses Sachplanprozesses die Mdglichkeit, sich einzubringen."
(Sachplanverantwortlicher SIS 2017)

Spéter, beim PGV, konnen die Betroffenen in Form von Einsprachen "ihr rechtliches Gehor ein-
fordern™ (ebd.). Das BAV bearbeite diese Einsprachen und entscheide auch dartiber. Gegen die-
sen Entscheid konne eine Einsprache beim Bundesverwaltungsgericht gemacht werden und ge-
gen den Bundesverwaltungsgerichtsentscheid kdnne wiederum beim Bundesgericht eingespro-
chen werden.

Die Hauptarbeit beim SIS sei gemdss Sachplanverantwortlichen die raumliche Abstimmung
der Planung der Eisenbahn-Infrastruktur. In diesem Prozess seien insbesondere die Bundes-
behorden und die kantonalen Behdrden (Amt flir Raumplanung) eingebunden. Die eigentliche
Planung der Eisenbahn-Infrastruktur hingegen findet nach Art. 48d EBG zusammen mit den kan-
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tonalen Amtern des 6ffentlichen Verkehrs statt. In dieser Planungsphase werde gemiss Sach-
planverantwortlichen SIS bereits relativ viel gearbeitet, diskutiert und tberarbeitet. In dem Mo-
ment, in dem es zum eigentlichen Sachplanprozess komme, wisse man daher im Prinzip schon
relativ genau, was denkbar und mdglich sei und was nicht. Bei den meisten Sachplanvorhaben
gehe es auch nur um eine Erganzung des bestehenden Eisenbahnnetzes (z. B. eine einspurige
Strecke in eine doppelspurige umwandeln und daftir gegebenenfalls einen neuen Tunnel errich-
ten). Komplett neue Linienfiihrungen seien heute eigentlich nur noch im Ausnahmefall denkbar.

Da der Sachplanprozess jeweils etwa zwei Jahre dauere und somit nur alle zwei Jahre ein Projekt
in den Sachplan aufgenommen werden kdnne, sei es je nach Projekt unterschiedlich, in wel-
che Projektphase es in den Sachplanprozess aufgenommen werde. Wenn der Zeitpunkt ver-
passt werde, etwas in den Sachplanprozess einzubringen, muss im Extremfall eineinhalb bis zwei
Jahre gewartet werden, bis wieder ein Sachplanprozess begonnen werde und das Projekt in den
Sachplanprozess aufgenommen werden kdnne. Daher kdnne es vorkommen, dass die Mitwir-
kung im Rahmen des Sachplanprozesses und im eigentlichen Planungs- und Entwicklungspro-
zess der Infrastruktur nicht immer sukzessiv stattfinde. Wenn ein Projekt am Anfang der Planung
in den Sachplanprozess aufgenommen werde, so kénne es vorkommen, dass im Rahmen des
Sachplanprozesses eingebrachte Aspekte (z. B. durch eine betroffene Person im Rahmen der
Mitwirkung) aufgenommen werden und in die Planung einfliessen. Wenn ein Projekt aber erst zu
einem spaten Zeitpunkt in den Sachplanprozess aufgenommen werde und die Planung bereits
sehr fortgeschritten sei, dann werde das Projekt meistens direkt als Festsetzung in den Sachplan
aufgenommen®. In diesem Fall wiirden im Rahmen des Sachplanprozesses kaum mehr neue
Aspekte aufgenommen werden, da bereits eine mehrjéhrige Projektierung stattgefunden hat.
Hierbei sei es aber oft der Fall, dass bereits die Planung zusammen mit den Gemeinden und al-
lenfalls Nichtregierungsorganisationen entwickelt werde und diese ihre Ideen somit ausserhalb
des Sachplanprozesses einbringen kénnen.

Im Verlaufe der Projektierung Meinungen einzuholen und Betroffene miteinzubeziehen liege,
so der Sachplanverantwortliche SIS, grundsatzlich in der Verantwortung des Infrastrukturun-
ternehmens. Denn obwohl das BAV fir den ganzen Ausbauprozess der Schieneninfrastruktur
zustandig sei, seien es jeweils Infrastrukturunternehmen, die mit der Projektierung einzelner
Vorhaben und der Umsetzung des Ausbauprozesses beauftragt werden (z. B. die SBB oder die
BLS). Wenn ein Infrastrukturunternehmen es fir sinnvoll halte, bei der Projektierung oder einer
Studie zu einem Projekt auch mit den lokalen Behdrden zusammenzuarbeiten und eine lokale
Projektorganisation aufzubauen, dann geschehe dies jedoch in Abstimmung mit dem BAV -
obwohl die Verantwortung, den Prozess zu fuhren und Meinungen einzuholen, beim Unterneh-
men liege. Das BAV nehme so seine Rolle als Aufsichtsbehdrde wahr und schaue, dass das ab-
schliessende Resultat den VVorgaben entspricht und realisierbar ist. Grundsétzlich liege es also an
den Infrastrukturbetreibern, "ein genehmigungsfahiges Projekt zu erarbeiten” (Sachplanverant-
wortlicher SIS 2017). Wie diese das machen, kdnnen sie aber selber entscheiden. Gemaéss Sach-
planverantwortlichen sei es aber wohl auch in deren Interesse, mdglichst friih die Direktbetroffe-
nen einzubeziehen. Das BAV lege den Infrastrukturbetreibern daher immer nahe, dass, wenn sie

? Eine Festsetzung kdnne gemass RPG erst dann vorgenommen werden, wenn alles abgestimmt ist und man wisse,
dass das gewahlte Projekt das Optimale fir die Infrastruktur ist (Sachplanverantwortlicher SIS 2017). Die vorge-
lagerten Abstufungen waren die Vororientierung und das Zwischenergebnis (siehe dazu Fussnote 15, S. 14).
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am Schluss beim PGV sicher sein wollen, dass es nicht zu viele Einsprachen gibt, sie im ganzen
Prozess vorher bereits schauen missen, dass sie die verschiedenen Parteien und Stakeholder ab-
holen konnen. Dies habe z. B. die BLS mit der geplanten BLS-Werkstatte im Raum Bern ge-
macht?. Sie sei auf den Kanton, die Gemeinden und die Anwohner zugegangen und habe eine
Begleitgruppe gebildet. In dieser wurde den Betroffenen die Mdglichkeit geboten, sich einzu-
bringen und auch mitzuhelfen, dieses Projekt weiterzuentwickeln.

"In dem Sinne wird das, was im SGT gemacht wird, bei uns ein Stiick weit delegiert —
eigentlich auf freiwilliger, nicht gesetzlich geregelter Basis — an die Infrastrukturbetreiber."”
(Sachplanverantwortlicher SIS 2017)

Die Frage, ob das BAV eventuell in Zukunft etwas Ahnliches wie die regionale Partizipation
im SGT durchfiihren wolle, beantwortet der Sachplanverantwortliche ablehnend. Bereits heute
fihren die Infrastrukturbetreiber, wie die BLS fur die BLS-Werkstatt, im Rahmen ihrer Projek-
tierung in der Regel ein partizipatives Verfahren durch.

Im Rahmen des SIS findet neben der formell vorgeschriebenen Mitwirkung keine informelle
Mitwirkung statt. Es gibt nur die Anhérung/Mitwirkung geméss Art. 19 RPV. Im EBG gibt es
eine VVorgabe hinsichtlich der Mitwirkung der Bevolkerung; diese betrifft jedoch nur das PGV.
Im Weiteren kann der Infrastrukturbetreiber selber die lokalen Behdrden und die betroffene Be-
volkerung miteinbeziehen. Das BAV selber flhrt keine 6ffentlichen Veranstaltungen zur Mit-
wirkung durch, legt den Infrastrukturbetreibern jedoch nahe, solche Veranstaltungen im Rahmen
der Projektierung durchzufiihren, um eine zu grosse Anzahl Einsprachen zu vermeiden. Ob diese
Offentlichen Veranstaltungen vor, wéhrend oder nach dem Sachplanprozess stattfinden, hangt
davon ab, wann ein Projekt in den Sachplan aufgenommen wird. Da Sachplananpassungen in der
Regel in einem zweijahrigen Rhythmus durchgefiihrt werden, kann die Projektierung der Infra-
strukturbetreiber bei Aufnahme in den Sachplanprozess unterschiedlich weit fortgeschritten sein.

Mitwirkung beim SIN

Die Inhalte des SIN basieren auf dem Bundesgesetz tUiber die Nationalstrassen (NSG), welches
gemass Sachplanverantwortlichen SIN "ein umfassendes Spezialgesetz” ist. Da es bereits lange
vor dem RPG in Kraft getreten ist, enthalte es alles, was ablauftechnisch und zur Koordination
erfolgen musse. Es enthalte "das ganze Prozessuale", wobei auch die Partizipation beschrieben
sei. Das ASTRA hétte also vieles, was in den anderen Gebieten mit einem Sachplan geregelt
werden musse, in seinem auf dem NSG basierenden Prozessen bereits integriert. Hier Rick-
schritte zu machen und zu Gunsten des RPG Aufgaben abzutreten sei geméss Sachplanverant-
wortlichen SIN daher nicht opportun. Die Vorteile und die erprobten Verfahren zur Koordination
des NSG "lassen wir uns nicht gerne wegnehmen™ (Sachplanverantwortlicher SIN 2017). Die
Sachplanung — als dem NSG-Verfahren nachgeschaltete bzw. parallele Tatigkeit — sei fir sie
eine "relativ technische Sache™ (ebd.). Um Nationalstrassen betreffende Fragen wie Wo sind die
Engpésse? oder Wie sdhen mdgliche Losungen aus? zu erarbeiten, hatten sie vorgegebene Me-

2! Siehe dazu: https://www.bls.ch/de/unternehmen/projekte-und-hintergruende/neue-werkstaetten
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thoden und Vorgehen, die sie anwenden missen. Daher seien sie vom ASTRA der Meinung,
dass sie bereits festgelegte Massnahmen nicht zwingend breit, sprich in einer weiteren grossan-
gelegten Partizipation, unter den Prozessen und Anforderungen eines anderen Bundesgesetzes
diskutieren mussen. Sie wurden zwar die Kantone miteinbeziehen und diese seien auch Teil der
Begleitgruppen bei der Variantenerarbeitung (siehe dazu weiter unten im Text). Es bringe ihrer
Meinung nach aber relativ wenig, vorgangig ein Sachplanverfahren durchzufiuhren. Da das NSG
die Verfahren vorgibt und die Methoden standardisiert sind, habe es der Sachplan bei ihnen “ein
bisschen hart" (Sachplanverantwortlicher SIN 2017) in Bezug auf eine zusétzliche, losgelOste
raumplanerische Koordination?.

Die wichtigsten Ansprechpartner des ASTRA seien geméss Sachplanverantwortlichen die Kan-
tone. Diese werden bei den einzelnen Projekten jeweils eingeladen und arbeiten in allen Pro-
jektphasen mit. Somit wirken die Kantone inhaltlich mit; eine offizielle Mitwirkung gemass RPG
wirde jedoch nicht stattfinden. Die offizielle Mitwirkung sei nun — in der ersten Auflage des
Sachplans (ist noch in Uberarbeitung) — ein Bestandteil. Die erste Auflage hatte zum Ziel, alle
sachplanrelevanten Themen und Objekte zusammenzutragen, die teilweise bereits politisch be-
schlossen seien (z. B. beim Thema Engpassbeseitigung). Zudem wurde sie genutzt, um die Stoss-
richtung des ASTRA, wie sie arbeiten und wo sie im Moment stehen, zu dokumentieren. Diese
Aspekte, die einer Informationstatigkeit gleichkommen, seien gemass Sachplanverantwortlichen
relevant fur die Mitwirkung der Kantone; damit werde so etwas wie ein "Base Report™ (ebd.) fiir
das gemeinsame Verstandnis geschaffen. Die im Rahmen des SIN stattfindende Mitwirkung
der Kantone entspreche der Anhdérung der Kantone; was ja ein vorgeschriebener Prozessablauf
gemadss RPG sei. Denn mit dem SIN soll auch sichergestellt werden, dass "die Koordination mit
den kantonalen Richtplénen erfolgt” (BR 2017b).

Gemass Sachplanverantwortlichen liege es an den Kantonen, wie sie die Gemeinden integrie-
ren und weitere Gruppierungen einbinden wollen. Da das NSG zur Zusammenarbeit zwischen
Bund und Kantonen verpflichtet, habe das ASTRA bisher eigentlich nie ein grosses Bedurfnis
gehabt, mit einem Sachplan gegen aussen zu treten. "Wir verlassen uns dort fest auf die Kanto-
ne" (Sachplanverantwortlicher SIN 2017). Die Kantone sind sogar dazu verpflichtet, "die Bevol-
kerung uber den Sachplan zu informieren und fur die Mitwirkung zu sorgen” (BR 2017b). Dieser
Verpflichtung werden die Kantone durch die im Rahmen der Anhérung (Art. 19 RPV) erfolgte
Publikation des SIN gerecht. Private und lokale Vereinigungen kénnen sich dann beim Kanton
mit einer Stellungnahme melden. Dieser sichtet die eingegangenen Meldungen und Ubermittelt
eine Gesamtauslegung davon in Form einer Stellungnahme dem ASTRA. Direkte Meldungen
ans ASTRA wiirden meistens direkt an den Kanton weitergeleitet. "Wir dirfen Private, die sich
bei uns melden, nicht bevorzugen gegentber solchen, die sich beim Kanton melden” (Sachplan-
verantwortlicher SIN 2017). Einzig die Meldungen, die von nationaler Ebene kommen (von be-
schwerdeberechtigten Organisationen wie z. B. Pro Natura), wiirden vom ASTRA selber betreut.

%2 Gemass einem Handbuch zur Partizipation in Verkehrsprojekten macht das NSG unter Art. 19 "klare Vorgaben
fiir die mehrstufigen Planungs- und Einsprache- bzw. Enteignungsverfahren” (SVI 2014: 22). Dabei wird auch der
Einbezug der Kantone und Gemeinden angesprochen. Vorgaben zum Einbezug der Bevélkerung werden jedoch
nicht gemacht; dies sei Aufgabe der Kantone und Gemeinden. Da die Kantone das Bindeglied zwischen den Ge-
meinden und dem Bund darstellen, missen sie "auf beide Seiten entsprechend informieren” (ebd.). Konkretere
Vorgaben fir den Einbezug der Gemeinden beinhalten die jeweiligen Strassengesetze der Kantone (z. B. mit dem
Instrument der Orientierungsversammlung oder der 6ffentlichen Auflage) (ebd.).
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Die verschiedenen Stufen der Projektbearbeitung seien vom NSG vorgegeben. Um neue Na-
tionalstrassenstrecken zu planen oder anstehende Probleme mittels Engpassbeseitigung zu losen,
so der Sachplanverantwortliche, werden zuerst Zweckmassigkeitsstudien erstellt. Diese beste-
hen meist aus einem umfassenden Variantenfacher und zeichnen sich durch die Anwendung
eines standardisierten Bewertungssystems aus. Solche Studien wirden regelmassig auch durch
den Standortkanton begleitet werden. Falls der Kanton dies empfehle, werden zur Abstiitzung
der Reduktion der verschiedenen Varianten und zur abschliessenden Bestéatigung der Bestvarian-
te im Laufe der Erarbeitung sogenannte Foren durchgefuhrt. Offiziellen Gemeindevertretern
oder der interessierten Bevolkerung werde somit die Mdglichkeit gegeben, die Varianten zu
kommentieren und Optimierungen vorzuschlagen. Diese Foren seien eine relativ formlose Ange-
legenheit. Sie seien zwar immer auf ein Objekt bezogen, hatten aber mit dem Sachplanverfahren
keine Verbindung.

"Manchmal macht man es [gemeint sind Foren], manchmal nicht. Der Kanton berét uns dabei.
Entscheiden tun wir es.” (Sachplanverantwortlicher SIN 2017)

Beziiglich dieser Foren berate jeweils der Kanton das ASTRA und das ASTRA fihre schliesslich
die Foren durch. Denn der Bund konne nichts gegen die Kantone realisieren; "und das versuchen
wir an solchen Foren auch zu vermitteln™ (ebd.). Die Zusammensetzung der Beteiligten unter-
scheide sich von Fall zu Fall; sie sei abhangig von der Beratung des Kantons. Es habe schon Fo-
ren gegeben, die offen ausgeschrieben waren. Aber es gebe auch Foren, bei denen der Kanton
zusammen mit der Gemeinde schaue, wen sie einladen wollen. Auch bezuglich des Inhaltes wiir-
den sich die Foren unterscheiden. Meistens sei es eine Mischform zwischen Informieren und
Rickmelden aus der Bevolkerung.

Am Anfang eines Forums werde jeweils ein Input geben: Was ist das Problem und welche Vari-
anten gabe es daflr? Meistens werde zu Beginn ein relativ breiter Variantenfacher diskutiert und
es werde gefragt, ob man etwas ausgeschlossen habe, das man nicht hatte ausschliessen sollen?.
Dabei gehe man aber "noch nicht ins grdsste Detail” (ebd.). Man komme meistens relativ schnell
vorwarts und sehe bald, welche Varianten funktionieren konnten und welche nicht. Danach wer-
de dies wieder Uberarbeitet und detaillierter bewertet. So werde z. B. die Machbarkeit tberprift,
wie viel es kosten wirde und was die Vor- und Nachteile von den brigen Varianten sind. Dann
gehe man wieder an eine Veranstaltung und zeige auf, welche von den z. B. funf verbleibenden
Varianten vom ASTRA am besten und welche am zweitbesten bewertet wird. Danach werde
uber die Argumente fur diese Wahl diskutiert. Dabei kdnne es auch vorkommen, dass schliess-
lich eine Variante gewahlt werde, die vom ASTRA nicht als Vorzugsvariante vorgeschlagen
wurde. Einen definitiven Entschied vor Ort gebe es aber nicht. Die Argumente werden aufge-
nommen und die Variantenwahl danach nochmals tUberpruft. Schliesslich sei es das ASTRA, das
sich fur eine definitive Variante entscheide. Aufgrund der vorangegangenen Forumsdiskussionen
werde die definitive Variante aber so optimiert, dass sie schliesslich mehrheitsfahig sei.

23 Es konne aber auch friihere Zeitpunkte eines Forums geben, wenn man noch bei der Problemlage sei. In diesem
Fall wirde man die Beteiligten fragen, was deren Sicht zur vorgegebenen Problemlage sei. Ein so friiher Zeitpunkt
sei sehr interessant, da man z. B. hore, dass die zu behandelnde Situation fur die meisten Betroffenen gar kein
Problem darstellt. Dies helfe dem ASTRA dann manchmal auch, auf die richtige Variantensuche zu gehen (Sach-
planverantwortlicher SIN 2017).
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Basierend auf der vom ASTRA vorgeschlagenen Bestvariante werde als ndchster Schritt die
Projektierung angegangen. Dabei kénnen wiederum Begleitgruppen, gebildet aus Behorden-
vertretern, installiert werden. Zudem fordert auch hier das NSG die Zusammenarbeit mit dem
Standortkanton. In dieser Phase werde dann z. B. erarbeitet, wo Grundeigentum beschafft wer-
den muss und man sehe, wie lange, wie hoch und wie breit das ganze Projekt werde. Die Phase
des generellen Projektes wird mit der Genehmigung durch den Bundesrat abgeschlossen. Die-
ser Genehmigung geht ein Stellungsnahmeverfahren bei den Kantonen (inkl. Gemeinden und
allenfalls Grundeigentiimer) und danach eine Amterkonsultation beim Bund voraus (Art. 19
NSG). Mit der Genehmigung kann der n&chste Schritt, die Ausarbeitung des Ausfihrungspro-
jektes, gestartet werden. In dieser Phase sei wiederum die Zusammenarbeit mit dem Standort-
kanton Pflicht. Also habe man auch hier wieder solche "stehenden Organisationen™ (Sachplan-
verantwortlicher SIN 2017), bei denen die Kantone mit Behordenvertretern und je nachdem auch
Vertreter aus der Politik dabei seien. Manchmal veranstalte man zusatzlich Informationsforen fur
die Bevolkerung.

Danach werde das Ausfuhrungsprojekt 6ffentlich aufgelegt und die offizielle Anhdrung nach
Art. 27b NSG beginnt. Nach der Erledigung der Einsprachen und allfalliger Projektanpassungen
koénne das Ausfihrungsprojekt dann durch das UVEK genehmigt werden. Im Rahmen der 6f-
fentlichen Auflage konne natirlich jedermann eine Einsprache machen und "sein Recht zu
schutzen versuchen ™ (Sachplanverantwortlicher SIN 2017). Dies findet der Sachplanverantwort-
liche zwar gut und wichtig, er bezweifelt aber, dass das ASTRA durch ein Sachplanverfahren
von Einsprachen verschont werden wirden. Sie seien der Meinung, dass sie eigentlich alle Er-
fordernisse, die der Sachplan vorschreibt, in ihrem Verfahren ziemlich stark abgedeckt haben.
Daher denken sie, dass sie mit einer Parallelfiihrung im Sachplan nicht zuséatzlich profitieren
kénnen — es sei vielmehr ein zweites Verfahren zur gleichen Fragestellung. Der Sachplan sei
aber gut, damit die Offentlichkeit das Verfahren nachvollziehen kénne und informiert sei. Die
Starken des Sachplans im Bereich der Nationalstrassen lagen also vor allem in der Informa-
tionsfunktion. Es sei fir sie wichtig, im Konzeptteil des Sachplans offenzulegen, wie sie den-
ken, was ihre Handlungsmotivatoren sind und nach welchen Vorgaben sie wie arbeiten.

"Wir wollen zeigen, was wir machen und wieso wir das machen. Es hilft uns, wenn wir dies
im Sachplan aufzeigen kénnen. Wir zeigen unsere Denkweise und unser Programm, welches wir auf
einem anderen Planungsweg als im Sachplan gemacht haben." (Sachplanverantwortlicher SIN 2017)

Der Sachplanverantwortliche findet, dass sie hinsichtlich Beteiligung "schon etwas machen"
(ebd.). "Wir konnten sicher mehr machen, aber wenn ich sehe, wie lange heute ein solches Ver-
fahren dauert...” (ebd.). Er denke, dass der Prozess nicht schneller werde, wenn sie eine gros-
sere Beteiligung héatten. Denn die vorgeschriebenen Verfahrensschritte (geméss NSG) mussten
auf jeden Fall durchgefiihrt werden. Und diese wirden auch ihre Zeit brauchen — "sogar im
Schonwetterfall, bei dem es keine Einsprachen gibt" (ebd.). Gemdss Sachplanverantwortlichen
werde ohnehin meistens eingesprochen, auch wenn eine Informationsveranstaltung durchgefiihrt
wurde, bei der die Leute vor Ort ihre Anliegen abgeben konnten. "Interessens- und Zielkonflikte
kann man durch Information nicht auflésen” (ebd.), sondern man musse am Schluss den Geld-
beutel herausnehmen und die Personen fiir Nachteile entschadigen oder Projektanpassungen vor-
nehmen.
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Im Rahmen des SIN findet neben der formell vorgeschriebenen Mitwirkung nach RPG mit soge-
nannten Foren bei den Zweckmassigkeitsstudien und Begleitgruppen bei der Projektierung auch
eine Art informelle Mitwirkung statt. Wenn der Kanton es fir sinnvoll hélt, die betroffene Be-
volkerung bei der Auswahl aus dem Variantenfacher (Zweckmassigkeitsstudien) miteinzubezie-
hen, fuhrt das ASTRA Foren durch. Je nach Empfehlung des Kantons kénnen sich an diesen nur
Behordenmitglieder oder aber auch die betroffene Bevdlkerung (Privatpersonen) beteiligen. Die
Teilnehmenden dieser Foren haben somit die Maoglichkeit, bei der Variantenauswahl mitzuspre-
chen. Bei der darauffolgenden Projektierung werden Begleitgruppen eingesetzt. Diese bestehen
aber nur aus Behordenvertretern. Nachdem der Bundesrat ein generelles Projekt genehmigt hat,
findet die Ausarbeitung des Ausflihrungsprojektes wiederum in Zusammenarbeit mit dem Kan-
ton (Behdrdenvertreter) und gegebenenfalls Vertretern aus der Politik statt. Hierbei werden
manchmal Informationsforen fir die Bevolkerung durchgefihrt.

Mitwirkung beim SIL

Der Erarbeitung eines jeden Objektblattes des SIL wird ein sogenannter Koordinationsprozess
vorangestellt. Denn bevor "der Rahmen zur baulichen und betrieblichen Entwicklung” (BAZL
2004) eines Flugplatzes behdrdenverbindlich festgelegt wird, mussen die Flugplatzanlagen und
der Flugbetrieb sowie die Nutzungs- und Schutzanspriiche rdumlich aufeinander abgestimmt
werden. Ein erster Schritt dieser Abstimmung erfolgt im Rahmen dieses Koordinationsprozesses;
einer "partnerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Bundesstellen, den zustéan-
digen kantonalen Stellen, den Gemeinden und dem Flugplatzhalter" (ebd.).

Bei diesem Vorverfahren werden gemass Sachplanverantwortlichen SIL "alle zustandigen Fach-
stellen und Behorden von allen drei Ebenen (Bund, Kanton, Gemeinde) eingeladen, gemeinsam
einen solchen Koordinationsprozess, also Koordinationsgesprache, durchzuftihren™. In der Regel
seien bei diesem Koordinationsprozess ausschliesslich Behordenvertreter anwesend; keine Pri-
vate oder Vertreter von Organisationen. Denn es sollen zuerst mit den zustdndigen Fachstellen
von Bund, Kanton und Gemeinden die Ausgangslage analysiert und vorhandene oder allféllige
Probleme eruiert werden. Es sei aber auch méglich, private Organisationen in den Prozess einzu-
binden. Dies wurde in der Vergangenheit auch schon gemacht (z. B. in Buochs), werde aber
nicht propagiert. Denn in dieser Phase sollte eigentlich noch kein politischer Prozess, sondern
vielmehr ein "Fachprozess™" (Sachplanverantwortlicher SIL 2017) stattfinden. Die Koordination
soll auf der fachlichen Ebene stattfinden, da es vor allem um Fachfragen gehe (z. B. um die
Larmbelastungen, um einen Perimeter, um den Gewaésserschutz und den 6kologischen Aus-
gleich, um das Strassennetz oder generell um den Zweck eines Flugplatzes).

Bei einem Koordinationsprozess setze man sich zu Beginn an einem Tisch zusammen und der
Flugplatzhalter (in der Regel) stellt sein Projekt vor®*. Es kénne sich dabei um eine Infrastruk-

# Um die technischen Komponenten wie z. B. den Umweltvertraglichkeitsbericht zu erarbeiten, beauftragt der
Flugplatzhalter meistens Experten-, Ingenieur- und/oder Planungsbiros. Die Erarbeitung eines Projektes erfolgt
also im Prinzip immer durch private Biros. In der Regel ist der Flugplatzhalter auch der Betreiber des Flugplatzes;
in wenigen Féllen wird der Flugplatz von einem Dritten betrieben (Sachplanverantwortlicher SIL 2017).
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turerweiterung oder eine Anderung im Betrieb handeln. Danach erlautern die verschiedenen
Bundesstellen und kantonalen Stellen sowie die Gemeinden oder auch die Regionalplaner ihre
Rahmenbedingungen und Ziele. Laut dem Sachplanverantwortlichen SIL sei es eine "gegenseiti-
ge Information und gemeinsame Auslegeordnung”. In den darauffolgenden Koordinationsge-
sprachen werde dann geschaut, wo es Differenzen, Probleme und Konflikte gibt, wo man Kon-
sens hat und wie man die Konflikte 16sen kann (sind diese einfach zu I6sen oder sind es funda-
mentale Gegensatze?). All dies versuche man in einem Koordinationsprozess herauszufinden.

In der Regel komme diese "Gesamtrunde" einmal, zweimal oder bei Bedarf mehrere Male zu-
sammen — beim Flughafen Zurich waren es mehr Treffen. An den Gesprachen kénnen nach Be-
darf Auftrage oder zusétzliche Studien erteilt werden (z. B. die Vertiefung oder Erganzung der
Planungsgrundlagen). Es kdnne auch vereinbart werden, eine Information der Bevdlkerung
durchzufuhren. So kénne es vorkommen, dass die Bevolkerung im Rahmen einer 6ffentlichen
Veranstaltung bereits wahrend des Koordinationsprozesses tiber das Projekt informiert werde.

"In diesem Koordinationsprozess ist eigentlich alles moglich. In der Regel vereinbaren wir mit
dem Kanton, dass er die Leitung Gbernimmt. Denn er ist fir die Raumplanung auf seinem Gebiet
verantwortlich und er kennt die Gemeinden, die 6rtlichen und politischen Verhéltnisse besser."
(Sachplanverantwortlicher SIL 2017)

Das Ergebnis eines Koordinationsprozesses wird vom BAZL in einem Koordinationsprotokoll
festgehalten. Darin werden sowohl die Differenzen als auch der Konsens zwischen den beteilig-
ten Stellen festgehalten; rechtlich ist dieses aber nicht verbindlich (BAZL 2004). Ein Koordinati-
onsprotokoll werde laut dem Sachplanverantwortlichen nicht per se veréffentlicht, jedoch auf
Anfrage ausgegeben (gemiss dem Offentlichkeitsprinzip). Zudem werde es den am Koordinati-
onsprozess Beteiligten zur Vernehmlassung unterbreitet und nach Bedarf tberarbeitet. Das Ko-
ordinationsprotokoll stelle die Grundlage fir die Phase zwei und somit fir den Sachplan bzw.
das Objektblatt dar.

"Dieses Koordinationsprotokoll hat rechtlich keine verbindliche Wirkung.
Das ist ein Gentlemen-Agreement, worin man einfach die Meinung und Haltung von den
verschiedenen Beteiligten festhalt." (Sachplanverantwortlicher SIL 2017)

In der zweiten Phase, der Erstellung eines SIL-Objektblattes, verlaufe das Verfahren klassisch
nach den Vorschriften der RPV: Zuerst werde ein Entwurf des Objektblattes erstellt. Dieser gehe
dann in eine bundesinterne Konsultation bei den betroffenen Bundesstellen. Danach folge die
Anhorung der Behorden (der Kantone und der Gemeinden) und eine 6ffentliche Mitwirkung zum
Objektblatt-Entwurf. Dafiir werde der Entwurf des Objektblattes publiziert (z. B. auf der Home-
page des BAZL) und physisch ¢ffentlich aufgelegt (in den betroffenen Gemeinde- und Kantons-
verwaltungen). Alle, die wollen, kénnen dies anschauen und eine Stellungnahme dazu einrei-
chen. Gemadss Sachplanverantwortlichen SIL werden zwar alle Stellungnahmen entgegenge-
nommen, jedoch nicht jede einzeln beantwortet. Teilweise habe es Serienbriefe von Organisatio-
nen dabei, die jeweils denselben Inhalt hatten. Es werde dann ein Bericht verfasst, bei dem die
eingereichten Stellungnahmen zusammengestellt und Erwagungen und Entscheide zu den einge-
gangenen Antragen angefligt werden. Daraus resultiere ein sogenannter Auswertungs- und Erlau-
terungsbericht, welcher wiederum zusammen mit dem Objektblatt ins Internet gestellt werde.
Somit kénne man die Antwort, die Erwdgungen und den Entscheid zu seiner Frage oder Stel-
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lungnahme lesen. Dies geschehe alles im Rahmen der formellen, vorgeschriebenen Mitwirkung —
mit einer informellen Mitwirkung habe dies nichts zu tun®.

Als Beispiel einer informellen Mitwirkung nennt der Sachplanverantwortliche die Beteili-
gungsgremien, die der Kanton Zrich fiir die Regelung der Angelegenheiten rund um den Flug-
hafen Zurich selber aufgebaut habe. Fur die ganze Flughafenplanung wurde die Konsultative
Konferenz Flughafen Zirich gegriindet. In dieser Konferenz sei zwar nicht die Bevdlkerung,
jedoch alle etwa 100 betroffenen Gemeinden anwesend. Daneben habe der Kanton ein weiteres
Gefass erstellt, in dem regionale Interessensgruppierungen vertreten seien.

"Dies [die Beteiligungsgremien zum Flughafen Zirich] hat alles der Kanton
organisiert, nicht der Bund." (Sachplanverantwortlicher SIL 2017)

Solche Beteiligungsanlédsse habe auch das BAZL bereits organisiert; das letzte Mal fur den Klei-
nen Flugplatz Wangen-Lachen am Zirichsee. Denn nach der Auflage des auf einem Koordinati-
onsprozess mit resultierendem Koordinationsprotokoll basierenden Objektblattes, sei "aus der
Mitwirkung zum Objektblatt” (ebd.) eine relativ breite private Opposition hervorgegangen. Da-
her héatten das BAZL und die zustdndige kantonale Fachstelle sich entschieden, eine 6ffentliche
Veranstaltung durchzufiihren. Dort sei den Anwesenden die Absichten des Flugplatzhalters
(Bauprojekt und kinftiger Betrieb), die betrieblichen Zusammenhéange und die geplanten Vor-
kehrungen zum Ldrmschutz und zum Schutz der umgebenden Naturschutzgebiete aufgezeigt
worden. Dieser direkte Dialog zwischen Flugplatzhaltern, Anwohnern und Behorde habe gemadss
Sachplanverantwortlichen zum gegenseitigen Verstandnis beigetragen.

Der Sachplanverantwortliche SIL stellt sich daher die Frage, ob solche ¢ffentlichen Veranstal-
tungen lediglich reaktiv durchgefiihrt werden sollten (wie im Beispiel Wangen-Lachen) oder ob
man dies proaktiv Uberall machen sollte. Fiir Letzteres habe man aber nicht die notigen Ressour-
cen. In Wangen-Lachen habe sich die reaktiv hervorgerufene Beteiligung aus Sicht des Sach-
planverantwortlichen gelohnt. Denn es konnten im direkten Dialog Fragen gestellt und Fragen
beantwortet werden. Ob sich die Akzeptanz des Flugplatzes bei den Anwohnern dadurch aber
gesteigert habe oder nicht, kann der Sachplanverantwortliche nicht einschétzen. "Aber die Leute
wissen nachher zumindest, warum etwas so ist, wie es ist" (ebd.).

Grundsétzlich wurden sie vom BAZL aber von den Flugplatzhaltern (oder je nachdem auch
von den Gemeinden) erwarten, dass sie sich um die Beteiligung der Bevilkerung kimmern.
Denn es seien ja auch die Flugplatzhalter, die eine Bewilligung erhalten wollen: "Weil er [der
Flugplatzhalter] der Gesuchsteller ist, muss auch er schauen, dass er die Akzeptanz hat" (ebd.).
Es sei nicht die primére Aufgabe des BAZL, fur die Akzeptanz zu sorgen. Beim Flugplatz Mollis
z. B. habe die Gemeinde Glarus Nord — als Eigentimerin des ehemaligen Militarflugplatzes —
solche Veranstaltungen organisiert. Der Bund sei in diesem Fall gar nicht dabei gewesen. Beim
Kanton Obwalden habe man lange nach einem Standort flir eine neue Helikopterbasis gesucht.
Man ist dann zum Schluss gekommen, dass diese am besten auf dem bestehenden Flugplatz er-

2> Zur zweiten Phase gehort ausserdem die Abstimmung des Objektblattes mit den kantonalen Richtplanen (BAZL
2017b). In der dritten Phase folgt dann das Verfahren zum Betriebsreglement bzw. das PGV. Hierbei werde das
entsprechende Gesuch (z. B. fiir den Bau einer Infrastrukturanlage oder die Anderung des Betriebsreglements) 6f-
fentlich aufgelegt und es kdnnen Einsprachen getétigt werden (welche zum Teil in einem Gerichtsverfahren enden
kdénnen) (Sachplanverantwortlicher SIL 2017).
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richtet werden soll. Bevor man diese Variante jedoch vorschlagen wollte, habe der Kanton zu-
sammen mit der Gemeinde eine 6ffentliche Partizipation gestartet. Es seien Befragungen mit
Fragebogen und Informationsveranstaltungen durchgefiihrt worden. Sogar Testflige wurden
organisiert, damit man sehen konnte, wie es sein wird.

"Eine verantwortungsvolle Gemeinde oder Kanton macht dies
[eine Offentliche Partizipation] dann schon. Das missen nicht wir als Bundesbehérde
machen oder befehlen." (Sachplanverantwortlicher SIL 2017)

Obwohl es meistens der Flugplatzhalter (bzw. die Gemeinde) sei, der eine Mitwirkung organisie-
re, sei das BAZL bei Bedarf natirlich auch vertreten; z. B. bei einem Podiumsgesprach oder um
Auskunft iber das Verfahren zu geben. Uber Themen wie Sicherheit oder Technik wisse der
Flugplatzhalter aber meistens auch Bescheid.

Sobald ein Flugplatz in Betrieb sei, gebe es in gewissen Orten weiterhin eine Mitwirkung.
"Die Flugplatze, die es gut machen, haben einen permanenten Kontakt mit der Bevolkerung"
(ebd.). So sei man z. B. in Grenchen im permanenten Kontakt mit der Bevolkerung. Auch dies
finde statt, ohne dass es vom BAZL verordnet werde.

Dass zu grosse Opposition seitens der Betroffenen dazu fuhrt, dass ein Projekt nicht realisiert
werden kann, kénne es gemass Sachplanverantwortlichen SIL "auf alle Falle geben"”. Genau aus
diesem Grund wirde das BAZL aber diesen Koordinationsprozess im Voraus durchfuhren, "um
die Chancen und Risiken vom Projekt zu sehen™ (ebd.). Denn am Ende eines Koordinationspro-
zesses wisse man, ob und wo es Differenzen und Konflikte gibt und wie die Haltung der Betei-
ligten ist. So sehe man z. B., ob mit dem Kanton Differenzen (zur kantonalen Politik oder Pla-
nung) bestehen. Konnen diese Differenzen im Koordinationsprozess nicht ausgerdumt werden,
misse das BAZL (respektive das UVEK) abschéatzen, ob es dem Bundesrat einen Antrag stellen
will, der den Zielen und Vorgaben des Kantons widerspricht. Es sei aber auch heikel, die Ge-
meinde in der Opposition zu haben; vor allem wenn es die Standortgemeinde sei. Wenn man
nach dem Koordinationsprozess aber "alle Behorden auf allen Stufen hinter dem Projekt hat,
dann ist die Chance, dass das Projekt realisiert werden kann, relativ gross™ (ebd.).

Im Fall Flughafen Zrich, bei dem der Flugplatzbetreiber zum Teil mit starker Opposition aus
der Bevolkerung zu kdmpfen hat, wirden letztlich Mehrheitsentscheide zahlen. Denn in Zirich
sehe das kantonale Gesetz fiir gewisse Infrastrukturfragen (z. B. fur eine geplante Pistenverlén-
gerung) eine Volksabstimmung vor. Das Resultat dieser VVolksabstimmung sei dann die Grund-
lage fur den Regierungsrat. Er muss sich an das Ergebnis der Volksabstimmung halten. Da der
Regierungsrat im Verwaltungsrat des Flughafens eine Sperrminoritat habe, habe er also auch als
Minderheit die Mdglichkeit, einen bestimmten Beschluss zu verhindern. Der Flughafen konne
also nur ein Gesuch fir etwas stellen, wenn die Regierung des Kantons Zirich damit einverstan-
den sei. Und da sich diese bei Infrastrukturfragen auf den Entschied einer Volksabstimmung
abstutzen musse, wirden schliesslich Volksabstimmungen Uber Infrastrukturerweiterungen
beim Flughafen Zirich entscheiden.

Bei den zum Teil sehr umstrittenen (und von den Umweltverbanden bek&mpften) Gebirgslan-
deplatzen habe man zu Beginn zwar probiert, regionenweise ebenfalls Koordinationssitzungen
durchzufuhren; wie z. B. in Zermatt flr alle Gebirgslandeplatze im Matter- und Saasertal. Dabei
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habe man auch (private) Schutz- und Nutzerorganisationen (z. B. der Schweizerische Alpenclub,
die Stiftung Landschaftsschutz, der Helikopterverband oder die Tourismusregion) eingeladen. In
der Region Zermatt sei man schliesslich zwar zu einem Abschluss, sprich zu einem vom Bundes-
rat verabschiedeten SIL-Objektblatt, gekommen; dies habe aber drei bis vier Jahre gedauert.
Nachdem man es in der ndchsten Region versucht habe, musste man aber feststellen, dass sich
die Interessen so stark unterscheiden, dass man sich nie finden werde. Dadurch sei die Planung
steckengeblieben, bis das Departement den Abbruch des Koordinationsprozesses angeordnet
habe. Am Schluss musste also trotzdem die oberste Behorde entscheiden.

Das Ausschlaggebende fiir eine Mitwirkung sei fir den Sachplanverantwortlichen der Hand-
lungsspielraum. Je nachdem, wie gross dieser ist, lohne es sich, die Mitwirkung fir ein breiteres
Publikum zu 6ffnen oder eben nicht. Denn sonst — bei einem kleinen Handlungsspielraum — we-
cke man mit einer Mitwirkung nur Erwartungen, die schliesslich nicht erfullt werden kénnen (da
der Spielraum dazu gar nicht besteht). Bei den Flugplatzen sei der Handlungsspielraum tenden-
ziell kleiner als bei einem geologischen Tiefenlager oder einer neuen Bahnlinie — denn bei den
Flugplatzen handelt es sich um bestehende Infrastrukturen. Auch im Falle eines Neubaus (z. B.
eines neuen Heliports) habe man aber schon rein technisch nicht viele Optionen und es mussen
Umweltvorschriften eingehalten werden. So sei insbesondere die Larmausbreitung ein klassi-
scher Faktor. Und da man die La&rmschutzverordnung einhalten misse, habe man schon von An-
fang an gar nicht viele Optionen.

"Ich habe das Geftihl, wir machen es [die Mitwirkung] eigentlich verhaltnisméssig gut;
aus der langjahrigen Erfahrung heraus. Klar kann man immer wieder lernen und probieren,
etwas besser zu machen. Aber vom Aufwand und Ertrag her, habe ich nicht das Gefiihl,
dass es noch viel Potenzial hat.” (Sachplanverantwortlicher SIL 2017)

Vor der Erarbeitung eines Objektblattes gibt es beim SIL jeweils einen Koordinationsprozess,
bei dem der Flugplatzhalter und die Behdrden ihre Anliegen austauschen (keine Privatpersonen
und nur selten Organisationen). Wahrend des Koordinationsprozesses werden manchmal ¢ffent-
liche Veranstaltungen durchgefuhrt, um tber das Projekt zu informieren. Die eigentliche Mitwir-
kung der betroffenen Bevélkerung findet aber erst mit der offiziell vorgeschriebenen Mitwirkung
nach RPV statt. In einigen Féllen werden aufgrund der Rickmeldungen aus dieser Mitwirkung
oOffentliche Veranstaltungen durchgefiihrt — sozusagen reaktiv. Institutionalisierte informelle
Mitwirkungsmechanismen flr die betroffene Bevdlkerung gibt es beim SIL nicht. Das Durchfiih-
ren von Informations-/Beteiligungsveranstaltungen wird grundsétzlich den Flugplatzhaltern (o-
der der Gemeinde) iberlassen. Bei Bedarf beteiligt sich das BAZL an den Veranstaltungen. Bei
gewissen Flugplatzen besteht zu Betriebsfragen ein regelméssiger Kontakt zwischen dem Flug-
platzbetreiber und der Anwohnerschaft oder den Gemeinden; dies aber aus Eigeninitiative und
ohne Auftrag vom BAZL. Im Fall des Flughafens Zurich kann sich die Bevolkerung aufgrund
einer kantonalen Gesetzesgrundlage in Form einer Volksabstimmung an der Flughafenplanung
beteiligen. Denn der Regierungsrat, der im Verwaltungsrat des Flughafens Zirich eine Sperrmi-
noritat besitzt, muss sich bei seinen Entscheiden auf das Resultat einer Volksabstimmung und
somit auf die Meinung der Bevolkerung stlitzen — das ist im kantonalen Flughafengesetz vorge-
schrieben.
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Mitwirkung beim SUL

Bei den Ubertragungsleitungen ist das Sachplanverfahren in der Verordnung tber das Plange-
nehmigungsverfahren fur elektrische Anlagen geregelt (siehe Art. 1a ff. VPeA). Mit der Verord-
nungsanpassung vom 1.12.2013 ist ein zweistufiges Verfahren eingefiihrt worden: In der Regel
wird zuerst ein Planungsgebiet definiert und danach ein Planungskorridor durch den Bundes-
rat festgesetzt. Die Planungskorridore bilden sodann die Grundlage fir das Auflageprojekt, wel-
ches im PGV beurteilt und gepriift wird. Das definitive Trassee fur die Leitung darf von der Be-
willigungsbehdrde nur genehmigt werden, wenn sich dieses innerhalb des festgesetzten Pla-
nungskorridors befindet (siehe Art. 16 Abs. 5 EleG).

Die Sachplanung ist nach Ansicht des Sachplanverantwortlichen SUL ein behordeninternes
Planungsverfahren. Deshalb wirden Privatpersonen und -organisationen in der Regel erst im
Rahmen des PGV angehort, in welchem diese Anspruch auf rechtliches Gehor héatten. Fir den
SUL seien keine rechtlichen Grundlagen vorhanden, welche es erlauben oder verlangen wiirden,
den Sachplanprozess mit einer 6ffentlichen Partizipation wie im SGT abzuwickeln?.

Zu Beginn eines jeden Verfahrens (zum Bau einer Ubertragungsleitung) hat der Gesuchsteller —
in der Regel die nationale Netzgesellschaft Swissgrid AG — das BFE jeweils friihzeitig dartiber
zu orientieren (siehe Art. 1b Abs. 1 VPeA). Gemass den Verordnungsbestimmungen hat der Ge-
suchsteller zudem eine Koordinationsvereinbarung mit dem Kanton abzuschliessen und dem
BFE Kenntnis davon zu geben. In dieser Koordinationsvereinbarung sind insbesondere der Zeit-
plan zur Festlegung eines Gebietes fiir Planungskorridore, die Planungsziele fur das zu evaluie-
rende Planungsgebiet, die Zustandigkeit fur die Organisationen der einzelnen Verfahrensschrit-
ten und die Mitwirkung der Gemeinden festzulegen (Art. 1b Abs. 2 VPeA). Damit wird die Or-
ganisation und Verantwortung fiir die Mitwirkung der Gemeinden in diesem Prozess an den
Kanton delegiert. Geméss Sachplanverantwortlichen sei es die Aufgabe des Kantons, innerhalb
seines Gebietes dafiir zu sorgen, dass die Betroffenen "zufrieden™ sind bzw. deren Interessen
gewahrt werden. Wenn es auf der Ebene Gemeinden Interessenskonflikte gebe, dann musse sich
grundsétzlich der Kanton darum kiimmern und gegebenenfalls eine Interessenabwégung vor-
nehmen.

Wenn der Gesuchsteller ein Vorhaben einreichen wolle bzw. den Start eines Sachplanverfahrens
beantragt habe, werde vom BFE gemaéss Art. 1¢c VPeA eine projektspezifische Begleitgruppe
eingesetzt. Diese Begleitgruppe setze sich zusammen aus dem ARE, dem Bundesamt fir Um-
welt und allenfalls weiteren betroffenen Bundesstellen (z. B. das BAZL, wenn das Planungsge-
biet in der Nadhe eines Flughafens ist, oder das VBS, wenn das Planungsgebiet in der Nahe einer
militarischen Anlage ist). Zudem seien die eidgendssische Elektrizitdtskommission, das eidge-
ndssische Starkstrominspektorat, jeder betroffene Kanton, die (nachgewiesen) gesamtschweize-
risch tatigen Umweltschutzorganisationen und die Gesuchstellerin (in der Regel Swissgrid) mit

% Die Grundlage fiir die Durchfiihrung der regionalen Partizipation im SGT ist im Konzeptteil des SGT zu finden.
Dort steht z. B. dass sich "die Gemeinden der Standortregionen [...] im Rahmen einer regional organisierten Parti-
zipation mit raumplanerischen und soziodkonomischen Belangen befassen und die regionalen Interessen im Aus-
wahlverfahren vertreten [kénnen]. Die interessierte Bevdlkerung sowie Interessenorganisationen, politische Par-
teien, Verbande usw. kénnen in jeder Etappe mitwirken und zu den Vorschlagen, Gutachten und Schlussfolgerun-
gen Stellung nehmen" (BFE 2011c: 6).
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je einer Stimme vertreten. Es wirden aber keine Gemeinden, keine betroffenen Privatpersonen
und keine weiteren Verbénde und Vereine Einsitz in der Begleitgruppe nehmen.

Auf die Frage, wieso Gemeinden und Private nicht schon bei der Begleitgruppe teilnehmen
kdnnen, antwortet der Sachplanverantwortliche, dass dies gesetzlich einerseits nicht vorgesehen
sei und andererseits bei einer allfalligen Erweiterung der Begleitgruppe auf Gemeinden und Pri-
vate die Frage auftauche, welche Personen und Organisationen mitmachen durfen und sollen.
Welches waren die Kriterien flr die Einsitznahme in der Begleitgruppe und welche Interessen
wirden die Personen vertreten? Ware es zielfiihrend, lokale Interessen von Gemeinden oder 6rt-
lichen Organisationen oder sogar die Eigeninteressen von Privatpersonen im Sachplanverfahren
des Bundes anzuhdren? Je mehr Personen und Interessengruppen angehort werden massten, des-
to mehr Aufwand wirden solche Verfahren generieren und dementsprechend wirde auch der
Entscheidfindungsprozess noch viel mehr Zeit in Anspruch nehmen. Dies sei einerseits nicht
effizient und andererseits seien beim BFE auch die Ressourcen dafiir nicht vorhanden. Zudem
sei fraglich, ob damit tatsachlich ein Mehrwert generiert werden konnte?’.

Es seien auch schon private Organisationen auf das BFE zugekommen mit der Bitte, aktiv am
Sachplanverfahren teilnehmen zu kénnen. Mit dem zur Verfligung stehenden Handlungsspiel-
raum habe das BFE aber gar nicht die Mdglichkeit, weitere Akteure teilnehmen zu lassen. Bei
der ersten Planungsstufe, der Festsetzung eines Planungsgebietes, sei es in der Regel nicht
zweckmaéssig, die Gemeinden anzuhéren, da noch gar nicht ersichtlich sei, welche Gemeinden
von einem kinftigen Leitungsbauvorhaben betroffen waren (grobe rdumliche Planung). Bei der
zweiten Stufe, der Festsetzung des Planungskorridors, in welcher die ortliche Konkretisierung
eines moglichen kunftigen Projektes genauer werde, konnte es unter bestimmten Umstédnden
zweckmaéssig sein, die Interessen der Gemeinden in der Evaluation zu berticksichtigen. In diesem
Stadium des Sachplanprozesses sei es geméass Sachplanverantwortlichen wichtig, dass die Kan-
tone die entsprechenden bergeordneten kommunalen Interessen stufengerecht in den Evaluati-
onsprozess einbringen. lhre Interessen selbststdndig wahren kénnen die Gemeinden aber erst
nach der Festsetzung eines Planungskorridors, im Rahmen des PGV. Die Gemeinden werden
also wie Privatpersonen behandelt und kénnen — abgesehen vom 6ffentlichen Anhérungs- und
Mitwirkungsverfahren geméss Art. 19 RPV — erst im PGV mittels Einsprache gemass Art. 16f
Abs. 3 EleG direkt mitwirken — also nach dem Abschluss des Sachplanprozesses. "In diesem
Verfahrensstadium gibt es dann aber Spielraum, bei dem die Gemeinden ihre Préaferenzen ein-
bringen kénnen (Sachplanverantwortlicher SUL 2017).

Bei der rechtlich vorgeschriebenen &ffentlichen Anhdrung und Mitwirkung nach Art. 19
RPV, welche sowohl vor der Festsetzung des Planungsgebiets als auch vor der Festsetzung des
Planungskorridors stattfindet (siehe Art. 1¢ Abs. 4 und Art. 1d Abs. 4 VPeA), werden die Ent-
wirfe der erarbeiteten Objektblatter Offentlich publiziert. Bei dieser Mitwirkung konnen alle
Betroffenen (Private sowie Gemeinden) Eingaben beim BFE machen und ihre Anliegen dazu
einbringen. Eingaben wirden in diesem Mitwirkungsverfahren gemass Sachplanverantwortli-
chen aber nur selten gemacht. Allféllige Eingaben werden vom BFE als "Hinweise" bzw. als
"Wiinsche" (Sachplanverantwortlicher SUL 2017) entgegengenommen und, sofern sich daraus

2" Mit der Beteiligung bei der Stromnetzplanung beschaftigen sich auch Bals et al. (2015) im Handbuch Beteiligung
und Transparenz bei der Stromnetzplanung. Dabei werden auch Handlungsempfehlungen geliefert.
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neue Erkenntnisse ergeben, in der Begleitgruppe nochmals diskutiert. Erst nach der Anhdrung
und Mitwirkung und der allfalligen Besprechung in den Begleitgruppen werde die Festsetzung
eines bestimmten Planungsgebiets bzw. -korridors dem Bundesrat zur Festsetzung beantragt. Der
Sachplanverantwortliche SUL gesteht ein, dass der Zeitpunkt der gesetzlich vorgeschriebenen
Mitwirkung "relativ spat” sei. Es liege auf der Hand, dass zu einem solch spéten Zeitpunkt nur
noch Anliegen aufgenommen wirden, die als absolut wesentlich erscheinen und die von uberge-
ordnetem Interesse sein kdnnten. Nach den jeweils umfangreichen und detaillierten Abklarungen
sei es aber relativ unwahrscheinlich, dass aus der Anhoérung noch Anliegen aus der Bevolkerung
eingehen wirden, die dermassen relevant bzw. in einem so allgemeinen Interesse seien, dass die
Planung nochmals wesentlich tberarbeitet werden misste. Rein private Interessen seien nicht im
Sachplanprozess, sondern im PGV zu ber(cksichtigen.

Da die Erfahrungen zeigen, dass es manchmal schwierig ist, die Betroffenen mit einem weitge-
hend fertiggestellten Projekt zu konfrontieren, habe Swissgrid begonnen, Informationsveran-
staltungen durchzufiihren. Das BFE stelle es Swissgrid frei, ob und wie sie dies mache. "Sie
wissen einfach, dass wenn sie es nicht machen, sie spater moglicherweise mehr Widerstand ge-
gen das Projekt haben werden" (ebd.). Manchmal wirde Swissgrid dies bereits in der ersten Stu-
fe (Gebietsfestsetzung) und manchmal erst in der zweiten Stufe (Ausarbeiten der Korridorvarian-
ten) machen. Die Gemeinden und die Bevolkerung werden dabei informiert und es besteht die
Madglichkeit, eigene Ideen mitzuteilen. In diesen Veranstaltungen werden Diskussionen gefiihrt
oder auch die Prifung von konkreten Varianten beantragt. Gestitzt auf die Ruckmeldungen
Uberarbeite Swissgrid die Unterlagen, welche sie spater beim BFE einreiche. Wenn Swissgrid in
diesem Prozess sehe, dass etwas, das an sie herangetragen worden ist, zweckmassig ist und fi-
nanziert werden kann, wirde sie dies in ihr Projekt Gbernehmen. Somit seien die Interessen der
Betroffenen teilweise schon in den eingereichten Gesuchsunterlagen bericksichtigt.

Bei einem offentlichen Partizipationsverfahren hénge der Erfolg geméass Sachplanverantwortli-
chen SUL vom Verhandlungsgeschick der Person ab, die den Prozess fiihrt. Diese Person
sollte gut argumentieren kdnnen und akzeptieren, dass es Leute mit einer anderen Meinung gibt.
Sie muss Verstandnis flr die anderen Meinungen aufbringen kénnen und dennoch dazu bereit
sein, den Prozess zu einem Abschluss zu bringen. Es liege auf der Hand, dass nicht alle Interes-
sen berlcksichtig werden kénnen und daher auch unliebsame Entscheidungen getroffen werden
miussen. Ein solcher Prozess kdnne entweder sehr erfolgreich oder gar nicht erfolgreich enden —
dies hdnge vom Gespur und vom Verhandlungsgeschick der Person ab, welche den Prozess leite.
Unabhéngig vom Konnen dieser Person kénne es aber trotzdem immer jemanden geben, der
nicht einverstanden sei und geltend mache, dies oder jenes sei falsch gelaufen. Diese Probleme
gebe es immer wieder. Daher sei es sehr wichtig — egal um welchen Prozess es gehe —, "dass
diejenige Person, die den Prozess koordiniert und leitet, mit Kritiken umgehen kann und aus den
Fehlern lernt" (ebd.).

Hinsichtlich der Frage, ob es schon einmal vorgekommen sei, dass ein Projekt bzw. eine Uber-
tragungsleitung aufgrund der Opposition aus der Bevélkerung nicht realisiert werden konnte,
nennt der Sachplanverantwortliche das Beispiel der Ubertragungsleitung Chamoson—Chippis.
Die Genehmigung dieses VVorhabens sei aufgrund verschiedener Einsprachen und Beschwerden
sowie aufgrund einer grossen politischen Opposition um viele Jahre verzégert worden. Teilweise
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sei im bereits fortgeschrittenen Verfahren auch Opposition von neuen Personen gemacht worden,
welche die VVorgeschichte nicht kannten. Es sei aber nicht die Aufgabe des BFE oder der Swiss-
grid, die Personen, die im Verfahren bisher nicht beteiligt gewesen seien, Uber das bisherige Ge-
schehen zu informieren. Der Sachplanverantwortliche ist der Ansicht, dass es grundsatzlich auch
in der Verantwortung der Betroffen selber liege, sich Gber den bisherigen Prozess zu informieren,
wenn sie eigene Anliegen vorbringen mdchten, die bisher nicht thematisiert worden seien. Natr-
lich kbnne man sagen, dass eine bessere Information eine mégliche Losung fir den Umgang mit
dem Widerstand sein konnte. Aber Fakt sei, dass zusatzliche Informationen in vielen Fallen nicht
von Interesse seien, denn oft wollen die Betroffenen auf keinen Fall, dass eine Leitung gebaut
wird. Diese Erfahrung wirde das BFE bei vielen Projekten machen: "Sobald man es sieht und
sobald es irgendetwas mit Strahlungen zu tun haben kodnnte, ist es ein Problem™ (Sachplanver-
antwortlicher SUL 2017). Dies sei zwar verstindlich, weil die Leute in vielen Fallen nicht genau
wissen wirden, was sie erwartet und ob von einer Anlage moglicherweise eine Gefahrdung aus-
gehe. Aber ebenso liege es auf der Hand, dass Stromleitungen letztlich im 6ffentlichen Interesse
gebaut werden massen, um die Allgemeinheit mit elektrischer Energie zu versorgen.

Der Sachplanverantwortliche SUL ist der Ansicht, dass hinsichtlich der Thematik der 6ffentli-
chen Mitwirkung Folgendes hinterfragt werden sollte:

"Ist der Bau eines Infrastrukturprojektes ein basisdemokratischer Prozess?"
(Sachplanverantwortlicher SUL 2017)

Er fragt sich, welche Leute mitwirken sollen, wenn es z. B. um den Bau einer Eisenbahnlinie
oder einer Hochspannungsleitung gehe. Welche Interessen sollen berticksichtigt werden? Welche
Personen sind mehr als andere betroffen? Es gehe letztlich auch um eine Abwéagung zwischen
offentlichen und privaten Interessen. Manchmal sei es unausweichlich, dass private Interessen
zugunsten von 6ffentlichen Interessen zurtickstehen mussen. Erfahrungen wirden zeigen, dass es
auf allen Verfahrensstufen (Sachplanung und PGV) Leute gebe, die aus persdnlichen oder aus
ideellen Interessen heftig Opposition gegen Leitungsbauvorhaben betreiben. Dies, obschon diese
Bauvorhaben im Interesse der Allgemeinheit stehen wiirden, da die Stromversorgungsleitungen
der Bevolkerung dienen sollen. Letztlich sei es in solchen Fallen die Aufgabe der verfahrenslei-
tenden Behorde und im Beschwerdefall der Gerichte, eine Interessensabwagung vorzunehmen.

Fir die Festsetzung von Planungskorridoren im SUL wird seit 2014 in der Regel ein zweistufi-
ges Planungsverfahren durchgefiinrt: Festsetzung eines Planungsgebietes (Stufe 1) und an-
schliessend Festsetzung eines Planungskorridors im Planungsgebiet (Stufe 2). Sowohl bei der
Erarbeitung des Planungsgebietes als auch bei der Erarbeitung der Korridorvarianten wird je-
weils eine Begleitgruppe eingesetzt, in welcher neben verschiedenen Bundesfachstellen unter
anderem auch die betroffenen Kantone vertreten sind. Es ist die Aufgabe der Kantone, regionale
und kommunale Interessen in diesen Begleitgruppe zu vertreten (siehe Art. 1b Abs. 2 Bst. d
VPeA). Auf beiden Stufen (Planungsgebiet und -korridor) wird vor der Festsetzung durch den
Bundesrat eine 6ffentliche Anhoérung und Mitwirkung nach Art. 19 RPV durchgefuhrt, bei der
die betroffene Bevolkerung und die Gemeinden Stellung nehmen kénnen. Beim SUL gibt es fir
die Gemeinden und die Bevolkerung also nur die formell vorgesehene Mitwirkung. Die nationale
Netzgesellschaft Swissgrid AG (=Infrastrukturbetreiberin) hat mittlerweile begonnen, fir gewis-
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se Vorhaben vor der formell vorgesehenen Information und Mitwirkung nach Art. 19 RPV In-
formationsveranstaltungen in den betroffenen Gemeinden durchzuftihren. Falls dort Anliegen
oder ldeen herangetragen werden, die gut und sinnvoll sind, so kdnnen diese bei der weiteren
Planung beriicksichtigt werden. Diese Informationsveranstaltungen kénnen als eine Art infor-
melle Mitwirkung angesehen werden, da sie den Betroffenen die Mdglichkeit bieten, Anliegen
zu deponieren, die in die Gesuchsunterlagen iibernommen werden kénnen?®.

Mitwirkung beim SPM

Beim SPM wird wie bei den anderen Sachplanen des Bundes jeweils ein Sachplanverfahren mit
Anhorung und Mitwirkung geméss Art. 19 RPV durchgefihrt. "Daran kann sich jedermann be-
teiligen” (Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017). Kantone, Gemeinden, die Bevdlkerung sowie
Interessensverbéande lasse man in diesem Rahmen zu einer Sachplan-Vorlage (aktuell zum neuen
Programmteil) dussern.

"Das [Anhorung/Mitwirkung nach Art. 19 RPV] ist eigentlich die grosse Partizipations- oder
Mitwirkungsmdglichkeit, die man den Zivilen bietet." (Sachplanverantwortlicher 2 SPM 2017)

Es komme aber auch vor, dass die Bevolkerung spezifisch fiir ein Objekt in der Planung mitein-
bezogen werde; vor allem bei den Flugplatzen. Dort gebe es sogenannte Begleitgremien. Bei
den Waffenplatzen gebe es zum Teil auch Begleitgremien oder Umweltkommissionen, insbe-
sondere im Zusammenhang mit Naturschutzanliegen. Ein Waffenplatz werde zudem sehr oft
auch zivil mitgenutzt (z. B. an den Wochenenden von Skatern, Modellfliegern oder Spaziergén-
gern). Dies werde gemadss Sachplanverantwortlichen in den Begleitgruppen besprochen und tber
eine Nutzungsordnung geregelt. In den Begleitgruppen wiirden zudem Themen wie Betriebszei-
ten, Schliessungen, Sommerpausen, Pistensanierungen oder Nutzungskonflikte behandelt wer-
den. Zudem sei die Begleitgruppe auch ein Geféss zu Ankindigung von Vorhaben, wie z. B.
dass mit der Erarbeitung eines Objektblattes zu einem Flugplatz begonnen werde oder dass be-
stimmte Ubungen oder Einsatze (z. B. wihrend dem World Economic Forum) anstehen. "Damit
die Standortregion dann weiss, was im Gange ist" (Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017). Bei
Bedarf bzw. einzelfallweise leiste das VBS auch Kompensation fiir unvermeidbare Belastungen,
z. B. durch Mitfinanzierung der regionalen Wirtschaftsférderung in einer Flugplatzregion.

Mit gewissen Kantonen fuhre das VBS jéhrlich oder alle zwei Jahre ein Kantonsgesprach
durch, z. B. zu Umweltthemen oder zu Raumplanungsthemen (wegen der Abstimmung mit der

% Im Detailkonzept der Strategie Stromnetze, welche im Rahmen der Energiestrategie 2050 neue gesetzliche Rah-
menbedingungen fir die Netzentwicklung schafft, wurde zudem eine Leitlinie zur Mitwirkung, Information und
Kommunikation verfasst (siehe BR 2013: 23). Darin wird festgehalten, dass "bei der Planung der schweizerischen
Stromnetze [...] der Einbezug der Offentlichkeit sowie eine umfassende Information und Kommunikation durch
alle Akteure im Verfahren sicherzustellen [ist]. Die erforderlichen Prozesse und Anforderungen werden dokumen-
tiert und transparent kommuniziert" (ebd.). Im Auftrag des BFE wurde dazu eine Studie verfasst, welche sich mit
der Mitwirkung, Information und Kommunikation im Bereich Stromnetze befasst und aufzeigt, wie dies gestaltet
werden kann (siehe geelhaarconsulting GmbH und cR Kommunikation AG 2014). Im Rahmen des vorliegenden
Berichtes wird darauf aber nicht eingegangen. Dies zeigt jedoch, dass bei zukiinftigen Infrastrukturentscheidungen
zu Ubertragungsleitungen oder Stromnetzen allgemein die Mitwirkung der Bevélkerung ausgebaut werden soll.
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Richtplanung der Kantone). Vieles davon sei in geeigneter Form in den bis Januar 2017 zur An-
hérung gestandenen Programmteil eingeflossen.

"Wir stehen sehr eng in Kontakt mit den betroffenen Behorden."
(Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017)

Der Kontakt bestehe also primér mit den Behdrden und weniger mit der direkt betroffenen Be-
volkerung. Ausser bei den Flugpléatzen wiirden sich in den Begleitgremien auch flugplatzspezifi-
sche Interessensvereinigungen beteiligen. Deren hauptsachliches Anliegen sei meist die Regulie-
rung des Fluglarms. Dieser Prozess mit den Begleitgruppen durfe laut dem Sachplanverantwort-
lichen nicht unterschétzt werden, auch wenn er nicht tberall genau gleich ablaufe. Die Idee die-
ser Begleitgremien griinde im Koordinationsbedarf zwischen der Standortregion und dem VBS.
In den Objektblattern zum SPM 2007 (welche dem Bundesrat aber nicht zur Genehmigung un-
terbreitet wurden) sehe man, "dass auch solche Interessen eingeflossen sind" (Sachplanverant-
wortlicher 2 SPM 2017). Insbesondere bei den Objektblattern zu den Flugplétzen seien Anliegen
aufgenommen worden, die bereits in den Begleitgremien artikuliert wurden (wie z. B. die Som-
merpause oder die Pistensperrungen). Man nehme diese Anliegen in den Sachplan auf. Dies
werde auch bei den aktuellen Objektblattern, die nach dem Programmteil ins Verfahren ge-
schickt werden, grundsatzlich wieder der Fall sein. Insofern kénne man gemass Sachplanverant-
wortlichen sagen, dass es sich dabei um eine informelle Mitwirkung im Rahmen des Sach-
planverfahrens handle. Diese Begleitgremien kdnnen also durchaus auch dazu genutzt werden,
um Inputs in das Sachplanverfahren aufzunehmen. Dass es diese Begleitgremien geben soll, sei
aber nirgends festgeschrieben (Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017). Primar liege es nicht an
den Sachplanverantwortlichen, zu handeln, wenn eine Region mit dem Betrieb einer SPM-
Infrastruktur und deren Auswirkungen nicht zufrieden ist und sich zu beschweren beginnt, son-
dern am Flugplatz- oder Waffenplatzkommando. Wenn dies aber nicht reiche bzw. eine politi-
sche Brisanz zu erwarten sei, dann wirde sich das Generalsekretariat VBS, welchem die Ver-
antwortung fiir den SPM obliegt, einschalten und z. B. die Bildung solcher Begleitgremien ver-
anlassen.

Auf die Frage, ob es einen Fall gabe, bei dem ein Projekt aufgrund der Mitwirkung der Zivil-
gesellschaft nicht verwirklicht werden konnte, nennen die SP-Verantwortlichen die Volksiniti-
ative 40 Waffenplatze sind genug — Umweltschutz auch beim Militar. Diese wurde zwar abge-
lehnt, jedoch habe das Parlament bei der darauffolgenden Revision des Militargesetzes dem Be-
gehren insofern Rechnung getragen, als es darin geregelt hat, dass Bund und Kantone héchstens
40 Waffenplatze betreiben kénnen. Aufgrund dessen konnte in Rothenthurm folglich kein neuer
Waffenplatz gebaut werden. "Dies war wohl der letzte Versuch des VBS in den letzten 30 Jah-
ren, einen Waffenplatz zu bauen. Und dieser ist letztlich durch die Mitwirkung, durch diese
Volksinitiative, blockiert worden" (ebd.). Danach habe die Phase des Schrumpfens begonnen:
Man habe die Grosse der Armee und damit gewisse Systeme und Infrastrukturen sukzessive zu-
rickgefahren.

Den Vorwurf, dass die Festlegungen in den in die Anhérung und Mitwirkung geschickten
Objektblattern eigentlich schon fix sind und dass man daran nicht mehr viel &ndern kdnne,
hore man laut dem Sachplanverantwortlichen schon oft — nicht nur beim SPM. Dies stimme viel-
leicht insofern, als mit dem Stationierungskonzept der Armee bereits der grundlegende Entscheid
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uber Weiterbetrieb oder Ausserbetriebnahme einer Infrastruktur getroffen werde. Man versuche
aber immer, soweit wie méglich auf die Anliegen einzugehen.

"Wir haben natirlich schon den Anspruch an uns selber, dass wir die Mitwirkungseingaben
prifen und moglichst probieren, eine fiir beide Seiten vertragliche Lésung zu finden."
(Sachplanverantwortlicher 2 SPM 2017)

Dies sei aber nicht immer mdéglich. Wenn z. B. bei einem Flugplatz mit 5'000 Flugbewegungen
die Forderung nach nur noch 3'000 Flugbewegungen komme, so kénne man schon im Voraus
sagen, dass dieser Flugplatz mit nur 3'000 Flugbewegungen nicht mehr wirtschaftlich betrieben
werden kdnne. Gewisse Rahmenbedingungen seien halt grundsatzlich vorgegeben (z. B. Auftrag
der Landesverteidigung oder des Luftpolizeidienstes) und ein Entgegenkommen sei nur be-
schréankt moglich. Bei anderen Forderungen, wenn es z. B. um Sommerpausen oder flugfreie
Tage wahrend lokalen Feiertagen oder Bestattungsfeiern gehe, konne des VBS den lokalen Be-
durfnissen eher entgegenkommen (ebd.).

Da es manchmal schwierig sei, eine Losung zu finden, die allen passe, liege die Entscheidkom-
petenz letztlich beim Bundesrat. Daneben gebe es aber noch den Prufbericht des ARE, welches
darliber wache, dass das Verfahren ordnungsgemass abgewickelt wird und dass den Einwanden
aus Anhdrung und Mitwirkung angemessen Rechnung getragen wird.

"Es ist ja nicht so, dass ausschliesslich wir entscheiden. Es gibt Spielregeln und am Schluss sollte
der Bundesrat in Kenntnis der Gesamtsituation und in Abwégung aller Interessen und tibergeordneten
Uberlegungen einen Entscheid treffen konnen." (Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017)

Dass es eine Mitwirkung vor der Ausarbeitung eines Objektblattes geben soll, damit Ideen
aus der Bevolkerung in ein Objektblatt aufgenommen werden kénnen oder die Bevolkerung noch
vor der Anhorung ihre Anliegen deponieren kann, finden die Sachplanverantwortlichen weniger
sinnvoll; vor allem solange keine neuen, grésseren militarischen Infrastrukturen vorgesehen sind.
Man habe ja die Gefésse der Begleitgremien. "Dort werden Anliegen diskutiert, Nutzungskon-
flikte geregelt und versucht, miteinander Losungen zu finden" (ebd.). Sicherlich sei dies anders
zu beurteilen, wenn ein neuer Flugplatz oder Waffenplatz gebaut werden misste, was derzeit
jedoch nicht der Fall sei.

Die Sachplanverantwortlichen sehen das SGT-Verfahren "nicht so weit weg von unseren Ver-
fahren™ (ebd.). Mit den bei Flugplatzen vorhandenen Begleitgruppen wirden sie auch eine Platt-
form bereitstellen, wo man sich &ussern kénne. Gleichzeitig wirden sie aber auch sagen, dass sie
den jeweiligen Flugplatz und eine Mindestanzahl Flugbewegungen darauf brauchen, um den
verfassungsmaéssigen Auftrag erfillen zu kdnnen. Man konne aber ber kleine Sachen verhan-
deln, wie beim SGT (ber die Oberflachenanlagen oder beim SPM (ber die Betriebszeiten, "aber
der Standort an sich ist heute, da keine neuen Grossinfrastrukturen fiir die Landesverteidigung
mehr gebaut werden, gegeben” (Sachplanverantwortlicher 2 SPM 2017).

Auf die finanzielle Entschadigung der Sitzungsteilnehmer bei der regionalen Partizipation im
SGT angesprochen, meinen die Sachplanverantwortlichen, dass bei ihren Begleitgruppen alle aus
Eigeninteresse und ohne finanzielle Entschadigung teilnehmen wiirden. Da mit der milit&rischen
Infrastruktur auch Lehrstellen oder Arbeitsplatze verbunden seien (z. B. bei einem Flugplatz),
was flr die Region natlrlich von Bedeutung ist, hatten bei den Diskussionen somit beide Seiten
eigene Interessen: "Wir mochten unseren verfassungsgemassen Auftrag erfillen konnen und die
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Region mochte die gute Lebensqualitat erhalten und dass aus der Stationierung der Armee mog-
lichst wirtschaftliche Vorteile entstehen (Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017).

Beim SPM findet neben der formellen Anhérung und Mitwirkung eine informelle Mitwirkung in
dem Sinne statt, dass bei gewissen Infrastrukturen (Uberwiegend bei Flugplatzen und teilweise
bei Waffenplatzen) sogenannte Begleitgremien gebildet werden. In diesen nehmen zusétzlich zu
den Behdrden auch Interessensverbénde oder betroffene Personen Einsitz. Zweckdienliche und
tragbare Anliegen aus diesen Begleitgremien werden in die Sachplanung aufgenommen. Abge-
sehen von den Kantonsgesprachen, bei welchen die Koordination militarischer und ziviler Inte-
ressen in Belangen der Raumplanung und des Natur- und Umweltschutzes angestrebt wird, und
den Begleitgremien bei Flugplatzen oder Waffenplatzen, kennt der SPM keine weiteren infor-
mellen Mitwirkungsverfahren.

Mitwirkung beim SPA

Dass in der Schweiz Bundesasylzentren (BAZ) mit insgesamt 5'000 Platzen geschaffen werden
sollen, sei laut der Sachplanverantwortlichen SPA ein gemeinsamer Entscheid von Bund und
Kantonen aus der Asylkonferenz 2014. Es wurde entschieden, dass die Schweiz in sechs Asyl-
verfahrensregionen eingeteilt wird und in jeder dieser sechs Regionen eine bestimmte Anzahl
Platze fur Asylsuchende entstehen missen; proportional zur Bevélkerungsgrésse. Nach diesem
Entscheid habe das SEM fiir die einzelnen Standorte mit den jeweils von den Kantonen bezeich-
neten zustandigen Regierungsraten Regionalkonferenzen durchgefuhrt. In diesen Konferenzen
wurde daruber diskutiert, wo diese BAZ stationiert werden sollen. Betroffene Birger haben dort
keine teilgenommen. Diese Gesprache hatten laut der Sachplanverantwortlichen aber noch kei-
nen direkten Zusammenhang zum Sachplanprozess.

In der Phase der Standortplanung mit den Regionalkonferenzen wurde als erstes eruiert, wel-
che moglichen Standorte es fur ein BAZ tberhaupt gibt, respektive was fur Infrastrukturen dafir
zur Verfugung stehen wiirden. Denn fur den Bund sei es wichtig, primdr eigene Grundstiicke und
Anlagen dafiir zu verwenden. Denn es sei gemass Sachplanverantwortlichen selbstverstandlich
auch eine Kostenfrage. Man méchte vermeiden, neues Land fiir den Bau eines BAZ erwerben zu
mussen. Dort, wo zu wenig Infrastrukturen oder Grundstiicke des Bundes vorhanden waren, habe
man die Kantone gefragt, welche Standorte diese vorschlagen wirden. Als man dann mit der
Evaluation dieser Standorte begonnen habe, sei man gemeinsam mit dem Kanton auf die Ge-
meinden zugegangen. Hierbei hatten wiederum nur die Behorden an den Sitzungen teilgenom-
men und noch keine Privatpersonen.

Erst in dem Moment, in dem sich das SEM "mit dem Kanton und der Gemeinde eigentlich
gefunden haben, oder zumindest alle informiert sind und gewisse Sachen geklart sind" (Sach-
planverantwortliche SPA 2017), werde normalerweise eine Informationsveranstaltung fir die
Bevolkerung durchgefiihrt. Solche Informationsveranstaltungen hatten fast an allen Standorten,
die im Objektteil enthalten sind, stattgefunden. Bei ein paar wenigen Fallen, die z. B. erst als
Zwischenergebnis vermerkt waren oder bei denen bereits ein Zentrum bestand, habe es keine
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Informationsveranstaltung gegeben. An diesen Informationsveranstaltungen werde erklart, wie
ein solcher Betrieb funktioniert und was fur Massnahmen umgesetzt werden, um allféllige Si-
cherheitsbedenken und Geféhrdungen einzuschréanken — sofern diese uberhaupt bestehen. Natr-
lich musse oft auch erklart werden, dass viele der Angste nicht ganz begriindet seien. Im Vorfeld
eines solchen Projektes sei es gemass Sachplanverantwortlichen aber immer so, dass man ein-
fach erklaren misse. Zudem wirde das SEM auch den Kontakt zwischen Gemeinden mit Asyl-
zentren fordern. Daflr versuchen sie, so oft als moglich einen Gemeindeprésidenten oder sonsti-
gen Vertreter einer Standortgemeinde eines Zentrums, das bereits in Betrieb ist, bei Informati-
onsveranstaltungen auf dem Podium zu haben. Eine solche Person sei glaubwirdiger als das
SEM, um zu erkldren, wie es bei ihnen lauft, was die tatsdchlichen Probleme sind, die aufgetre-
ten sind, und welche Probleme nicht aufgetreten sind.

Meistens sei es auch ein Anliegen der Gemeinde, dass die Bevolkerung informiert werde. Denn
in der Regel gebe es an vielen Orten Befiirchtungen und Angste, auf die schnell reagiert und die
erklart werden massen, damit diese nicht grosser werden. Die Frage nach dem Zeitpunkt, an
dem man sich an die Bevilkerung wenden soll, sei geméss Sachplanverantwortlichen aber
jeweils schwierig.

"Wir sind ein bisschen im Dilemma: Wenn man frith an die Bevélkerung geht — wenn noch sehr viel
unklar ist — dann heisst es ‘ihr wisst ja noch gar nicht, was ihr machen wollt; ihr miisst konkreter sein'.
Und wenn man zu lange wartet, dann heisst es 'es ist ja schon alles entschieden, wir kdnnen gar
nicht mehr mitreden; es wird viel zu spat informiert!"." (Sachplanverantwortliche SPA 2017)

Das SEM fiihre hauptsachlich mit den Gemeinden die Gesprache Uber die Rahmenbedingungen.
Wenn man die Bevolkerung im Voraus und ohne konkretes Projekt fragen wirde "wollt ihr oder
wollt ihr nicht?", dann komme man in der Regel nicht zu einem Standortentscheid. Mit den be-
troffenen Gemeinden seien sie aber grundsétzlich in einem engen Dialog und sie wiirden die
Anliegen der Gemeinden ernst- und aufnehmen?®.

Bezuglich der Frage, ob die Anliegen der Bevolkerung oder der Gemeinde in den Sachplan
aufgenommen werden koénnen, antwortet die Sachplanverantwortliche, dass sie zu dem Zeit-
punkt, wenn sie die Gemeinden kontaktieren und die Informationsveranstaltungen durchfihren,
in der Regel noch kein fertiges Projekt hatten. Bei einem Neubau z. B. wiirden sie zu dem Zeit-
punkt mit der Information der Bevolkerung beginnen, wenn sie wissen, dass es auf dem entspre-
chenden Grundstuck rein vom Platz her moglich ware und welche Anzahl Personen sie dort un-
terbringen wollen. Es gébe also noch gentigend Spielraum, um zu diesem Zeitpunkt noch Beden-
ken aufzunehmen. Es sei beispielsweise vorgekommen, dass sie von Gemeinderaten tber Be-
denken aufgrund der Nihe zu Naherholungsgebieten oder Ahnlichem informiert wurden,
wodurch dann z. B. der Eingangsbereich eines Zentrums optimaler platziert werden konnte. Sol-
che Inputs kdnnen gemaéss Sachplanverantwortlichen natlrlich auch von einer Einzelperson bei
einer Informationsveranstaltung kommen. "Sachen, die méglich und sinnvoll sind, nehmen wir
natlrlich auf” (ebd.). Auch wenn bei der formellen Anhérung und Mitwirkung in einer Stellung-

 Mit der Beteiligung bei der Errichtung von Unterkiinften fiir Fliichtlinge beschaftigen sich auch Wiedemann und
Claus (2017) in ihrer Studie Hilft Blrgerbeteiligung bei der Suche nach sozialvertraglichen Unterkinften fur
Flichtlinge in Nordrhein-Westfalen?. Sie untersuchen den Einfluss unterschiedlicher Beteiligungsformate "auf die
Bewertungen der Ansiedlung einer Fliichtlingsunterkunft in der eigenen Nachbarschaft" (ebd.: 64).
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nahme einer Privatperson oder von der Gemeinde eine gute Idee vorgebracht wirde, die voll-
kommen Sinn mache und das Objekt zudem noch im Planungsstand sei, dann wiirde man darauf
eingehen. Dies konne auch ausserhalb dieses formellen Mitwirkungsverfahrens geschehen —
z. B. bei einer Abklarung mit der Gemeinde.

Die Sachplanverantwortliche SPA betont, dass die Sachplane des Bundes allgemein "halt nicht
ein konkretes Bauprojekt" beschreiben. Denn in einem Sachplan werde nicht festgelegt, wo der
Eingangsbereich irgendeiner Infrastruktur zu stehen kommen soll; der Sachplan sei im Prinzip
nicht einmal parzellenscharf. Es sei nur ungeféhr festgelegt, was wo hinkomme. Beim SPA hin-
gegen gehe es in den meisten Fallen um konkrete Parzellen, da diese meistens bereits dem Bund
gehoren, dieser einen Mietvertrag hat oder einen Baurechtsvertrag erhalt. Aber im Prinzip sei ein
Objektblatt in einem Sachplan noch keine detaillierte Planung, noch kein konkretes Projekt, son-
dern sehr viel abstrakter.

Fur das SEM sei es vor allem in der Betriebsphase eines Zentrums wichtig, dass es Riickmel-
dungen von der Gemeinde und der Gemeindebevdlkerung erhalte. Den Anliegen der Bevolke-
rung wird also insbesondere in diesem Stadium, welches nach dem Sachplanprozess folgt, Rech-
nung getragen. In der Regel wirden sie dafur eine Begleitgruppe ins Leben rufen, in der die
Gemeinde, das SEM, die Betreuungs- und Sicherheitsorganisationen, die zur Filhrung des Zent-
rums beauftragt werden, aber auch die Anwohner oder das lokale Gewerbe vertreten sein kann.
Dort wiirden Themen aus dem Betrieb diskutiert und es kénnen auch Anpassungen besprochen
werden. Die Anzahl Sitzungen dieser Begleitgruppe wirde sich nach Bedarf richten. Zu Beginn
fiihre man einmal monatlich eine Sitzung durch "und sehr oft wird das dann sehr schnell sehr
viel seltener" (Sachplanverantwortliche SPA 2017). Zudem werde in der Regel bereits im Vor-
feld eine Vereinbarung mit der Gemeinde Uber den Betrieb der Anlage abgeschlossen. Dort
werde dann z. B. festgeschrieben, dass es eine solche Begleitgruppe geben soll oder es werden
besondere Anliegen der Gemeinde aufgenommen.

Auf die Frage, ob es Projekte gegeben habe, die aufgrund von Einwéanden der Zivilbevolke-
rung nicht verwirklicht werden konnten, antwortet die Sachplanverantwortliche, dass es durch-
aus Standorte gegeben habe, die es nicht in den Sachplan geschafft hatten. Grund dafir seien
aber meistens Abklarungen gewesen, bei denen man festgestellt habe, dass es z. B. aus rechtli-
chen oder finanziellen Griinden an diesem Standort unginstig ist, ein BAZ zu betreiben. Am
Schluss gabe es also im Prinzip immer einen rechtlichen Grund, wieso etwas scheitert und nicht
aufgrund der Zivilbevélkerung, die sagt, dass sie das Zentrum nicht wolle.

Grundsatzlich wirden sie immer die Erfahrung machen, dass sie zu Beginn viel erkldren und
ansprechbar sein mussen — und trotzdem gebe es dann viele Burgerbriefe. Aber in der Regel
wirde sich die Sache dann, wenn der Betrieb aufgenommen wird, relativ schnell entspannen.

"Wir hatten schon Zentren, [...] dort gab es einen grossen Aufschrei, bevor wir dies eréffnet haben.
Und nachdem es in Betrieb gewesen ist — so hat der Gemeindeprasident erzahlt — seien Leute gekommen
und hétten gefragt 'Sind diese Asylsuchenden jetzt eigentlich schon da? Ist das Zentrum jetzt wohl
schon offen?'. Es war bereits seit zwei Monaten in Betrieb — die haben das gar nicht bemerkt."
(Sachplanverantwortliche SPA 2017)
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Wie bereits andere Sachplanverantwortliche findet auch diejenige vom SPA, dass mit der for-
mellen Anhorung der Behorden und Information und Mitwirkung der Bevolkerung nach Art. 19
RPV die Partizipation der Bevolkerung im Sachplanverfahren im Prinzip bereits vorgesehen sei.

"Wenn jetzt natdrlich Vorwirfe kommen, dass wir im Vorfeld nicht informiert haben
und die Bevolkerung nicht haben mitwirken lassen, dann muss man eben auch sagen,
dass genau dafiir das Sachplanverfahren vorgesehen ist." (Sachplanverantwortliche SPA 2017)

Der Sachplanverantwortlichen sei jedoch klar, dass es dort, wo ein Standort bereits als Festset-
zung in den Sachplan aufgenommen werde, nicht fair ware, vorher nicht informiert zu haben.
Aber bei einem Zwischenergebnis sei die Anhorung und Mitwirkung eigentlich der korrekte
Weyg, "weil dort kann man sich dann im Rahmen der Mitwirkung dazu &ussern™ (ebd.).

Das SEM arbeitet in erster Linie mit den betroffenen Kantonen und Gemeindebehdrden zusam-
men. Im SPA gibt es neben der offiziell vorgeschriebenen Mitwirkung gemass Art. 19 RPV nur
die Offentlichen Informationsveranstaltungen fur die betroffene Gemeindebevélkerung als in-
formelle Mitwirkungsmaoglichkeit. Dabei kdnnen Einwénde eingebracht werden, die man ver-
sucht, in den Sachplan aufzunehmen — falls es mdglich und sinnvoll ist. Die Information und
Mitwirkung der Bevolkerung ist dem SEM aber vor allem in der Betriebsphase eines Zentrums
wichtig. In Begleitgruppen, bestehend aus der Gemeinde, dem SEM, der Betreuungs- und Si-
cherheitsorganisation des Zentrums, aber auch aus den Anwohnern und dem lokalen Gewerbe,
werden Themen rund um den Betrieb eines Zentrums besprochen. Die informelle Mitwirkung im
Bereich Asylinfrastrukturen des Bundes hat somit ihren Schwerpunkt in der Betriebsphase und
nicht im eigentlichen Sachplanprozess.
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offentlichen Mitwirkungsverfahrens im Vergleich

Nachdem die regionale Partizipation im SGT und die Mitwirkungsmechanismen der anderen
Sachpléne des Bundes vorgestellt worden sind, wird in diesem Kapitel analysiert, inwiefern die
anderen Sachpléne des Bundes geeignet sind, weitere, informelle Mitwirkungsmechanismen ein-
zuftihren. Da kein Sachplan (ausser der SGT) eine 6ffentliche Mitwirkung der betroffenen Be-
volkerung neben der formell vorgeschriebenen Mitwirkung nach RPG und RPV kennt, wird
nicht auf die Ubertragbarkeit spezifischer Aspekte der regionalen Partizipation im SGT einge-
gangen, sondern grundsatzlich das Potenzial der anderen Sachplane fur ein Mitwirkungsprozess,
ahnlich wie die regionalen Partizipation des SGT, erortert. Dies wird anhand der in Kapitel 2
aufgefiihrten Rahmenbedingungen (siehe Tabelle 1, S. 6) vorgenommen. Die unterschiedlichen
Auspragungen der sechs Rahmenbedingungen kénnen die Durchfiihrung eines 6ffentlichen Mit-
wirkungsverfahrens entweder begunstigen (oder sogar einfordern) oder erschweren. Im Folgen-
den werden diese Rahmenbedingungen fir jeden Sachplan hinsichtlich der Durchfuhrbarkeit
einer Offentlichen Mitwirkung analysiert und bewertet — jeweils in Form einer Tabelle. Es han-
delt sich hierbei um eigene Schlussfolgerungen auf Basis der durchgefiihrten Interviews und den
Sachplandokumenten. In den Tabellen werden somit bereits ausgefihrte Inhalte aus den Kapiteln
4.1 und 4.2 zusammengefasst und gegebenenfalls mit weiteren Informationen erganzt. Es ist her-
vorzuheben, dass dies jeweils fur den gesamten Sachplan zusammenfassend vorgenommen wird.
Projektbezogen kénnen die Auspragungen der Rahmenbedingungen und somit die Eignung fur
die Durchflihrung eines Mitwirkungsverfahrens von der zusammengefassten Bewertung abwei-
chen. Zudem kénnen nicht alle Rahmenbedingungen fir alle Sachpléne gleich valide bewertet
werden, da die Sachplane meist unterschiedliche VVorgehensweisen haben und nach unterschied-
lichen Logiken funktionieren und somit gewissen Rahmenbedingungen nicht eine klare Auspra-
gung zugeschrieben werden kann. Um die Sachplane schliesslich vergleichen zu kénnen, wird
trotzdem fir jeden Sachplan und jede Rahmenbedingung jeweils eine Auspragung abgeleitet.
Am Ende des Kapitels werden die Auspragungen der Rahmenbedingungen Uber alle Sachpléne
vergleichend in verkirzter Form tabellarisch dargestellt (siehe Tabelle 9, S. 53).

Tabelle 3: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SIS

SIS H

Ausbau oder Neubau Das bestehende Schienensystem wird weiterentwickelt. Dabei wird tendenziell in
der Infrastruktur der Nahe der bereits existierenden Infrastruktur gebaut. In wenigen Fallen gibt es
Neubauten von Schienenstrecken (z. B. Gotthard, Lotschberg) oder weiterer Infra-
strukturen (z. B. Werkstatten).
- Ausbau und Instandhaltung bestehender Infrastrukturen;
selten Bau neuer Infrastrukturen

Geografischer Bei der Eisenbahn gibt es sehr viele technische Parameter bzw. Vorgaben, die

Handlungsspielraum eingehalten werden mussen. Eine Eisenbahnlinie kann z. B. keine 90-Grad-Kurve
machen, um ein Haus zu umgehen. Zudem wird meistens in der Nahe bereits exis-
tierenden Infrastrukturen gebaut, wodurch ebenfalls bereits viel vorgegeben wird.

= relativ stark eingeschrinkter Handlungsspielraum
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Gesellschaftliches
Konfliktpotenzial und
offentliche Aufmerksam-
keit des Themas

Anzahl Standorte bzw.
Projekte

Zahlungsbereitschaft des
Infrastrukturbetreibers

Zeitdruck

Obwohl das Thema Verkehr allgemein konfliktiv beladen ist und je nach Projekt
eine grosse offentliche Aufmerksamkeit vorhanden ist, handelt es sich dabei ins-
gesamt eher um generelle, fundamentale Konflikte (z. B. Konflikt Strasse vs. Schie-
ne oder Raum vs. Infrastruktur). Konflikte und 6ffentliche Aufmerksamkeit hin-
sichtlich spezifischer Linienfiihrungen treten eher nur lokal oder regional auf. Da
es sich bei der Schiene um einen Service Public handelt, von dem alle profitieren
kénnen und dieses Angebot im Alltag auch so wahrgenommen wird, ist der Aus-
bau der Schiene eher erwiinscht.

Ob und in welcher Form eine Schienenstrecke erweitert oder ausgebaut werden
soll, birgt daher insgesamt eher wenig gesellschaftliches Konfliktpotenzial; wobei
dies auf lokaler Ebene durchaus vorhanden sein kann. Ein Neubau einer Schienen-
strecke birgt hingegen mehr Konfliktpotenzial — ein Neubau kommt jedoch eher
selten vor. Die 6ffentliche Aufmerksamkeit beim Ausbau einer Schienenstrecke
kann als grundsatzlich durchschnittlich beurteilt werden.

- kleines bis mittleres gesellschaftliches Konfliktpotenzial

- geringe bis mittlere 6ffentliche Aufmerksamkeit

Der Bund bzw. das BAV ist fiir alle Schieneninfrastrukturen in der Schweiz zustan-
dig. Die Lange des Schienennetzes der Eisenbahnen betragt knapp 5'200 Kilometer
(Stand 2015; BFS 2017). Der SIS-Objektteil beinhaltet 50 Objektblatter (BAV 2015b).

=> grosse Anzahl Standorte bzw. Projekte

Obwohl die Schieneninfrastruktur auf Bundesebene geregelt ist und das BAV fiir
den Ausbauprozess der Schieneninfrastruktur zustandig ist, werden diese jeweils
von einem externen Infrastrukturbetreiber erstellt (z. B. SBB, BLS). Die Infrastruk-
turbetreiber sind dafiir verantwortlich, dass die Infrastrukturen vorhanden und so
unterhalten und sicher sind, dass dort Ziige verkehren kénnen. Auch fir einen
allfalligen Ausbau der Infrastrukturen sind sie verantwortlich. Der Infrastrukturbe-
treiber ist also jeweils ein externes, privatrechtlich organisiertes Unternehmen,
jedoch mit einem Auftrag des Bundes. Somit haben sowohl der Bund als auch die
Infrastrukturbetreiber ein Interesse daran, dass ihre Vorhaben verwirklicht wer-
den und dass dafiir gegebenenfalls die betroffene Bevélkerung mitwirken kann. Im
Vordergrund steht dabei jedoch nicht der Sachplan, sondern das einzelne PGV.

Im Konzeptteil des SIS sind keine Ansatze oder Bemerkungen hinsichtlich einer
informellen Mitwirkung (neben der formell vorgeschrieben nach RPG und RPV)
vorhanden.

= keine Ansatze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden

Das Verhiltnis zwischen den erwarteten Partizipationskosten und den Gesamtpro-
jektkosten wird hier nicht erhoben.

Die Realisierung der Projekte ist meistens mit der Einflihrung neuer Angebote
verbunden. Daher ist ein gewisser externer Zeitdruck durchaus gegeben.

- mittlerer externer Zeitdruck

Die innerhalb der Sachplanung vorhandene Zeit fir ein Mitwirkungsverfahren wird
hier nicht erhoben.

Trotzdem kann festgehalten werden, dass es sich um einen eher knappen Zeit-
raum handelt, der innerhalb der Sachplanung fiir eine allfallige Mitwirkung der
betroffenen Bevolkerung vorhanden ware. Denn beim SIS dauert der Sachplanpro-
zess jeweils etwa zwei Jahre; und innerhalb dieser zwei Jahre sollte ein Objektblatt
erarbeitet und festgesetzt werden.

Beim SIS werden hauptsachlich bestehende Infrastrukturen ausgebaut oder instandgehalten; neue
Infrastrukturen bzw. neue Bahnstrecken werden selten mehr gebaut. Diese Tatsache spricht ge-
gen die Durchfihrung von 6ffentlichen Mitwirkungsverfahren, da bei einer allfélligen Mitwir-
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kung kaum 0ber grundlegende Standortfestlegungen entschieden werden kénnte. Damit verbun-
den ist auch der relativ stark eingeschrankte Handlungsspielraum, der insbesondere bei einem
Ausbau einer Bahninfrastruktur gegeben ist. Wird z. B. eine Bahnstrecke ausgebaut, wird der
Streckenverlauf kaum geandert werden, womit der Handlungsspielraum sehr klein ist und somit
kaum Grund besteht, die Bevolkerung mitwirken zu lassen. Auch das eher kleine oder nur lokal
vorhandene gesellschaftliche Konfliktpotenzial und die geringe bis mittlere 6ffentliche Aufmerk-
samkeit bezlglich konkreter Bahninfrastrukturvorhaben sind Griinde, weshalb die Durchfiihrung
einer offentlichen Mitwirkung fur die Bahninfrastrukturvorhaben nicht dringend notwendig ist —
jedoch lokal durchaus zweckméssig erscheint. Mit 50 Objektblattern hat der SIS eine grosse An-
zahl an Standorten bzw. Projekten zu verwalten. Fir jedes dieser 50 Objektblatter ein Beteili-
gungsverfahren durchzufiihren, wiirde wohl den finanziellen und personellen Rahmen des Bun-
des sprengen. Hinsichtlich der Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers spricht die Ab-
wesenheit von Ansatzen fiir eine informelle Mitwirkung im Sachplan zugleich gegen die Durch-
fihrung eben dieser. Einzig die letzte Rahmenbedingung, dass kein grosser externer Zeitdruck
besteht, wirde daftir sprechen, fur Bahninfrastrukturvorhaben die betroffene Bevolkerung mit
informellen Mitwirkungsverfahren miteinzubeziehen. Da dies aber die einzige Rahmenbedin-
gung ist, deren Auspragung den Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung eines Mitwirkungsver-
fahrens annéhernd entspricht, ist die Struktur und der Charakter des SIS nicht optimal dafiir ge-
eignet, ein informeller Mitwirkungsmechanismus flr die betroffene Bevolkerung einzufiihren.

Tabelle 4: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SIN

'f
SIN ((
~
Ausbau oder Neubau Mit der Annahme des Bundesbeschlusses zur Schaffung eines Nationalstrassen-
der Infrastruktur und Agglomerationsverkehrs-Fonds im Februar 2017 wird ein strategisches Ent-

wicklungsprogramm zur Engpassbeseitigung erarbeitet (z. B. Ergdnzung bestehen-
der Autobahnen um weitere Spuren). Wenn nicht einfach eine Spur angehangt
werden kann (z. B. bei Briicken oder Ahnlichem), muss losgel6st vom Bestehenden
eine Linienfihrung gesucht werden (Sachplanverantwortlicher SIN 2017).

Mit der Erweiterung des Nationalstrassennetzes (per 2020) werden rund 400 km
bestehende kantonale, stadtische oder lokale Strassen ins Nationalstrassennetz
aufgenommen. Die bestehenden Strassen werden (ilbernommen und es besteht
nicht die Absicht, diese Strecken mit neuen (Umfahrungs-)Strassen zu sanieren.
Neue Autobahnen werden kaum mehr gebaut. "Im Prinzip ist unser Netz gebaut"
(ebd.), abgesehen von ein paar wenigen Netzfertigstellungs-Aufgaben.

Im Gegensatz zu einem geologischen Tiefenlager (mit einer neuen Anlage), erwei-
tert das ASTRA sein Strassennetz, indem es bestehende Strassen (meistens vom
Kanton) Gibernimmt. "Dass wir etwas ganz Neues machen, wie z. B. die Umfahrung
Morges oder die Glatttalautobahn, das sind ganz wenige Fille" (ebd.). Die Netzfer-
tigstellung betrifft nur etwa 2 % der gesamten Streckenlange.

Bereits heute wird lber die Halfte der eingesetzten Gelder im Bereich Natio-
nalstrasse fiir die Erhaltung der Nationalstrassen bendtigt. Die Erhaltung liefert
zwar ebenfalls Nebenwirkungen, diese werden vom Sachplanverantwortlichen SIN
aber als "sehr erwiinscht" bewertet (wie z. B. Lairmschutz, Wildtierquerungen,
Abwasserbehandlung usw.).

= Ausbau und Instandhaltung bestehender Infrastrukturen;
selten Bau neuer Infrastrukturen
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Zeitdruck
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Da eine Strasse, die von A nach B fiihrt, keine zu grossen Umwege machen sollte,
da die angestrebte verkehrliche Wirkung damit geschmalert wiirde, ist der Hand-
lungsspielraum bei einem Neubau einer Strasse relativ klein. Zudem bestehen eine
Vielzahl von Schutz- und Schongebieten, die fiir einen Strassenbau tabu sind.
Trotzdem ist die Linienflihrung einer Strasse flexibler als z. B. der Bau einer Eisen-
bahnlinie.

=> eingeschrankter Handlungsspielraum

Es kann festgehalten werden, dass der Strassenverkehr allgemein konfliktiv belas-
tet ist. Strassen(aus)bau-Projekte rufen meist eine grosse offentliche Aufmerk-
samkeit hervor. Wie bereits beim SIS handelt es sich aber auch hier insgesamt
eher um tibergeordnete Konflikte (wie z. B. Strasse vs. Schiene oder Schutz der
Umwelt und Einsparung offentlicher Finanzen). Die Konflikte beziiglich eines spezi-
fischen Strassenprojektes treten wiederum eher auf einer lokalen oder regionalen
Ebene auf. Das Argument des Service Public ist auch hier zu nennen: Natio-
nalstrassen kdnnen als Service Public bezeichnet werden und der Ausbau des
Service Public ist grundsatzlich erwiinscht.

In welcher Form eine Nationalstrasse erweitert oder ausgebaut werden soll, birgt
daher insgesamt eher wenig gesellschaftliches Konfliktpotenzial. Insbesondere bei
den lokal und regional betroffenen Personen kommt es aber verschiedentlich zu
einer Opposition. Ein Neubau einer Strasse birgt mehr Konfliktpotenzial, hier je-
doch aufgrund genereller Fragen bezliglich des Strassenverkehrs und aber auch
aufgrund der Linienfiihrung. Ein Neubau kommt jedoch sehr selten vor. Die 6ffent-
liche Aufmerksamkeit beim Ausbau einer Strassenstrecke kann auch hier als
grundsatzlich durchschnittlich beurteilt werden (vor allem lokal zum Teil grosse
offentliche Aufmerksamkeit).

- kleines bis mittleres gesellschaftliches Konfliktpotenzial

- geringe bis mittlere 6ffentliche Aufmerksamkeit

Die Lange der Nationalstrassen betragt etwa 1'840 km (1'447 km davon Autobah-
nen) (Stand 2016; BFS 2017). Im Objektteil des SIN werden 41 Objektblatter aufge-
fihrt (ASTRA 2017b: 8).

"Wenn wir nur sechs Autobahnabschnitte von jeweils vier Kilometer Léinge
bauen miissten, dann wiirden wir vielleicht auch so etwas [wie die regionale
Partizipation im SGT] machen. Ich glaube, es ist auch ein Mengenproblem."

(Sachplanverantwortlicher SIN 2017)

=> grosse Anzahl Standorte bzw. Projekte

Die Nationalstrassen sind seit der Neuverteilung der Finanzen und Aufgaben zwi-
schen Bund und Kantonen Alleinaufgabe des Bundes. Im Gegensatz z. B. zur Luft-
fahrt (Flugplatze) ist es beim SIN immer der Bund, der die Infrastrukturen (Stras-
sen) selber baut. Bei der Nationalstrassenaufgabe gibt es keine externen Infra-
strukturbetreiber, wie das z. B. beim SUL mit der Swissgrid oder beim SIL mit der
Flughafen Zirich AG der Fall ist. Es liegt somit im Interesse des Bundes, seine Vor-
haben zu verwirklichen und dafiir gegebenenfalls die betroffene Bevolkerung
mitwirken zu lassen.

Im Konzeptteil des SIN sind keine Ansadtze oder Bemerkungen hinsichtlich einer
informellen Mitwirkung (neben der formell vorgeschrieben nach RPG und RPV)
vorhanden.

- keine Ansitze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden
Das Verhaltnis zwischen den erwarteten Partizipationskosten und den Gesamtpro-
jektkosten wird hier nicht erhoben.

Die Beendigung der Projekte ist zwar meistens nicht an ein externes Ereignis ge-
bunden, wodurch der externe Zeitdruck eher gering einzuschatzen ist. Da sich die
Prozessdauern aufgrund der Erledigung von Einsprachen und allenfalls der Bewal-
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tigung von Gerichtsverfahren in der Tendenz eher verlangern, entsteht jedoch
regelmassig kurzfristiger Termindruck, da der Erhalt oder die Erweiterung einer
Strassenstrecke meist auf einen definierten Termin gefordert ist. Zudem wird der
Termindruck mit dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds zu-
satzlich verstarkt, da neu dem Parlament alle vier Jahre ein aktualisiertes Pro-
gramm vorgelegt werden muss.

- mittlerer externer Zeitdruck

Die innerhalb der Sachplanung vorhandene Zeit fir ein Mitwirkungsverfahren wird
hier nicht erhoben.

Genauso wie beim SIS behandelt der SIN vorwiegend den Ausbau und die Instandhaltung beste-
hender Infrastrukturen. Neue Infrastrukturen (sprich neue Nationalstrassen) werden selten ge-
baut. Die Auspragung dieser ersten Rahmenbedingung spricht daher gleichermassen gegen den
weiteren Einbezug der betroffenen Bevdlkerung. Der SIN hat ebenfalls mit einem eingeschrank-
ten Handlungsspielraum zu kampfen, was die Offentlichkeitsbeteiligung zusatzlich erschwert.
Ahnlich wie beim SIS sieht sich der SIN nicht mit einem grossen gesellschaftlichen Konfliktpo-
tenzial und einer grossen offentlichen Aufmerksamkeit konfrontiert, wodurch eine informelle
Mitwirkung der Bevolkerung nicht dringend nétig ist — jedoch auch hier auf lokaler Ebene einen
Mehrwert bringen wirde. Die ebenfalls grosse Anzahl Standorte und Projekte (41 Objektblatter)
wirde eine Offentliche Partizipation flr alle SIN-Projekte erschweren. Im Konzeptteil des SIN
sind zudem keine Ansatze fur eine informelle Mitwirkung zu finden, was wiederum keine opti-
male Voraussetzung fiir den informellen Einbezug der Offentlichkeit darstellt. Wie bereits beim
SIS stellt die letzte Rahmenbedingung, der nur mittelmé&ssig vorhandene externe Zeitdruck, die
einzige Rahmenbedingung im SIN dar, die fur die Durchfiihrung von Mitwirkungsverfahren
sprechen wirde. Dies allein reicht jedoch kaum aus, um eine Partizipation, wie es der SGT
kennt, auch beim SIN einzufuhren.

Tabelle 5: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SIL

SIL x

Ausbau oder Neubau Die grossen Flugplatze sind bereits gebaut und es werden (zurzeit) keine neuen

der Infrastruktur Anlagen gebaut. Gemass Sachplanverantwortlichen SIL kime so etwas wie die
regionale Partizipation im SGT erst in Frage, wenn ein neuer Flughafen gebaut
wiirde — was zurzeit aber nicht der Fall sei.

- Ausbau und Instandhaltung bestehender Infrastrukturen;
teilweise Ubernahme bestehender Infrastrukturen (vom Militér)

Geografischer Weil es sich bei den SIL-Objektblattern meistens um bestehende, bereits gebaute

Handlungsspielraum Flugplatze handelt, besteht fur Infrastruktur(-vorhaben) sehr viel weniger Hand-
lungsspielraum als bei einer Standortsuche von etwas, das es noch nicht gibt (z. B.
ein Tiefenlager oder eine neue Bahnlinie). Dort habe man mehr Optionen (Sach-
planverantwortlicher SIL 2017).

Beim Flughafen Ziirich z. B., dessen drei Pisten in einer Siedlung eingekesselt sind,
sei fast alles vorgegeben. Daher konne es bei einem Vorhaben nur noch darum
gehen, eine Piste ein bisschen zu verlangern, den Betrieb ein bisschen mehr gegen
Suden auszurichten oder an einer Ecke ein neues Parkhaus zu bauen. "Das ist der
Spielraum, den wir haben" (ebd.). Und daher bestehe gar kein Handlungsspiel-
raum fir eine grosse Partizipation.
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"Das ist das Eine: keine neuen Anlagen und wenig Handlungsspielraum."
(Sachplanverantwortlicher SIL 2017).

Was ebenfalls gegen eine "gross angelegte Partizipation" spricht, ist gemass Sach-
planverantwortlichen SIL der rein technisch und von der Sicherheit her kleine
Handlungsspielraum bei einem Flugplatz. Daher kdnne man meistens nicht auf die
Anliegen der betroffenen Bevolkerung eingehen, weil ein Vorschlag z. B. technisch
gar nicht méglich ist (z. B. wegen dem vorgegebenen Flugweg, der Flugsicherung
oder den Kreuzungspunkten in der Luft) oder den Sicherheitsvorschriften nicht
genlgt (Abstéande von Flugzeugen beim Landen / beim Starten).

"Es gibt x Rahmenbedingungen und viele Sicherheitsvorschriften."
(Sachplanverantwortlicher SIL 2017)

= relativ stark eingeschrinkter Handlungsspielraum

Je nach Ort und Projekt bieten die SIL-Projekte grosses gesellschaftliches Konflikt-
potenzial (Flughafen Zirich, Gebirgslandeplatze). Die 6ffentliche Aufmerksamkeit
ist in den betroffenen Regionen zum Teile ebenfalls gross.

- mittleres bis hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial
= mittlere bis grosse offentliche Aufmerksamkeit

Der SIL beinhaltet drei Landesflughafen (Basel, Genf, Ziirich) und elf Regionalflug-
platze (Stand 2015; BFS 2017). Zudem gibt es 69 Flugfelder/Heliports, einige zivil
mitbenutzte Militarflugplatze und eine Vielzahl von Gebirgslandeplatzen, welche
ebenfalls zum SIL gehoren. Bis anhin (Stand November 2017) hat der Bundesrat
die Objektblatter von insgesamt 56 Flugplatzen verabschiedet (BAZL 2017b).

- grosse Anzahl Standorte bzw. Projekte

Beim SIL werden die meisten Infrastrukturen nicht vom Bund, sondern von exter-
nen, privatrechtlich organisierten Flugplatzhaltern betrieben (in der Regel sind die
Flugplatzhalter auch die Betreiber eines Flugplatzes; selten wird ein Flugplatz von
einem Dritten betrieben). Die Flugsicherungsanlagen, die ebenfalls Teil des SIL
bilden, sind im Eigentum der Flugsicherung Skyguide und des Bundesamtes fiir
Meteorologie und Klimatologie und werden von diesen betrieben. Skyguide ist
eine Aktiengesellschaft, die jedoch fast vollstandig im Besitze des Bundes ist. Beim
SIL ist der Bund also nur in den seltensten Fallen Eigentiimer der Infrastruktur
(Ausnahme: zivile Mitbenitzung von Militarflugplatzen oder Flugsicherungsanla-
gen); er erteilt Bewilligungen und Konzessionen und genehmigt Betriebsreglemen-
te. Der Bund ist also die Bewilligungsbehorde und Private sind Gesuchsteller und
Betreiber eines Flugplatzes. Eine informelle Mitwirkung fiir die betroffene Bevol-
kerung ware somit gegebenenfalls durch die Flugplatzhalter in Abstimmung mit
dem Bund und den betroffenen Kantonen durchzufiihren.

Im Konzeptteil des SIL sind keine Ansatze oder Bemerkungen hinsichtlich einer
informellen Mitwirkung (neben der formell vorgeschrieben nach RPG und RPV)
vorhanden. Einzig die anlagebezogenen Koordinationsgesprache — an denen aber
nur die Behorden aller drei Ebenen und die Flugplatzhalter teilnehmen — und die
in einem Koordinationsprotokoll festgehaltenen Ergebnisse dieser Zusammenar-
beit werden im SIL erwdhnt (BAZL 2000: Teil | - 2).

= keine Ansatze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden

Das Verhaltnis zwischen den erwarteten Partizipationskosten und den Gesamtpro-
jektkosten wird hier nicht erhoben.

Trotzdem kann festgehalten werden, dass sich beim Bund nur drei Personen mit
dem SIL beschaftigen, welcher hingegen etwa 80 Flugplatze, die grossen Flughafen
Zirich und Genf und alle ehemaligen Militarflugplatze beinhaltet. Der Sachplan-
verantwortliche SIL wiirde es daher Uberflissig finden, neben dem Koordinations-
prozess eine Partizipation ins Verfahren miteinzubeziehen. Der Entscheid, keine
Partizipation durchzufiihren, sei auch ressourcengetrieben. Man kénne hinsicht-
lich Partizipation gewiss noch viel mehr machen, auch wenn der Handlungsspiel-



5 DIE RAHMENBEDINGUNGEN IM VERGLEICH

raum klein sei, "aber wir hatten keine Chance fiir das", denn "die Grenzen sind
immer die Ressourcen" (Sachplanverantwortlicher SIL 2017). Die Finanzierung und
Durchfiihrung von Mitwirkungsveranstaltungen wiirde gemass Sachplanverant-
wortlichen ohnehin eher beim Infrastrukturhalter/-betreiber liegen als beim Bund.

Zeitdruck Die Beendigung der Projekte ist meistens nicht an ein externes Ereignis gebunden.
Daher ist der externe Zeitdruck eher gering einzuschatzen.
- geringer externer Zeitdruck

Die innerhalb der Sachplanung vorhandene Zeit fir ein Mitwirkungsverfahren wird
hier nicht erhoben.

Beim SIL werden ebenfalls kaum neue Infrastrukturen gebaut (eher Ausbau und Instandhaltung,
teilweise Ubernahme bestehender Infrastrukturen), wodurch eine 6ffentliche Mitwirkung nicht
dringend notig ist, respektive die Beteiligten damit kaum etwas bewirken kénnten. Der dritte Teil
des Sachplans Verkehr verfligt gleichermassen — wie die anderen beiden Teile — Uber einen rela-
tiv stark eingeschrankten Handlungsspielraum, was die Offentlichkeitsbeteiligung zusatzlich
erschwert. Das mittlere bis hohe gesellschaftliche Konfliktpotenzial sowie die damit verbundene
zum Teil grosse o6ffentliche Aufmerksamkeit von Infrastrukturen des SIL wiirde den Einbezug
der betroffenen Bevolkerung jedoch erforderlich machen. Die Anzahl Standorte ist mit mehr als
50 Objekten gross, was wiederum gegen die Durchfihrung einer Partizipation fur jedes SIL-
Projekt spricht. Auch hier sind — neben den Koordinationsgespréachen — keine Ansétze fur eine
informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden. Zusatzlich zum Konfliktpotenzial und der 6f-
fentlichen Aufmerksamkeit schafft einzig die genligend vorhandene Zeit die Voraussetzung fur
die Erméglichung von Mitwirkungsgremien. Folglich ist die Ubertragbarkeit eines Mitwirkungs-
verfahrens wie der regionalen Partizipation auch beim SIL kaum denkbar.

Tabelle 6: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SUL

SUL
Ausbau oder Neubau Bei den SUL-Vorhaben geht es eigentlich immer um neue Anlagen — entweder eine
der Infrastruktur neue Anlage/Leitung am alten Standort oder eine neue Leitung an einem neuen
Standort. Ein Ausbau einer Ubertragungsleitung wird meistens nicht mit einem
Sachplanprozess vorgenommen. Somit behandelt der SUL gewissermassen nur
den Bau von neuen Infrastrukturen.
- Bau neuer Infrastrukturen
Geografischer Da eine Ubertragungsleitung, die von A nach B fiihren soll, keine zu grossen Um-
Handlungsspielraum wege machen sollte, besteht beim SUL ein eher eingeschrénkter Handlungsspiel-
raum. Trotzdem bieten Ubertragungsleitungen (vor allem innerhalb der definier-
ten Korridore) eine gewisse Flexibilitat in ihrer Linienflihrung.
- teilweise eingeschrinkter Handlungsspielraum
Gesellschaftliches Je nach Ort und Projekt bieten Ubertragungsleitungen grosses gesellschaftliches
Konfliktpotenzial und Konfliktpotenzial (z. B. Chamoson—Chippis). Die 6ffentliche Aufmerksamkeit ist in
offentliche Aufmerksam- den betroffenen Regionen zum Teil gross.
keit des Themas - mittleres bis hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial

= mittlere bis grosse offentliche Aufmerksamkeit
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Anzahl Standorte bzw. Der SUL behandelt alle "Starkstromleitungen auf den Spannungsebenen von 220-
Projekte kV und 380-kV, welche durch die Elektrizitatswerke erstellt und betrieben werden"
(BFE 2001: 4). Der Objektteil enthalt knapp 80 Objektblatter (ebd.: 107 ff.). Bei den
neu zu bauenden Ubertragungsleitungen (bei denen eine Mitwirkung der Be-
troffenen in Frage kdme) handelt es sich aber um weit weniger Objekte.
- mittelgrosse Anzahl Standorte bzw. Projekte
Zahlungsbereitschaft des Fiir den Bau, Betrieb und Unterhalt der Ubertragungsnetze in der Schweiz sowie
Infrastrukturbetreibers fir die Netzplanung ist mit der nationalen Netzgesellschaft Swissgrid AG eine "pri-
vatrechtliche Aktiengesellschaft mit Sitz in der Schweiz" verantwortlich (Sachplan-
verantwortlicher SUL 2017). Swissgrid wurde gestiitzt auf dem Stromversorgungs-
gesetz gegriindet und ist in dem Sinn nicht Teil der Bundesverwaltung. Es gibt aber
Bestimmungen, wie diese Firma organisiert sein muss. Die Finanzierung und
Durchfiihrung von Mitwirkungsveranstaltungen liegt daher bei der Infrastruktur-
betreiberin (=die nationale Netzgesellschaft Swissgrid) in Abstimmung mit dem
Bund. Diesbeziiglich hat Swissgrid begonnen, bei neu zu bauenden Ubertragungs-
leitungen Informationsveranstaltungen durchzufiihren. Von Seiten des Bundes
wird, unter anderem aufgrund fehlender Personalressourcen (ebd.), nur die for-
melle Mitwirkung durchgefiihrt.

Im Konzeptteil des SUL sind keine Ansétze oder Bemerkungen hinsichtlich einer
informellen Mitwirkung (neben der formell vorgeschrieben nach RPG und RPV)
vorhanden.

= keine Ansitze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden
Das Verhiltnis zwischen den erwarteten Partizipationskosten und den Gesamtpro-
jektkosten wird hier nicht erhoben.

Zeitdruck Die Realisierung der Projekte ist meistens mit der Einfilhrung neuer Angebote und
dem damit verbundenen politischen Zeitdruck verbunden. Daher ist ein gewisser
externer Zeitdruck durchaus gegeben.

- mittlerer externer Zeitdruck

Die innerhalb der Sachplanung vorhandene Zeit fir ein Mitwirkungsverfahren wird
hier nicht erhoben.

Beim SUL werden, im Gegensatz zu den drei vorangegangenen Sachplanen, neue Infrastrukturen
gebaut. Dies spricht fur die Durchfihrung von Mitwirkungsveranstaltungen fir die von neuen
Ubertragungsleitungen potenziell betroffenen Personen. Der Handlungsspielraum ist beim SUL
weniger stark eingeschréankt als bei den drei erst genannten Verkehrs-Sachplanen. Folglich kénn-
te eine Offentlichkeitsbeteiligung einen Mehrwert bringen. Aufgrund des mittleren bis hohen
gesellschaftlichen Konfliktpotenzials und der ebenso eher grossen 6ffentlichen Aufmerksamkeit
hinsichtlich Ubertragungsleitungen ist die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Partizipation ebenso
notwendig. Obwohl der Objektteil knapp 80 Objekte beinhaltet, handelt es sich bei den neu zu
bauenden Ubertragungsleitungen um weit weniger Objekte, was wiederum eine gute Vorausset-
zung fir die Ubernahme von regionalen Partizipationsmechanismen ist. Im SUL sind jedoch
ebenfalls keine Ansitze fiir eine informelle Mitwirkung vorhanden; dies erschwert eine Offent-
lichkeitsbeteiligung. Beim SUL ist allerdings nur ein mittelmassiger externer Zeitdruck vorhan-
den, wodurch ein breiter Einbezug der Offentlichkeit durchaus mdglich ware.

Im Gegensatz zu den anderen bisher besprochenen Sachplanen verfiigt der SUL iiber mehr opti-
mal ausgepragte Rahmenbedingungen, wodurch Ansétze aus der regionalen Partizipation des
SGT durchaus auf den SUL (ibertragen werden kénnten.
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Tabelle 7: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SPM

SPM

Ausbau oder Neubau
der Infrastruktur

Geografischer
Handlungsspielraum

Gesellschaftliches
Konfliktpotenzial und
offentliche Aufmerksam-
keit des Themas

Anzahl Standorte bzw.
Projekte

%

Der SPM hat eine andere Ausgangssituation als der SGT: die Anlagen bestehen
bereits. Der SPM hat hierbei die Funktion, die raumliche Sicherung der Anlagen zu
gewahrleisten. Wenn aber irgendwo ein neuer Waffenplatz errichtet werden
misste, "dann missten wir wahrscheinlich auch mit etwas Ahnlichem [wie die
regionale Partizipation im SGT] liebdugeln. Aber das ist rein theoretisch" (Sach-
planverantwortlicher 1 SPM 2017).

Das Militar ist zudem in einem Schrumpfungsprozess. Bestehende Anlagen oder
Standorte (z. B. einzelne Waffen- und Schiessplatze) werden aufgegeben und an
eine zivile Nutzung zuriickgegeben und somit aus der militarischen Nutzung ent-
lassen. Es werden keine neuen Anlagen mehr gebaut, "sondern bei uns geschieht
der gegenteilige Prozess" (ebd.). Da dies grundsatzlich willkommen sei, brauche es
dafiir keine Partizipation. Eine Partizipation brauche es erst dann, wenn es darum
gehe, was aus dem gemacht werden soll, das zurlickgekommen ist. Dies sei aber
dann Aufgabe der zivilen Behorden (ebd.).

= Instandhaltung oder Aufgabe bestehender Infrastrukturen

Bei den Militarflugplatzen sei es gemass Sachplanverantwortlichen nicht immer
moglich, eine einvernehmliche Losung mit der betroffenen Bevélkerung zu finden.
Auf eine Forderung, wie z. B. die Reduktion von 5'000 auf 3'000 Flugbewegungen
auf einem Flugplatz, kdnne nicht eingegangen werden. Denn ein Flugplatz konne
mit nur 3'000 Flugbewegungen gar nicht betrieben werden. Es sei nicht moglich,
dort eine Fliegerstaffel mit weniger Flugbewegungen zu stationieren. "Gewisse
Sachen sind vorgegeben und es kann nicht gross auf Einwande eingegangen wer-
den" (Sachplanverantwortlicher 2 SPM 2017). Bei anderen Aspekten, wenn es z. B.
um Sommerpausen oder flugfreie Tage geht, wird versucht, dies nach Maoglichkeit
in den Sachplan aufzunehmen.

Viele Betroffene hatten das Gefiihl, dass wenn sie etwas verlangen, es der Bund
dann auch so realisieren misse (z. B. bei Flugplatzen). Die Betroffenen wiirden
aber nicht einsehen, dass der Bund z. B. mit nur noch 3'000 Flugbewegungen sei-
nen verfassungsmadssigen Auftrag nicht mehr erfillen kénnte — wo sollen dann die
anderen 2'000 Bewegungen durchgefiihrt werden? "Wir kdnnen nicht irgendwo
anders einen neuen Flugplatz bauen. Das ist weder finanziell moéglich [...] noch ist
es raumplanerisch denkbar in der raumlich sehr eng beschrankten Schweiz"
(Sachplanverantwortlicher 1 SPM 2017).

- eingeschrinkter Handlungsspielraum (nur bei Militarflugplitzen)

Da keine neuen Anlagen gebaut werden und es neben der Instandhaltung beste-
hender Anlagen eher um die Riickgabe der Anlagen (an die Gemeinden, den Kan-
ton oder den Bund fiir andere Nutzungen) geht, birgt der SPM wenig gesellschaft-
liches Konfliktpotenzial und eine kleine 6ffentliche Aufmerksamkeit. Ausnahme
bilden die Militarflugplatze, die meist ein hoheres gesellschaftliches Konfliktpoten-
zial und damit einhergehend eine hohere 6ffentliche Aufmerksamkeit besitzen.

= kleines gesellschaftliches Konfliktpotenzial
(Militarflugplatze: mittleres bis hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial)

- geringe 6ffentliche Aufmerksamkeit
(Militarflugpldtze: mittlere bis grosses 6ffentliche Aufmerksamkeit)

Das Militar hat "ein Vielfaches mehr an Standorten" (Sachplanverantwortlicher 1
SPM 2017) als dies bei den geologischen Tiefenlagern der Fall ist. Wenn das VBS
flr jede Infrastruktur eine Partizipation durchfiihren wolle — es sind etwa 35 Waf-
fenplatze, 170 Schiessplatze und sechs Flugplatze — "dann waren wir kapazitats-
massig und auch die Bevolkerung enorm tberfordert" (ebd.).
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Objektblatter gibt es jeweils zu den Militarflugplatzen, den Waffenplatzen, den
Ubungsplatzen, den Ubersetzstellen, den Schiesspldtzen und im Rahmen der aktu-
ell laufenden Gesamtrevision des Sachplans Militér erstmalig auch zu den Rekru-
tierungszentren, den besonderen Anlagen und den Armeelogistikcenter. Nach der
Revision der bereits bestehenden und der Erstellung der neuen Objektblatter wird
es demnach insgesamt etwa 280 Objektblatter geben (VBS 2017; Sachplanverant-
wortlicher 2 SPM 2017).

- grosse Anzahl Standorte bzw. Projekte
Zahlungsbereitschaft des Es ist immer der Bund, der die Infrastrukturen des SPM baut oder betreibt (im
Infrastrukturbetreibers Gegensatz z. B. zu den zivilen Flugplatzen) und diese auch bewilligt. Bei den Mili-

tarflugplatzen ist der Flugplatzbetreiber die schweizerische Luftwaffe (Sachplan-
verantwortlicher 1 SPM 2017).

Im Programmteil des SPM sind keine Ansatze oder Bemerkungen hinsichtlich einer
informellen Mitwirkung (neben der formell vorgeschrieben nach RPG und RPV)
vorhanden. Einem Abschnitt des Programmteils ist aber zu entnehmen, dass das
VBS "auch in Zukunft bemiiht [ist], den Austausch mit der von Flugldarm betroffe-
nen Bevolkerung und den zivilen Behorden zu pflegen. Diese Kontakte finden im
Rahmen von sogenannten Roundtables, Kontaktgremien oder Kantonsgesprachen
statt. Informationen von 6ffentlichem Interesse betreffend den Fluglarm stellt die
Luftwaffe online zur Verfliigung" (Generalsekretariat VBS 2016: 28). Die vor allem
bei militdrischen Flugplatzen vorhandenen Begleitgremien werden im Sachplando-
kument nicht erwahnt.

- keine Ansitze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden
Das Verhaltnis zwischen den erwarteten Partizipationskosten und den Gesamtpro-
jektkosten wird hier nicht erhoben.
Zeitdruck Da es beim SPM eher um den Riickbau der Infrastrukturanlagen geht, ist der ex-
terne Zeitdruck gering einzuschatzen.
- geringer externer Zeitdruck

Die innerhalb der Sachplanung vorhandene Zeit fiir ein Mitwirkungsverfahren wird
hier nicht erhoben.

Der SPM kimmert sich hauptsachlich um die Instandhaltung oder um die Aufgabe bestehender
Infrastrukturen. In Anbetracht dessen bringt die Beteiligung der Offentlichkeit kaum einen
Mehrwert. Hinsichtlich des Handlungsspielraumes miissen beim SPM einzig die Militarflugplat-
ze betrachtet werden, bei denen ein eher eingeschrankter Handlungsspielraum vorhanden ist.
Dies hemmt den Einbezug der betroffenen Bevolkerung. Durch das kleine gesellschaftliche Kon-
fliktpotenzial und die geringe 6ffentliche Aufmerksamkeit kann beim SPM auf eine Mitwirkung
der Offentlichkeit wohl verzichtet werden. Einzig bei den Militarflugplitzen wirde analog zu
den Flugplétzen des SIL aufgrund des héher zu erwartenden gesellschaftlichen Konfliktpotenzi-
als und der damit verbundenen grossen offentlichen Aufmerksamkeit eine Beteiligung der be-
troffenen Bevolkerung zweckmassig erscheinen. Der SPM hat ebenfalls eine grosse Anzahl an
Standorten bzw. Projekten, was die Durchfilhrung einer Offentlichkeitsbeteiligung fir jeden
Standort erschweren wiirde. Neben dem in der Zeile Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbe-
treibers genannten Abschnitt sind keine Aussagen Uber eine informelle Mitwirkung in SPM zu
finden, was eine Durchfiihrung einer 6ffentlichen Partizipation erschwert. Auch beim SPM stellt
somit einzig der geringe externe Zeitdruck und das fur Militarflugplatze zusatzlich mittel bis
hoch ausgepragte Konfliktpotenzial und die teilweise grosse oOffentliche Aufmerksamkeit ein
Grund flr die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Mitwirkung dar.
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Tabelle 8: Rahmenbedingungen fiir eine 6ffentliche Mitwirkung beim SPA

SPA

Ausbau oder Neubau
der Infrastruktur

Geografischer
Handlungsspielraum

Gesellschaftliches
Konfliktpotenzial und
offentliche Aufmerksam-
keit des Themas

Anzahl Standorte bzw.
Projekte

Zahlungsbereitschaft des
Infrastrukturbetreibers

Zeitdruck

2~4

Fiir die Errichtung von Bundesasylzentren (BAZ) ist der Bund auf bestehende Anla-
gen oder Standorte, die ihm gehéren oder die er kaufen kann, angewiesen. Denn
um z. B. das Enteignungsrecht anwenden zu kénnen, miisste man eine absolute
Standortgebundenheit an einem gewahlten Ort sehr gut begriinden kénnen. Dies
sei bei einem BAZ aber nicht der Fall (Sachplanverantwortliche SPA 2017). Falls
man eine Enteignung anstreben misste, wiirde dies sicher nicht auf grosse Akzep-
tanz stossen.

"Das [=die Enteignung] ist die absolute Ultima Ratio fiir uns.
Das ist absolut nicht vorgesehen." (Sachplanverantwortliche SPA 2017)

Es wird versucht, bereits bestehende Gebaude, die entweder dem Bund gehoren
oder vom Bund gekauft werden, zu ibernehmen. Ansonsten miissen neue Gebau-
de gebaut werden (bestenfalls auf Boden, der im Besitz des Bundes ist).

= Ubernahme bestehender Infrastrukturen und Bau neuer Infrastrukturen

Im Gegensatz zu anderen Infrastrukturanalagen sind bei einem BAZ die Auswir-
kungen auf Raum und Umwelt sehr gering. "Es gibt bei weitem nicht so viele Inte-
ressen zu koordinieren, wie das bei einer Autobahn der Fall ist" (ebd.). Dies macht
den SPA ein bisschen einzigartig im Vergleich zu anderen Sachplanverfahren. Im
Gegensatz zu anderen Sachpldanen und insbesondere auch zum SGT gibt es zudem
sehr viele fiir den Betrieb eines BAZ geeignete mogliche Standorte.

"Die Standortgebundenheit ist Idingst nicht gleich wie bei einem
geologischen Tiefenlager." (Sachplanverantwortliche SPA 2017)

- relativ grosser Handlungsspielraum

Da das Thema Migration sehr konfliktbeladen ist, birgt auch der SPA ein hohes
gesellschaftliches Konfliktpotenzial. Die 6ffentliche Aufmerksamkeit dieses The-
mas ist ebenfalls relativ gross.

- hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial
=> grosse offentliche Aufmerksamkeit

In jeder der sechs definierten Asylverfahrensregionen (Westschweiz, Nordwest-
schweiz, Bern, Ziirich, Zentral- und Stidschweiz, Ostschweiz) soll der Bund bis zu
vier BAZ filhren (SEM 2017: 10). Der Objektteil enthalt Objektblatter zu rund 20
Standorten (ebd.).

- mittelgrosse Anzahl Standorte bzw. Projekte

Beim SPA ist der Bund der Infrastrukturbetreiber. Im Konzeptteil des SPA sind
keine Ansatze oder Bemerkungen hinsichtlich einer informellen Mitwirkung (ne-
ben der formell vorgeschrieben nach RPG und RPV) vorhanden. Dem SEM ist die
Mitwirkung vor allem in der Betriebsphase eines Zentrums wichtig, was jedoch
nicht mehr Teil des Sachplans ist.

- keine Ansitze fiir informelle Mitwirkung im Sachplan vorhanden

Das Verhaltnis zwischen den erwarteten Partizipationskosten und den Gesamtpro-
jektkosten wird hier nicht erhoben.

Beim SPA werde nicht zuerst eine Vororientierung gemacht und in der nachsten
Runde, nach weiteren Evaluationen, die Standorte erneut eingeschrankt. Der SPA
beinhalte eigentlich bereits "entschiedene und mit den Kantonen und Gemeinden
vereinbarte Standorte [...]; ausser die wenigen, die noch als Zwischenergebnis
enthalten sind" (Sachplanverantwortliche SPA 2017).

Es werden um die 20 Standorte gebraucht. "Wenn man sich jetzt vorstellt, man
misste fiir jeden dieser Standorte mit etwa funf Alternativen in einen riesigen
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Sachplanprozess gehen, bei dem man tberall zuerst Vororientierungen macht und
dann noch mit der Bevolkerung diskutiert, ob es eher dieses oder jenes werden
soll; das ist ein Aufwand, den wir nicht leisten kdnnen. Vor allem nicht in der Zeit,
die wir haben" (Sachplanverantwortliche SPA 2017). Denn um die Asylgesetzrevi-
sion umsetzen zu kdnnen, missen diese Zentren gemass Sachplanverantwortli-
chen relativ schnell gebaut werden kénnen, es misse "sehr viel schneller gehen"
als beim SGT (ebd.). Daher ist beim SPA ein eher grosser externer Zeitdruck vor-
handen.

-> grosser externer Zeitdruck

Die innerhalb der Sachplanung vorhandene Zeit fir ein Mitwirkungsverfahren wird
hier nicht erhoben.

Beim SPA, der einzig zur Errichtung von Bundesasylzentren (BAZ) ins Leben gerufen worden
ist, werden entweder bestehende Infrastrukturen Gibernommen oder neue Infrastrukturen gebaut.
Aufgrund dessen und aufgrund des relativ grossen Handlungsspielraums beim SPA wirde die
Durchfiihrung einer 6ffentlichen Mitwirkung wohl gut moglich sein. Gerade wegen dieser
Standortungebundenheit bei den BAZ ist es aber generell schwierig, Akzeptanz fir einen ausge-
waéhlten Standort zu erhalten. Geméss Sachplanverantwortlichen wirden immer Stimmen kom-
men, dass man das Zentrum auch in der Nachbargemeinde bauen kdnnte. Dies und das zusétzlich
hohe gesellschaftliche Konfliktpotenzial und die grosse 6ffentliche Aufmerksamkeit hinsichtlich
der BAZ machen eine 6ffentliche Mitwirkung sogar praktisch unumganglich. Mit der mittelgros-
sen Anzahl Standorte bzw. Projekte beim SPA ware die Voraussetzung fir den Einbezug der
Offentlichkeit bei den einzelnen Standorten zumindest besser als bei den bisher besprochenen
Sachplanen. Trotzdem sind keine Ansatze fir eine informelle Mitwirkung im SPA zu finden —
was gegen die Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers und somit gegen die Durchfiih-
rung von Mitwirkungsveranstaltungen spricht. Grund fur die fehlende Aufnahme von Ansétzen
fur die informelle Mitwirkung in den Sachplan kdnnte der grosse externe Zeitdruck sein, der im
SPA als einziger Sachplan vorhanden ist. Nichtsdestotrotz schaffen die Auspragungen der ande-
ren Rahmenbedingungen (Bau neuer Infrastrukturen, relativ grosser Handlungsspielraum, hohes
gesellschaftliches Konfliktpotenzial und grosse oOffentliche Aufmerksamkeit und mittelgrosse
Anzahl Standorte bzw. Projekte) die Voraussetzungen dafiir, dass die Offentlichkeit dhnlich wie
im SGT miteinbezogen werden kdnnte oder sogar sollte.

In der nachfolgenden Tabelle 9 (siehe néchste Seite) werden die Sachpléne und deren Auspré-
gung bei den einzelnen Rahmenbedingungen zusammenfassend dargestellt. In der letzten Zeile
(und bei den einzelnen Sachplanen fett hervorgehoben) wird die optimale Ausprdagung einer
Rahmenbedingung angegeben.

52



5 DIE RAHMENBEDINGUNGEN IM VERGLEICH

Tabelle 9: Vergleich der Auspragungen der Rahmenbedingungen der Sachplane

Ausbau oder Geografischer Gesellschaftliches  Anzahl Zahlungsbereitschaft Zeitdruck”
Neubau der Handlungs- Konfliktpotenzial  Standorte des Infrastruktur-
*
Infrastrukturen (IS)  spielraum (HS) (g. K.) und 6ffent-  bzw. betreibers'’
liche Aufmerk- Projekte
samkeit (6. A.)
des Themas
SIS Ausbau und Instandhal- relativ stark kleines—mittleres g. K. grosse keine Ansatze fiir infor- mittlerer
tung bestehender IS; eingeschrankter geringe—mittlere 6. A. Anzahl melle Mitwirkung im externer
selten Bau neuer IS HS Sachplan vorhanden Zeitdruck
SIN Ausbau und Instandhal-  eingeschrankter kleines—mittleres g. K. grosse keine Ansatze fiir infor- mittlerer
i tung bestehender IS; HS geringe—mittlere 6. A. Anzahl melle Mitwirkung im externer
5 selten Bau neuer IS Sachplan vorhanden Zeitdruck
SIL Ausbau und Instandhal- relativ stark mittleres—hohes g. K. grosse keine Ansatze fiir infor- geringer
tung bestghender IS; eingeschrankter mittlere—grosse &. A. Anzahl melle Mitwirkung im externer
teilweise Ubernahme HS Sachplan vorhanden Zeitdruck
bestehender IS
SUL  Bauneuerls teilweise einge- mittleres—hohes g. K. mittel- keine Ansatze fiir infor- mittlerer
schrankter HS mittlere—grosse 6. A. 8705Se melle Mitwirkung im externer
Anzahl Sachplan vorhanden Zeitdruck
SPM Instandhaltung eingeschrankter kleines g. K. grosse keine Ansatze fiir infor- geringer
oder Aufgabe HS (nur Militar- geringe 6. ALY Anzahl melle Mitwirkung im externer
bestehender IS flugplatze) Sachplan vorhanden Zeitdruck
SPA Ubernahme beste- relativ grosser HS  hohes g. K. mittel- keine Ansatze fiir infor- grosser externer
‘ hender IS und grosse . A. grosse melle Mitwirkung im Zeitdruck
88 Bau neuer IS Anzahl Sachplan vorhanden
SGT Bau neuer IS stark einge- hohes g. K. geringe Ansétze fir informelle geringer exter-
..‘ schrankter HS geringe—mittlere 6. A. Anzahl Mitwirkung im Sach- ner Zeitdruck
a (Standortgebiet) plan vorhanden geniigend Zeit
relativ HCEREr HS Verhiltnis Partizipati- innerhalb der
(Oberflachen- onskosten zu Gesamt- Sachplanung
standorte) projektkosten = 1:100 vorhanden

2
(5]
£
=]
%
o

Auspragung

Bau neuer IS

grosser HS

hohes g. K.
grosse 0. A.

geringe
Anzahl

Ansétze fur informelle
Mitwirkung im Sachplan
vorhanden

Verhaltnis Partizipati-
onskosten zu Gesamt-
projektkosten < 1:100

geringer exter-
ner Zeitdruck

geniligend Zeit
innerhalb der
Sachplanung
vorhanden

Anmerkungen: Die Abkirzungen IS (Infrastrukturen), HS (Handlungsspielraum), g. K. (gesellschaftliches Konflikt-
potenzial) und 6. A. (6ffentliche Aufmerksamkeit) gelten nur fiir diese Tabelle. Ist eine Auspragung fett hervorge-
hoben, so entspricht sie vollkommen oder anndhernd der optimalen Auspragung (siehe dazu letzte Zeile).
) Hier findet, ausser beim SGT, keine Uberpriifung des zweiten Aspektes (Verhaltnis zwischen Partizipationskosten
und Gesamtprojektkosten bzw. vorhandene Zeit innerhalb der Sachplanung fiir ein Mitwirkungsverfahren) statt.
) Bei den Militarflugplatzen ist das gesellschaftliche Konfliktpotential und die 6ffentliche Aufmerksamkeit hinge-
gen mittel bis hoch/gross.

Bei der Betrachtung der Tabelle fallt auf, dass insbesondere die Sachpliane SUL, SPA und SGT
am meisten optimal ausgeprégte Rahmenbedingungen fir die Durchfiihrung eines Mitwirkungs-
verfahrens besitzen. Sowohl bei den drei Verkehrs-Sachplanen (SIS, SIN, SIL) als auch beim
SPM bringt die Durchfuhrung einer gross angelegten Partizipation aufgrund der analysierten
Rahmenbedingungen kaum einen Mehrwert. Die Sachplane SUL und SPA wiirden aber hinsicht-
lich mehrerer Rahmenbedingungen Uber mehr oder weniger optimale Auspragungen fur die
Durchfihrung eines Mitwirkungsverfahrens verfugen. Trotzdem findet bei beiden kaum eine
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informelle Mitwirkung der betroffenen Bevolkerung, wie es der SGT kennt, statt. Beim SUL hat
die Netzgesellschaft Swissgrid indessen begonnen, Informationsveranstaltungen durchzufiihren.
Beim SPA wird vor allem auf die Mitwirkung beim Betrieb der Infrastruktur (also nach dem
Sachplanprozess) gesetzt. Den unterschiedlich optimal ausgepréagten Rahmenbedingungen der
Sachplane SUL und SPA im Vergleich zum SGT kann entnommen werden, dass es wohl in ers-
ter Linie an der geringen Anzahl Standorte bzw. Projekte und der Zahlungsbereitschaft des Infra-
strukturbetreibers (Vorhandensein von Ansétzen fir eine informelle Mitwirkung im Sachplan)
liegt, ob Mitwirkungsmechanismen fir die betroffene Bevilkerung ins Leben gerufen werden
oder nicht. Die Tatsachen, dass neue Infrastrukturen gebaut werden, dass ein relativ grosser
Handlungsspielraum vorhanden ist oder dass ein Sachplanvorhaben ein hohes gesellschaftliches
Konfliktpotenzial birgt und eine grosse o6ffentliche Aufmerksamkeit auf sich zieht (alle Bedin-
gungen mehr oder weniger optimal aufgepragt beim SUL und SPA), sind wohl zu wenig starke
(oder nicht hinreichende) Argumente, dass die Bevolkerung auch informell in einen Sachplan-
prozess miteinbezogen wird — sonst miisste diese vor allem im SPA und SUL in einem &hnlichen
Rahmen wie im SGT miteinbezogen werden. Sowohl der geografische Handlungsspielraum als
auch die offentliche Aufmerksamkeit scheinen keine ausschlaggebenden Rahmenbedingungen
zu sein, damit eine informelle 6ffentliche Beteiligung aufgebaut und durchgefiihrt wird, denn
diese sind beim SGT beide nicht optimal ausgepragt, und trotzdem kennt der SGT eine informel-
le Mitwirkung.

54



6 Fazit

Ziel dieses Berichtes ist es, die Ubertragbarkeit der regionalen Mitwirkungsmechanismen im
SGT auf andere Sachplane des Bundes zu evaluieren. Dafur wurde — basierend auf Interviews
mit den jeweiligen Sachplanverantwortlichen des Bundes und diversen Sachplandokumenten —
ein Raster mit sechs Rahmenbedingungen erarbeitet. Diese kénnen als Bedingungen betrachtet
werden, ob ein Partizipationsverfahren wie im SGT (sogenannte regionale Partizipation) in ei-
nem anderen Sachplan des Bundes in dieser oder &hnlicher Form durchgefiihrt werden konnte
oder sollte. Je nachdem, wie eine Rahmenbedingung ausgepragt ist, begunstigt bzw. erschwert
sie die Durchfiihrung eines Beteiligungsverfahrens. So sprechen der Neubau von Infrastrukturen
(im Gegensatz zum Ausbau oder der Instandhaltung), ein grosser geografischer Handlungsspiel-
raum, hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial und grosse 6ffentliche Aufmerksamkeit, eine
geringe Anzahl Standorte bzw. Projekte, die Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers (im
Sachplan vorhandene Ansatze fir eine informelle Mitwirkung und ein Verhéltnis kleiner als
1:100 zwischen den Partizipationskosten und den Gesamtprojektkosten) und ein geringer Zeit-
druck (sowohl intern als auch extern) fur die Durchfiihrung von Partizipationsverfahren fiir die
von einem Sachplanverfahren betroffene Bevolkerung.

Anhand von Interviews mit den Sachplanverantwortlichen der Sachpléane Verkehr, Teil Infra-
struktur Schiene, Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse, Infrastruktur der Luftfahrt, Ubertragungs-
leitungen, Militar und Asyl und diversen Sachplandokumenten wurde dargelegt, welche Arten
der formellen und informellen Mitwirkung die jeweiligen Sachplane kennen. Es stellt sich her-
aus, dass neben der geméss RPG und RPV formell vorgeschriebenen Information und Mitwir-
kung der Bevolkerung kaum weitere, informelle Mitwirkungsmechanismen in den behandelten
Sachpléanen existieren. Die meisten Sachplanverantwortlichen weisen darauf hin, dass sie auf-
grund fehlender Ressourcen nicht in der Lage sind, so etwas wie die regionale Partizipation im
SGT durchzufiihren. Zudem sind die meisten Interviewpartner der Meinung, dass mit der formel-
len Information und Mitwirkung der Bevdélkerung bereits genug Partizipation betrieben wird.
Folglich kommen in den Interviews kaum einzelne Aspekte der regionalen Partizipation und
deren Eignung fiir den entsprechenden Sachplan zur Sprache. Deshalb konzentriert sich die da-
rauffolgende Analyse der Ubertragbarkeit der regionalen Partizipation auf andere Sachplane des
Bundes nicht auf spezifische Aspekte oder Eigenschaften der regionalen Partizipation, sondern
generell auf die Voraussetzungen fiir die Durchfuhrung informeller Mitwirkungsveranstaltungen
fur die Bevolkerung in den jeweiligen Sachplénen. Es wird fir jeden Sachplan die Auspragung
der sechs Rahmenbedingungen festgelegt und daraus abgeleitet, ob es im entsprechenden Sach-
plan moéglich und/oder zweckmassig ware, ein informelles Partizipationsverfahren fur die be-
troffene Bevolkerung durchzufthren.

Tabelle 10 zeigt die Resultate dieser Analyse in Kurzform auf. Mit Hilfe von Plus- und Minus-
zeichen sowie der Farbung der Zelle wird aufgezeigt, ob die Auspragung einer Rahmenbedin-
gung in einem Sachplan optimal (Pluszeichen, griin), mittelméssig geeignet (leere Klammer,
weiss) oder ungeeignet (Minuszeichen, rot) ist. Es handelt sich um eine zusammenfassende Dar-
stellung pro Sachplan. Einzelne Sachplanvorhaben kdnnen gegebenenfalls andere Auspréagungen
der Rahmenbedingungen annehmen.
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Tabelle 10: Eignung der Sachpldne des Bundes fiir ein Mitwirkungsverfahren anhand unterschiedlicher
Rahmenbedingungen

Ausbau oder Geogra- Gesellschaftliches Anzahl Zahlungs-

fischer Konfliktpotenzial und Standorte  bereitschaft des . *)
Neubau der " . Zeitdruck
Infrastruktur Handlungs- offentliche Aufmerk- bzw. Infrastruktt:r-

spielraum samkeit des Themas Projekte betreibers'”

=) -
=) -

(=)
(=)

(=)
(=)

()
()

X s - -+ () - - +
Foowo+ () ®H ) - ()
S - - B
Rk sea (+) + + + () — -
bb o1+ FURE SR O IR + n

optimale
Auspragung

Bau neuer grosser
Infrastruktu- | Handlungs-
ren spielraum

hohes
gesellschaftliches
Konfliktpotenzial

grosse offentliche Auf-
merksamkeit

geringe
Anzahl
Stand-orte
bzw.
Projekte

Ansatze fir infor-
melle Mitwirkung
im Sachplan vor-

handen

Verhaltnis Kosten
Partizipation zu

geringer
externer Zeit-
druck

genligend Zeit
innerhalb der
Sachplanung

Gesamtprojekt- vorhanden

kosten < 1: 100

Anmerkungen: + steht flr eine optimale Auspragung der Rahmenbedingung fiir die Durchfiihrung eines Mitwir-
kungsverfahrens, (+) steht fur eine eher geeignete Auspragung, () steht fiir eine mittelméassig geeignete Auspragung,
g—) steht fur eine eher ungeeignete Auspragung und — steht fiir eine ungeeignete Ausprégung der Rahmenbedingung.
Y Hier findet, ausser beim SGT, keine Uberpriifung des zweiten Aspektes (Verhaltnis zwischen Partizipationskosten
und Gesamtprojektkosten bzw. vorhandene Zeit innerhalb der Sachplanung fir ein Mitwirkungsverfahren) statt.
™) Diese Bewertung gilt nur fir Militarflugplatze (eingeschrankter Handlungsspielraum); ansonsten nicht relevant.
") Beim geologischen Standortgebiet ist der Handlungsspielraum stark eingeschrankt, bei den Oberflachenstandor-
ten ist dieser relativ gross. ") Bei der Militarinfrastruktur allgemein ist das gesellschaftliche Konfliktpotential und
die offentliche Aufmerksamkeit klein/gering, bei den Militarflugplatzen hingegen mittel bis hoch/gross.

Mit Ausnahme des SPA und des SUL ist kaum ein Sachplan so gut fiir die Durchfiihrung eines
Mitwirkungsverfahrens geeignet wie der SGT. Neben der zu grossen Anzahl Standorte bzw. Pro-
jekte und der fehlenden Ansétze fur eine informelle Mitwirkung im Sachplan ist auch der relativ
kleine geografische Handlungsspielraum ein Grund, der die Durchfiihrung eines Mitwirkungs-
verfahrens in den meisten Sachplanen erschwert. Dies betonte auch der Sachplanverantwortliche
SIL im Interview, in dem er sagte, dass er zwar kein Skeptiker der Partizipation sei, "aber ich bin
skeptisch dann, wenn man wenig Handlungsspielraum hat und das Ganze 6ffnet und die Erwar-
tungen dadurch 'missbraucht' — ein bisschen bose gesagt". Dieser kleine geografische Hand-
lungsspielraum hat — neben technischen und baulichen Griinden — auch mit der Tatsache zu tun,
dass in den meisten Sachplanvorhaben keine neuen Infrastrukturen gebaut, sondern bestehende
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ausgebaut oder neuen Bedurfnissen angepasst werden. Bei solchen baulichen Massnahmen, die
kaum Auswirkungen auf Raum und Umwelt haben, ist eine Mitwirkung der Bevélkerung in der
Regel weniger zweckmassig als bei einem Neubau einer Infrastruktur. Trotzdem kann aber auch
ein Ausbau oder eine Anpassung einer Infrastruktur Auswirkungen auf die Umwelt haben —
hierbei wirde die Mitwirkung der betroffenen Bevolkerung ebenfalls einen Mehrwert bringen.
Das gesellschaftliche Konfliktpotenzial und die 6ffentliche Aufmerksamkeit sind bei der Mehr-
zahl der Sachplane nicht besonders gross, was fur den Verzicht auf eine umfangliche Partizipati-
on der betroffenen Bevolkerung spricht. Lediglich die Dimension Zeitdruck hat in den meisten
Sachplénen die optimale Ausprédgung, was ein umfangreiches Beteiligungsverfahren ermdogli-
chen wirde.

Einzig die Auspragungen der Rahmenbedingungen des SUL und des SPA sprechen dafiir, dass
in den beiden Sachplanen ein informelles Partizipationsverfahren der Bevolkerung méglich und
aufgrund des mittleren bis grossen gesellschaftlichen Konfliktpotenzials und der ebenso hohen
Offentlichen Aufmerksamkeit wiinschenswert ware. Denn wenn ein Standort ausgewahlt werden
muss, der politisch hoch brisant ist — und das scheinen vor allem Bundesasylzentren zu sein — so
kdénne man geméss Sachplanverantwortlichen SPM "wahrscheinlich nur den Weg gehen, dass
man die Partizipation der Regionen vorsieht". Beim SPA sprechen aber der grosse Zeitdruck und
die fehlenden Ansatze fiir eine informelle Mitwirkung im Sachplan dagegen. Beim SUL wiirde
in erster Linie beim Neubau von Infrastrukturen, welche Uber einen gewissen geografischen
Handlungsspielraum verfligen und zum Teil hohes gesellschaftliches Konfliktpotenzial sowie
eine grosse oOffentliche Aufmerksamkeit aufweisen, die Beteiligung der betroffenen Bevolkerung
einen Mehrwert bringen. Die mittelgrosse Anzahl Projekte bei den neu zu bauenden Ubertra-
gungsleitungen und der mittlere externe Zeitdruck wirden dies zuséatzlich erméglichen.

Als wohl wichtigste Rahmenbedingung, weshalb es in den Sachplédnen des Bundes — mit Aus-
nahme des SGT - keine informelle Mitwirkung gibt, ist, dass bei der Ausgestaltung des Sach-
plans keine Ansatze dafiir aufgenommen worden sind. Die Festsetzung der sogenannten regiona-
len Partizipation im Konzeptteil des SGT ist einzigartig bei den Sachplanen des Bundes. In kei-
nem anderen Sachplan ist im Konzeptteil ein Mitwirkungsverfahren neben der formellen Infor-
mation und Mitwirkung der Bevdélkerung vorgeschrieben oder als Mdglichkeit verankert.

Obwohl die in diesem Bericht durchgefiihrten Analysen ein eher niichternes Bild auf die Mitwir-
kung der betroffenen Bevolkerung werfen, muss betont werden, dass mit der nach RPG und RPV
vorgeschriebenen Mitwirkung der Bevoélkerung durchaus ein Instrument vorhanden ist, mit dem
sich die betroffene Bevélkerung in den Sachplanprozess einbringen kann. Zudem haben einige
Infrastrukturbetreiber mittlerweile begonnen, bei gewissen Projekten situativ Informationsveran-
staltungen fiir die Betroffenen durchzufiihren und dort eingebrachte Anliegen gegebenenfalls in
den Sachplan aufzunehmen. Trotzdem werden Informationsveranstaltungen — auch wenn dort ein
Dialog zwischen den Betroffenen und den Projektverantwortlichen stattfindet — kaum dem An-
spruch vertiefter partizipativer Mitwirkung gerecht. Obwohl die gestellten Fragen beantwortet
und die eingebrachten Forderungen aufgenommen werden, findet im Rahmen einer Informati-
onsveranstaltung kein echter Austausch statt. Die Betroffenen wissen nicht, was mit ihren Forde-
rungen geschieht und inwiefern in der Planung darauf eingegangen wird.
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Daher ist es fur die Zukunft wichtig, insbesondere bei denjenigen Sachplanprojekten, welche
einen gewissen Handlungsspielraum aufweisen, nicht unter Zeitdruck stehen, jedoch eine gewis-
se Offentliche Aufmerksamkeit geniessen, die Bevolkerung vermehrt miteinzubeziehen. Dies
kann auch mit weniger aufwandigen Partizipationsformen als es bei der regionalen Partizipation
der Fall ist, realisiert werden. Die einfachste Form waren regelmassig stattfindende Veranstal-
tungen, bei denen ber den aktuellen Stand der Planung (oder ein spezifisches Thema) informiert
wird, bei denen Fragen gestellt, Anliegen eingebracht oder Stellungnahmen abgegeben werden
und bei denen in der darauffolgenden Veranstaltung auch auf die Anliegen und Stellungnahmen
reagiert wird und dargelegt wird, inwiefern diese in das Projekt aufgenommen werden oder wes-
halb nicht. Von zentraler Bedeutung ist dabei, dass die Betroffenen Erwartungssicherheit erhal-
ten, damit sie wissen, was mit ihren Forderungen geschieht und wie damit umgegangen wird.
Denn oft reicht es einem grossen Teil der betroffenen Bevolkerung bereits, wenn er feststellt,
dass seine Stimme angehdrt und ernst genommen wird und auf sie reagiert wird. Zudem kénnen
in solchen Veranstaltungen Konflikte diskutiert und ausgetragen werden, was spéter der Akzep-
tanz eines Projektes dienen kann. Ein weiterer — und wichtiger — Mehrwert solcher Veranstaltun-
gen, an welchen sich die betroffene Bevolkerung dussern kann, liegt im Potenzial der in diesen
Veranstaltungen gefiihrten Diskussionen und eingebrachten Meinungen, das Sachplanvorhaben
materiell zu verbessern. Wenn durch das Einbringen von Vorschlégen aus der Bevolkerung und
der Diskussion dartiber ein Projekt sogar verbessert wird, kann dies der Akzeptanz einer zukinf-
tigen Projektrealisierung dienen.

Ob und in welcher Form solche Mitwirkungsveranstaltungen durchgefiihrt werden sollen, muss
von Sachplan zu Sachplan und von Projekt zu Projekt einzeln entschieden werden — denn jedes
Projekt und jeder Sachplan hat seine eigenen Dynamiken. Sachplédne kénne man gemadss Sach-
planverantwortlichen SIL "letztendlich nicht miteinander vergleichen. Es heisst zwar Uberall
‘Sachplan’, aber es steckt jedes Mal etwas vollig anderes dahinter”. Dies findet auch der Sach-
planverantwortliche SIN: "Wir arbeiten unterschiedlich, wir haben unterschiedliche Rechts-
grundlagen und man hat unterschiedliche Aufgaben, die wir vornehmen missen”. Auch bei den
Betroffenen handelt es sich jeweils um unterschiedliche Personen mit unterschiedlichen Interes-
sen, Winschen und Sorgen. Daher sollte grundsatzlich fiir jedes Sachplanvorhaben jeweils eva-
luiert werden, ob sich die Durchfiihrung einer Mitwirkung lohnt oder ob diese sogar nétig ist
und, wie diese ausgestaltet sein sollte. Soll es eine einmalige Veranstaltung sein oder sollen es
mehrere Veranstaltungen z. B. in Form von Begleitgruppen sein? Denn wie im nachfolgenden
Zitat von Kubicek festgehalten wird, ist jedes Mitwirkungsverfahren einmalig und kann nie eins
zu ein auf ein anderes Verfahren ubertragen werden.

"Blrgerbeteiligung in jeder Form [...] sind Unikate, die massgeschneiderte
Einzelfertigung erfordern. Es kann bei der Ubertragbarkeit also nur darum gehen,
eine individuelle Kombination aus den [...] bewahrten Bausteinen zu konzipieren."

(Kubicek 2014b: 53)

58



Literaturverzeichnis

ALPIGER, Claudia und Vatter, Adrian (2015): Kriterien zur Evaluation regionaler Partizipationsverfah-
ren bei der Standortsuche flr Tiefenlager von radioaktiven Abfallen. Grundlagendokument aus dem
Forschungsprojekt "Partizipative Entsorgungspolitik”, Bern: Institut fur Politikwissenschaft, Univer-
sitdt Bern. URL.: https://boris.unibe.ch/105680/1/Evaluationskriterien_d.pdf (Stand: 30.11.2017).

ALPIGER, Claudia und Vatter, Adrian (2016): Evaluation regionaler Partizipationsverfahren bei der Standort-
suche fir Tiefenlager von radioaktiven Abfallen. Erster Zwischenbericht aus dem Forschungsprojekt "Par-
tizipative Entsorgungspolitik”, Bern: Institut fiir Politikwissenschaft, Universitat Bern. URL.: https://
boris.unibe.ch/105682/1/Evaluation%?20regPart_d.pdf (Stand: 30.11.2017).

ALPIGER, Claudia und Vatter, Adrian (2017): Partizipation von Frauen, Jugendlichen und Personen mit Mig-
rationshintergrund am Beispiel der Entsorgung radioaktiver Abfélle. Teilprojekt aus dem Forschungspro-
jekt "Partizipative Entsorgungspolitik”, Bern: Institut fiir Politikwissenschaft, Universitit Bern. URL:
https://boris.unibe.ch/106659/1/Partizipation%20Frauen%20Jugend_d.pdf (Stand: 30.11.2017).

ARE — BUNDESAMT FUR RAUMENTWICKLUNG (2017a): Sachplan Asyl SPA, Bern: Eidgendssisches Departe-
ment fur Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fuir Raumentwicklung. URL.: https://
www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/konzepte-und-
sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-asyl.html (Stand: 30.11.2017).

ARE — BUNDESAMT FUR RAUMENTWICKLUNG (2017Db): Sachplan Geologische Tiefenlager SGT, Bern: Eidge-
nossisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Raument-
wicklung. URL: https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-
planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-geologische-tiefenlager-sgt.html
(Stand: 30.11.2017).

ARE — BUNDESAMT FUR RAUMENTWICKLUNG (2017c): Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt SIL, Bern: Eidge-
nossisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Raument-
wicklung. URL: https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-
planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-verkehr-spv/sachplan-infrastruktur-
der-luftfahrt-sil.html (Stand: 30.11.2017).

ARE — BUNDESAMT FUR RAUMENTWICKLUNG (2017d): Sachplan Militdr SPM, Bern: Eidgendssisches Depar-
tement fur Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Raumentwicklung. URL.:
https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/
konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-militaer-spm.html (Stand: 30.11.2017).

ARE - BUNDESAMT FUR RAUMENTWICKLUNG (2017e): Sachplan Ubertragungsleitungen SUL, Bern: Eidge-
nossisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Raument-
wicklung. URL.: https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-
planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-uebertragungsleitungen-suel.html
(Stand: 30.11.2017).

ARE — BUNDESAMT FUR RAUMENTWICKLUNG (2017f): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse, Bern:
Eidgendssisches Departement flir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fir Raum-
entwicklung. URL.: https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-
und-planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-verkehr-spv/sachplan-verkehr--
teil-infrastruktur-strasse.html (Stand: 30.11.2017).

ASTRA — BUNDESAMT FUR STRASSEN (2017a): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse. Konzeptteil.
28.02.2017 Anhorung der Kantone (Art. 19 RPV), Bern: Eidgendssisches Departement fiir Umwelt, Ver-
kehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Strassen; Bundesamt fiir Raumentwicklung.

ASTRA — BUNDESAMT FUR STRASSEN (2017b): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse. Objektteil.
28.02.2017 Anhorung der Kantone (Art. 19 RPV), Bern: Eidgendssisches Departement fiir Umwelt, Ver-
kehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Strassen; Bundesamt fiir Raumentwicklung.

ASTRA — BUNDESAMT FUR STRASSEN (2017c): Strassen und Verkehr 2017. Entwicklungen, Zahlen, Fakten,
Bern: Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fur
Strassen.

59



BALS, Christoph, EI Alaoui, Alexander und Hanlein, Rotraud (2015): Beteiligung und Transparenz bei der
Stromnetzplanung. Handlungsempfehlungen vom BESTGRID-Projekt. Handbuch — Teil 1, Bonn: Germa-
nwatch.

BAYV — BUNDESAMT FUR VERKEHR (2015a): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene. Anpassungen und
Ergénzungen 2015. Erldauterungen, Bern: Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation; Bundesamt fur Verkehr.

BAV — BUNDESAMT FUR VERKEHR (2015b): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene, Objektteil, Bern:
Eidgendssisches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fir Ver-
kehr. URL.: https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/themen/alphabetische-themenliste/raeumliche-
abstimmung/sis/sis-objektteil.html (Stand: 30.11.2017).

BAV — BUNDESAMT FUR VERKEHR (2017a): Plangenehmigungsverfahren, Bern: Eidgendssisches Departement
fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fuir Verkehr. URL.: https://
www.bav.admin.ch/bav/de/home/themen/alphabetische-themenliste/plangenehmigungsverfahren.htmi
(Stand: 30.11.2017).

BAV — BUNDESAMT FUR VERKEHR (2017b): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene (SIS), Bern: Eidge-
nodssisches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Verkehr.
URL: https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/themen/alphabetische-themenliste/raeumliche-abstimmung/
sis.html (Stand: 30.11.2017).

BAZL — BUNDESAMT FUR ZIVILLUFTFAHRT (2000): Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL). Teile I-111 B
und Anhénge, Bern: Eidgendssisches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation;
Bundesamt fur Zivilluftfahrt.

BAZL — BUNDESAMT FUR ZIVILLUFTFAHRT (2004): Koordinationsprotokoll, Bern: Eidgendssisches Departe-
ment fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fur Zivilluftfahrt. URL.: https://
www.bazl.admin.ch/bazl/de/home/politik/luftfahrtpolitik/sachplan-infrastruktur-der-luftfahrt--sil-/
koordinationsprotokolle.html (Stand: 30.11.2017).

BAZL — BUNDESAMT FUR ZIVILLUFTFAHRT (2017a): Konzeptteil des SIL, Bern: Eidgendssisches Departement
fur Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fur Zivilluftfahrt. URL: https://
www.bazl.admin.ch/bazl/de/home/politik/luftfahrtpolitik/sachplan-infrastruktur-der-luftfahrt--sil-/
konzeptteil-sil.html (Stand: 30.11.2017).

BAZL — BUNDESAMT FUR ZIVILLUFTFAHRT (2017b): Objektteil des SIL, Bern: Eidgendssisches Departement
fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fur Zivilluftfahrt. URL: https://
www.bazl.admin.ch/bazl/de/home/politik/luftfahrtpolitik/sachplan-infrastruktur-der-luftfahrt--sil-/
objektteil-des-sil.html (Stand: 30.11.2017).

BAZL — BUNDESAMT FUR ZIVILLUFTFAHRT (2017c): Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL), Bern: Eidge-
ndssisches Departement flir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Zivilluftfahrt.
URL.: https://www.bazl.admin.ch/bazl/de/home/politik/luftfahrtpolitik/sachplan-infrastruktur-der-luftfahrt-
-sil-.html (Stand: 30.11.2017).

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2001): Sachplan Ubertragungsleitungen (SUL). 12.04.2001, Bern: Eidge-
nossisches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt flr Energie.

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2011a): Sachplan geologische Tiefenlager. Ergebnisbericht zu Etappe 1:
Festlegungen und Objektblatter, Bern: Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation; Bundesamt flir Energie.

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2011b): Sachplan geologische Tiefenlager. Konzept regionale Partizipati-
on: Grundlagen und Umsetzung in Etappe 1 und 2, Bern: Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Ver-
kehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt flr Energie.

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2011c): Sachplan geologische Tiefenlager. Konzeptteil. Revision vom 30.
November 2011, Bern: Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation;
Bundesamt fiir Energie.

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2016): Sachplan Ubertragungsleitungen (SUL), Bern: Eidgendssisches
Departement fiir Umwelt, VVerkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Energie. URL: http://
www.bfe.admin.ch/themen/00544/00624/index.html?lang=de (Stand: 30.11.2017).

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2017a): Berechnungen BFE, Bern: Eidgendssisches Departement fiir Um-
welt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt flir Energie.

60



BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2017b): Regionale Partizipation, Bern: Eidgendssisches Departement fiir
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt flr Energie. URL. http://www.bfe.admin.ch/
themen/00511/01432/06819/06833/index.html?lang=de (Stand: 30.11.2017).

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2017c¢): Sachplan geologische Tiefenlager, Bern: Eidgendssisches Depar-
tement fur Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt fiir Energie. URL: http://
www.bfe.admin.ch/themen/00511/01432/06819/index.html?lang=de (Stand: 30.11.2017).

BFE — BUNDESAMT FUR ENERGIE (2017d): Sachplan geologische Tiefenlager (SGT). Storymap, Bern: Eidge-
nossisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation; Bundesamt firr Energie.
URL: http://www.uvek-gis.admin.ch/BFE/storymaps/EA_SachplanGeologischeTiefenlager/?lang=de
(Stand: 30.11.2017).

BFS — BUNDESAMT FUR STATISTIK (2017): Verkehrsinfrastruktur und Fahrzeuge. Infrastruktur und Strecken-
lange: Eidgendssisches Departement des Innern; Bundesamt fur Statistik (BFS), Sektion Mobilitat. URL:
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/mobilitaet-verkehr/verkehrsinfrastruktur-fahrzeuge/
streckenlaenge.html (Stand: 30.11.2017).

BRETTSCHNEIDER, Frank und Renkamp, Anna (2016): Partizipative Gesetzgebungsverfahren. Birgerbeteili-
gung bei der Landesgesetzgebung in Baden-Wrttemberg, Giitersloh: Bertelsmann Stiftung.

BR — SCHWEIZERISCHER BUNDESRAT (2009): Bundesrat legt strategisches Stromibertragungsnetz fest. Info-
kasten Plangenehmigungsverfahren (PGV). Medienmitteilung vom 6.3.2009, Bern: Bundesamt fiir Ener-
gie.

BR — SCHWEIZERISCHER BUNDESRAT (2013): Strategie Stromnetze; Detailkonzept im Rahmen der Energie-
strategie 2050, Bern: Schweizerische Eidgenossenschaft.

BR — SCHWEIZERISCHER BUNDESRAT (2014): Platzierung der Oberflachenanlage flir geologische Tiefenlager:
Planungsstudien der Nagra vollstéandig. Medienmitteilung vom 24.5.2014, Bern: Bundesamt flir Energie.

BR — SCHWEIZERISCHER BUNDESRAT (2017a): Evaluation der Sachplanung. Bericht des Bundesrates in Erfil-
lung des Postulats 13.3461, Albert Vitali, vom 18.06.2013. Bericht vom 26. April 2017, Bern.

BR — SCHWEIZERISCHER BUNDESRAT (2017b): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse: Eréffnung der
Anhdrung der Kantone. Medienmitteilung vom 28.2.2017, Bern: Bundesamt fiir Strassen; Bundesamt fur
Raumentwicklung.

BR — SCHWEIZERISCHER BUNDESRAT (2017c): Sachplanung erflllt ihre Funktionen weitgehend. Medienmittei-
lung vom 26.04.2017, Bern: Generalsekretariat UVEK, Bundesamt fiir Raumentwicklung.

EBG - Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (SR 742.101).

EleG — Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902 (SR
734.0).

ENSI — EIDGENOSSISCHES NUKLEARSICHERHEITSINSPEKTORAT (2017): ENSI publiziert Gutachten zu den
Standortvorschlagen der Nagra fir geologische Tiefenlager. URL: https://www.ensi.ch/de/2017/04/18/
ensi-publiziert-gutachten-zu-den-standortvorschlaegen-der-nagra-fuer-geologische-tiefenlager (Stand:
30.11.2017).

FAAS, Thorsten, Paust, Andreas Paust und Renkamp, Anna (2016): Das Beteiligungsverfahren zum Transpa-
renzgesetz Rheinland-Pfalz. Evaluation des partizipativen Gesetzgebungsverfahrens, Giitersloh: Bertels-
mann Stiftung.

GEELHAARCONSULTING GMBH und cR KOMMUNIKATION AG (2014): Mitwirkung, Information und Kommuni-
kation im Bereich Stromnetze. Studie im Auftrag des Bundesamts fiir Energie, Bern: Bundesamt fiir Ener-
gie.

GENERALSEKRETARIAT VBS (2001): Sachplan Militar. Grundsatze, Militarflugplatze, Ubersetzstellen, Anpas-
sung 2001 des Sachplans Waffen- und Schiessplatze, Bern: Eidgendssisches Departement fur Verteidi-
gung, Bevolkerungsschutz und Sport.

GENERALSEKRETARIAT VBS (2016): Sachplan Militéar 2017. Programmteil. Entwurf vom 30. September 2016
flir die Anhérung und Mitwirkung, Bern: Eidgendssisches Departement fiir Verteidigung, Bevolkerungs-
schutz und Sport.

JORDI, Stefan (2006): Die Anwendung partizipativer Verfahren in der Entsorgung radioaktiver Abfélle, Bern:
Bundesamt flr Energie.

JuD, Barbara (2014): Der Sachplan des Bundes: Ein unterschétztes Instrument. VLP-ASPAN, RAUM & UM-
WELT (2).

61



KUBICEK, Herbert (2014a): Beteiligung gut, Blrgervotum klar, Ende noch offen. Wissenschaftliche Evaluation
des Modellprojekts Innovative Blirgerbeteiligung Ortsumgehung Waren. Institut fir Informationsmanage-
ment Bremen GmbH, Giitersloh: Bertelsmann Stiftung.

KUBICEK, Herbert (2014b): Vorbild fir umfassende und transparente Information. Wissenschaftliche Evalua-
tion des Modellprojekts Burgerdialog A 33 Nord. Institut fiir Informationsmanagement Bremen GmbH,
Giitersloh: Bertelsmann Stiftung.

LINDER, Wolf, Lanfranchi, Prisca, Schnyder, Damian und Vatter, Adrian (1992): Mitwirkungsverfahren und -
modelle. Vorschlage fur eine Mitwirkungspolitik des Bundes nach Art. 4 RPG, Bern: Forschungszentrum
fiir schweizerische Politik; Bundesamt fur Raumplanung.

NSG - Bundesgesetz iber die Nationalstrassen vom 8. Mérz 1960 (SR 725.11).

PLANVAL (2014): Aufbau der regionalen Partizipation im Sachplanverfahren zur Standortsuche von geolo-
gischen Tiefenlagern. Umsetzung und Erfahrungen, Bern: Bundesamt fiur Energie.

RPG - Bundesgesetz lber die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (SR 700).

RPV — Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (SR 700.1).

SACHPLANVERANTWORTLICHE SPA (2017): Sachplan Asyl SPA. Interview vom 15.6.2017, Bern.

SACHPLANVERANTWORTLICHER 1 SPM (2017): Sachplan Militar SPM. Interview vom 1.6.2017 (zusammen
mit Sachplanverantwortlichen 2), Bern.

SACHPLANVERANTWORTLICHER 2 SPM (2017): Sachplan Militar SPM. Interview vom 1.6.2017 (zusammen
mit Sachplanverantwortlichen 1), Bern.

SACHPLANVERANTWORTLICHER SIL (2017): Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt SIL. Interview vom
17.5.2017, Bern.

SACHPLANVERANTWORTLICHER SIN (2017): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse SIN. Interview vom
24.5.2017, Bern.

SACHPLANVERANTWORTLICHER SIS (2017): Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene SIS. Interview vom
31.5.2017, Bern.

SACHPLANVERANTWORTLICHER SUL (2017): Sachplan Ubertragungsleitungen SUL. Interview vom
24.5.2017, Bern.

SEM — STAATSSEKRETARIAT FUR MIGRATION (2017): Sachplan Asyl SPA. Konzeptteil und Objektteil. Entwurf
fiir die Anhérung und Mitwirkung gem. Art. 19 RPV, April 2017, Bern: Staatssekretariat fir Migration.

SVI — SCHWEIZERISCHE VEREINIGUNG DER VERKEHRSINGENIEURE UND VERKEHRSEXPERTEN (2014): Partizi-
pation in Verkehrsprojekten. Handbuch, Zirich: Schweizerischer Verband der Strassen- und Verkehrs-
fachleute (VSS).

SWISSNUCLEAR (2016): Kostenstudie 2016 (KS16). Schatzung der Entsorgungskosten — geologische Tiefenla-
gerung, Olten: swissnuclear — Fachgruppe Kernenergie der swisselectric.

UVEK — EIDGENOSSISCHES DEPARTEMENT FUR UMWELT, VERKEHR, ENERGIE UND KOMMUNIKATION (2017):
Luftfahrt, Bern. URL.: https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/luftfahrt.html (Stand:
30.11.2017).

VBS — EIDGENOSSISCHES DEPARTEMENT FUR VERTEIDIGUNG, BEVOLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT (2017):
Sachplan Militar, Bern: Eidgendssisches Departement fiir Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport.
URL.: http://www.vbs.admin.ch/de/themen/raumplanung-immobilien/sachplan-militaer.html (Stand:
30.11.2017).

VIG - Bundesgesetz (iber das Vernehmlassungsverfahren vom 18. Marz 2005 (SR 172.061).

VPeA - Verordnung tber das Plangenehmigungsverfahren flr elektrische Anlagen vom 2. Februar 2000 (SR
734.25).

WIEDEMANN, Peter M. und Claus, Frank (2017): Hilft Blirgerbeteiligung bei der Suche nach sozialvertragli-
chen Unterkiinften fir Fluchtlinge in Nordrhein-Westfalen? Mitteilungen des Instituts fir Deutsches und
Internationales Parteienrecht und Parteiforschung (MIP) 23, S. 63-71.

62



Anhang

Anhang 1 Informationen zu den Interviews

Die nachfolgende Tabelle enthélt Informationen zu den Interviews, die mit den Sachplanverant-
wortlichen der sechs analysierten Sachplane durchgefiihrt wurden. Alle Interviews wurden im
Raum Bern an den jeweiligen Arbeitsplatzen der Sachplanverantwortlichen durchgefiihrt. Die
Gesprache dauerten zwischen 40 und 60 Minuten.

Sachplan

SIS: Sachplan Verkehr,

Teil Infrastruktur Schiene

SIN: Sachplan Verkehr,

Teil Infrastruktur Strasse

SIL: Sachplan Infrastruktur
Luftfahrt

SUL: Sachplan

Ubertragungsleitungen

SPM: Sachplan Militar

SPA: Sachplan Asyl

Sachplan-
Verantwortliche(r)

Herr Markus Hoenke

Herr Jorg Haberli

Herr Martin Bar

Herr Olivier Klaus

Herr Markus Rittimann
(inkl. Herr Oliver Tew)

Frau Katrin Graf

Bundesbehodrde

Bundesamt fur Verkehr
(BAV)

Bundesamt fiir Strassen
(ASTRA)

Bundesamt fur Zivilluftfahrt
(BAZL)

Bundesamt fiir Energie (BFE)

Eidgendssisches Departe-
ment flr Verteidigung, Be-
volkerungsschutz und Sport
(VBS; Generalsekretariat)

Staatssekretariat fiir
Migration (SEM)

Datum

31.5.2017

24.5.2017

17.5.2017

24.5.2017

1.6.2017

14.6.2017
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ANHANG

Anhang 2 Eckdaten der behandelten Sachpldne des Bundes

Sachplan

Sachplan Verkehr,
Teil Programm (SPV)

Sachplan Verkehr, Teil
Infrastruktur Schiene
(SIS)

s
Infrastruktur Strasse 4
(SIN)

~

Sachplan Verkehr, Teil .
Q
Sachplan Infrastruktur
der Luftfahrt (SIL)
Sachplan Ubertra-

Sachplan Militar (SPM)

Sachplan Asyl (SPA)

24

Sachplan geologische
Tiefenlager (SGT)

a

gungsleitungen (SUL) %

Verabschiedung durch
Bundesrat

April 2006

Sept. 2010

(vorher: Sachplan Alptransit,
April 1995)

voraussichtlich im
Frihjahr 2018

(Feb.—Juni 2017 in Anhérung)

Okt. 2000

Juni 2001

Aug. 1998: Sachplan Waffen-
und Schiessplatze (SWS)

Feb. 2001: SPM

voraussichtlich Ende 2017
(April-Juli 2017 in Anhérung)

April 2008

Anpassungen

zurzeit in Uberarbeitung

Dez. 2011, April 2014,
Aug. 2015, Dez. 2015

zurzeit in Uberarbeitung

mehrere Anpassungen

zurzeit in Uberarbeitung

Marz 2009

Gesamtrevision in Bearbeitung

(2007; nicht abgeschlossen)

2017 in Anhérung
(= Zusammenfiihrung
SPM und SWS)

Abschluss Etappe 1: Nov. 2011
Abschluss Etappe 2: Dez. 2018

Abschluss Etappe 3: voraus-
sichtlich 2029

feder-
fuhrende
Behorde

ARE

BAV

ASTRA

BAZL

BFE

VBS
(General-
sekretariat)

SEM

BFE

Anmerkungen: Zusétzlich zur genannten federfiihrenden Behdrde ist jeweils auch das ARE eine zustdndige Bundes-
stelle. Quellen: Die Quellen zu den dargestellten Informationen sind in den Texten zu den jeweiligen Sachplanen
aufgefiihrt (siehe Kapitel 3.1 und 4.1). Die Bildquellen sind sowohl eigenen Darstellungen (SIS, SIN, SUL, SPA)
als auch von der Homepage www.pixabay.com bernommene Bilder, die zur freien Verfiigung stehen (SIL, SPM,

SGT).

64



	1 Einleitung
	2 Daten und Methode zur Prüfung der Übertragbarkeit
	Ausbau oder Neubau der Infrastruktur
	Geografischer Handlungsspielraum
	Gesellschaftliches Konfliktpotenzial und öffentliche Aufmerksamkeit des Themas
	Anzahl Standorte bzw. Projekte
	Zahlungsbereitschaft des Infrastrukturbetreibers
	Zeitdruck

	3 Die Mitwirkungsmechanismen im Sachplanverfahren geologische Tiefenlager
	3.1  Der Sachplan geologische Tiefenlager SGT
	3.2 Die regionale Partizipation im Sachplan geologische Tiefenlager

	4 Die Mitwirkungsmechanismen anderer Sachpläne des Bundes
	4.1  Die Sachpläne des Bundes
	Das Instrument des Sachplans
	Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Schiene SIS
	Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Strasse SIN
	Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt SIL
	Sachplan Übertragungsleitungen SÜL
	Sachplan Militär SPM
	Sachplan Asyl SPA

	4.2  Die (öffentliche) Mitwirkung in den Sachplänen des Bundes
	Mitwirkung beim SIS
	Mitwirkung beim SIN
	Mitwirkung beim SIL
	Mitwirkung beim SÜL
	Mitwirkung beim SPM
	Mitwirkung beim SPA


	5 Die Rahmenbedingungen für die Durchführung eines öffentlichen Mitwirkungsverfahrens im Vergleich
	6 Fazit
	Literaturverzeichnis
	Anhang
	Anhang 1 Informationen zu den Interviews
	Anhang 2 Eckdaten der behandelten Sachpläne des Bundes


